
• 

Buchensee 1 • 82323 Tutzing • Telefon 08158/256-0 • Fax 08158/256-14+51 

lnternet:http://www.apb-tutzing . de • E-maii:Chefsekretariat@apb-tutzing.de 

Angriff auf die moderne Staatlichkeit 
Der 11. September offenbart die Zerbrechlichkeit der Zivilisation 

W rd wirklich nichts mehr sein 
wie vorher? Wir haben ge­
wiss einige Illusionen ver­

loren über die Unangreifbarkeit unse­
rer Existenz. Aber längst führen wir 
wieder unsere gewohnten Diskussio­
nen, z.B. über die Verhältnismäßigkeit 
der nach innen und aussen einzuset­
zenden Gegenwehr. Das ist gut so; 
denn die offene Gesellschaft kennt 
keine Einstimmigkeit, und die Freiheit 
der Gedanken, des Wortes und des 
Dissenses dürfen wir uns durch Ter­
rorismus schon gleich gar nicht neh­
men lassen, so sehr er auch auf Kon­
sens drängt, um die angemessene Ver­
teidigung gegen ihn zu finden. 

Solange wir auch darüber streiten, blei­
ben wir der Gesellschaftsform treu, die 
Fundamentalisten zerstören wollen. 
Überraschend erscheint vor allem die 
Überraschung, die der am 11. Septem­
ber erbrachte Nachweis der Zerbrech­
lichkeit unserer Zivilisation ausgelöst 
hat. Es ist relativ einfach, unser System 
der Daseinsführung und seine hoch­
komplexe Infrastruktur herauszufor­
dern, es an symbolischen oder auch 
existenziellen Schnittstellen lahmzu-

Internationales Forum: 

legen, Leib und Leben zu gefahrden. 
In seiner Komplexität kann es nur 
funktionieren, weil sich tagtäglich 
Millionen von Menschen an Regeln 
und Funktionalitäten orientieren -
kurz sich so verhalten, wie die Situa­
tion definiert ist. Und Abermillionen 
verlassen sich darauf, dass genau das 
geschieht. InNewYorkund Washing­
ton geschah eben dies nicht mehr_ 
Im Kleineren gab es vorher schon 
Ähnliches. So hätten wir durchaus 
wissen können, dass es auch im Grö­
ßeren geschehen kann- an jedem Ort, 
zu jeder Stunde und mit jedem denk­
baren Mittel. Der Terror erklärt seine 
Kriege nicht mehr mit Trommelschlag 
und TrompetenschalL Er zielt auch 
nicht vordringlich auf Territorien und 
Armeen, sondern aufs Herz des mo­
dernen Staates, nämlich auf das exi­
stenzielle Vertrauen in die Grundla­
gen gesellschaftlichen Zusammenle­
bens. Der zweite Angriff gilt der mo­
dernen Staatlichkeit schlechthin. Ihre 
Basis ist die weltanschauliche, die re­
ligiöse Neutralität des Staates, die 
vielfältigen Weltdeutungen und Wer­
tesystemen Existenz- und Entfaltungs­
recht garantiert. Per Staat der offenen 

Gesellschaft stellt weder Wahrheits­
fragen noch -ansprüche. Er unterbin­
det solche Fragen nicht, auch nicht die 
Antworten. Aber er unterbindet ihre 
öffentliche Verbindlichkeit. J ahrhun­
derte hat die Geistesgeschichte durch­
laufen, bis sie diesen Grundlagen des 
Pluralismus Geltung verschaffte. Sie 
verlangen allen Überzeugten Tole­
ranz und Respekt gegenüber anderen 
Überzeugungen ab. 

Was wir dagegen gesehen haben, ist 
eine .Privatisierung geradezu kriege­
rischer Gewalt aus fundamentalisti­
scher Gewissheit. In Staat und Poli­
tik können wir solche Gewissheiten 
weder teilen noch konzessionieren. 
Wir können sie, soweit sie sich mit 
menschenverachtenden Aggressionen 
paaren, auch nicht respektieren und 
tolerieren. Die Ereignisse werfen uns 
auf alte Grundfragen zurück, die wir 
beantwortet glaubten. Offenbar stel­
len sie sich aufgrund der Globalisie­
rung und der Migration von Men­
schen und Ideen neu - auch für uns. 

Heinrich Oberreuter 

( 4. Passauer Tetralog: 

Krieg in den Medien - Medien im Krieg 
Bilder in Medien machen Politik. Sie können das Publikum 
manipulieren, wachrütteln und Emotionen wecken. Noch vor 
den Terrorangriffen auf die USA und dem Afghanistan-Krieg 
beschäftigte sich eine Tagung mit der Macht der Bilder. 

Den Europäern fehlt eine Vision 
"Die Öffnung nach dem Osten" stand heuer auf der Tages­
ordnung der Diskussion innerhalb der Europäischen Wochen. 
Internationale Experten forderten die Erweiterung im Her­
zen, nicht nur im Geldbeutel. 
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Internationales Forum: 

Krieg in den Medien - Medien im Krieg 
"Was im Fernsehen nicht zu sehen ist, existiert nicht" 

Bilder in Medien machen Politik. Bilder können Zuschauer mani­
pulieren, wachrütteln und Emotionen wecken. Täglich erlebt das 
Publikum am heimischen Fernsehapparat, wie Menschen bei Kon­
flikten ums Leben kommen. In welchem Maße beeinflussen Medien 
durch solche Bilder? Können gezeigte Bilder eventuell sogar Kri­
seninterventionen auslösen? Welche Macht geht heute von BiJdern 
aus und wer nutzt sie wofür? Antworten auf diese Fragen versuch­
ten Experten aus Medien, Wissenschaft und dem Militär beim Tut­
zinger Internationalen Forum "Macht der Bilder - Internationales 
Krisenmanagement und Medien" zu geben, einer Kooperation mit 
der Deutschen Atlantischen Gesellschaft unter Leitung von Horst 
Denzer und Barbara Könitz. Im Mittelpunkt des Interesses standen 
die Beispiele Balkan- und Golfkrieg sowie der Nahostkonflikt. Die 
Tagung fand vor den Terrorangriffen gegen die USA und dem 
Afghanistan-Krieg statt. Wie funktioniert hier Krisenmanagement? 
Welche Probleme gab und gibt es bei der Berichterstattung aus die­
sen Regionen? Wurde durch diese Berichterstattung die öffentliche 
Meinung beeinflußt - oder gar manipuliert? 

ginalaufnahmen im Irak vorgelegt", 
sagte der Journalist Veit Lennartz. 
Können den Medien deswegen Vor­
würfe gemacht werden? Sicher nicht, 
denn wie sollten Journalisten diese 

en und somit die Öffentlichkeit hinter 
sich zu bringen, meinte ZDF-Redak­
teur Martin W eiss, der lange Zeit vom 
Balkan berichtete. Vor allem im Bos­
nienkrieg fragten sich die Journalisten 
oft: "Wer ist da eigentlich der Gute, 
wer der Böse?", so Weiss weiter. Bei 
solch unklaren Situationen können 
also Journalisten- aber auch Militärs, 
Politikerund NGO's- zum Instrument 
der einen oder der anderen Seite wer­
den. Deshalb sei die journalistische 
Sorgfaltspflicht gerade in solchen Re­
gionen unabdingbar, meinte ER-Jour­
nalist Franz Stark. Dennoch vollfüh­
ren Kriegs- bzw. Krisenberichterstat­
ter Drahtseilakte: Wertvolle Informa­
tionen aus erster Hand bekommt ein 
Journalist nur, wenn er Personen der 
einen oder anderen Konfliktpartei gut 
kennt und diese ihm auch vertrauen. 
Nutzt er diese Informationen zu einer 
negativen Berichterstattung, so verliert 
er das Vertrauen seiner Informanten 
und somit auch den Informationsvor­
sprung vor der Konkurrenz. Er behält 

W elche Bilder bringt der Zu­
schauer mit diesen Bei­
spielen zuerst in Verbin­

dung? Auf dem Balkan die Bilder von 
vertriebenen Menschen; im Nahost­
konflikt Steine werfende Palästinen­
ser; im Golfkrieg die videospielähn­
lichen Bilder von Raketen kurz vor 
ihrem Einschlag. Diese Bilder ma­
chen betroffen, sie können auch fas­
zinieren. Die in einem solchen Kri­
senszenario beteiligten Akteure - Po­
litiker, Soldaten und Journalisten -
versuchen dabei, ihren Standpunkt in 
einem möglichst guten Licht erschei­
nen zu lassen. Die Versuchung, die 
Öffentlichkeit dabei zu manipulieren, 
ist für alle Seiten verlockend. Doch 
zur Manipulation gehören immer 
zwei: diejenigen, die manipulieren 
und diejenigen, die sich manipulieren 
lassen. All zu oft glaubt der Zuschau­
er nur das, was er sieht. Doch wer ent­
scheidet darüber, was das Publikum 
wann aus welcher Perspektive sieht? 
Wer kann wen manipulieren? Die 
Militärs können die Medien manipu­
lieren. So geschehen im Golfkrieg: 

v.l.: Veit Lennartz, Klaus Naumann Horst Denzer, Maltin Wet:s-s, Manfred 
Eisele, Barbara Könitz Fotos: eh 

"Teile des ,klinisch sauberen Krieges' 
wurden in einer Wüste in Texas ge­
dreht und dann den Medien als Ori-
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manipulierten Bilder überprüfen? 
Aber auch die Medien können ihrer­
seits durch (manipulierte) Aufnahmen 
sowohl die Politik als auch das Mili­
tär unter Druck setzen. Die Konflikt­
gegner selber versuchen ihrerseits wie­
derum, mit Opferbeiträgen die Medi-

andererseits das Vertrauen seiner In­
formanten, wenn er positiv über sie 
berichtet. Er läßt sich somit unter 
Umständen selbst manipulieren. "Eine 
objektive Berichterstattung aus 
Kriegsgebieten kann es eigentlich 
nicht geben", so Stark. 
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Bemühen um 
Objektivität 

Stark meinte damit aber nicht, dass 
sich Journalisten nicht um eine objek­
tive Berichterstattung bemühen soll­
ten. Dies bemängelte er - und viele 
seiner Kollegen - bei der vieldiskutier­
ten Dokumentation zum Kosovokrieg 
"Es begann mit einer Lüge". 
Der Mitautor dieses Films, Mathias 
Werth, bestritt in einem Streitgespräch 
mit Stark den Vorwurf der Subjekti­
vität oder gar der Manipulation: Er 
wollte nur zeigen, wie Verteidigungs-

Franz Stark: "Objektive Kriegs­
berichterstattung gibt es streng 
genommen gar nicht. " 

minister Scharping versuchte, wäh­
rend der NATO-Luftschläge unter 
deutscher Beteiligung die bröckelnde 
Zustimmung in der deutschen Bevöl­
kerung zurückzugewinnen. Dies ge­
schah nach der Ansicht Werths da­
durch, dass Scharping die Berichte und 
Bilder aus dem Kosovo manipulieren 
ließ bzw. überbewertete. Werth zufol­
ge gab es vor den NATO-Luftangrif­
fen auf Jugoslawien keine humanitä­
re Katastrophe - "höchstens eine hu­
manitäre Krise". Erst durch die Angrif­
fe der NATO setzte eine massenhafte 
Fluchtwelle aus dem Kosovo ein. 
Doch wo liegt der Unterschied zwi­
schen einer humanitären Krise und 
einer humanitären Katastrophe, frag­
te sich nicht nur Franz Stark. So gebe 
es nach Starks Meinung heute mehr 
Quellen, die gegen die Thesen W erths 
sprechen. Stark räumte aber ein, dass 
nicht alles, was im Film gezeigt wur­
de, falsch sei. Jedoch sei der Film in 
seiner Gesamtheit zu einseitig. Gera-
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de in Jugoslawien wurde diese Doku­
mentation dazu mißbraucht, um die 
NATO als den eigentlichen Aggres­
sor darzustellen. Stark fugte außerdem 
noch hinzu, dass der Kosovokrieg eine 
lange Vorgeschichte habe und nicht 
erst mit den NATO-Luftangriffen be­
gann. Deshalb sei aufgrund der dama­
ligen Lage ein Einsatz der NATO ge­
rechtfertigt gewesen. Dem wider­
sprach W erth: "Die Chance auf eine 
friedliche Lösung wurde von den 
westlichen Staaten leichtfertig verge­
ben." An dieser Aussage sind jedoch 
Zweifel angebracht: Hätte die NATO 
so lange warten sollen, bis der Koso­
vo 'ethnisch gesäubert' gewesen 
wäre? Richtig ist, dass der NATO-Ein­
satz ohne UN-Mandat gestartet wor­
den war. Dies bleibt als Manko fest­
zuhalten. 

Genozid verhindern 

Andererseits waren nun einmal Ruß­
land und China im UN-Sicherheitsrat 
nicht bereit, ein UN-Mandat für das 
Kosovo zu erteilen. General a.D. Klaus 
Naumann sagte, dass Milosevic ihm 
gegenüber in einer Unterredung das 
Wort "Endlösung" in bezug auf die 
Kosovo-Albaner in den Mund nahm. 
Dies würde er im Zweifelsfall auch am 
Internationalen Gerichtshof fur Men­
schenrechte in Den Haag gegen Milo­
sevic aussagen. Deshalb war nach der 
Überzeugung Naumanns das Eingrei­
fen der NATO- auch ohne UN-Man­
dat - richtig gewesen, um im Kosovo 
einen Genozid zu verhindern. 

Doch wie sieht nun die Zukunft in die­
ser Krisenregion aus? Hier ist die Po­
litik gefragt. Eines scheint dabei klar 
zu sein: eine langjährige Präsenz von 
Schutztruppen in dieser Region ist 
unabdingbar. Denn kaum beruhigt sich 
die Lage in einem Gebiet auf dem 
Balkan, dann bricht an einer anderer 
Stelle die nächste Krise aus. Naumann 
brachte diesen Zustand auf den Punkt: 
"Die Abwesenheit von Krieg in einer 
Region auf dem Balkan bedeutet noch 
lange nicht Frieden." Deshalb muß im 
Mittelpunkt der Bemühungen nicht 
nur die möglichst kurzfristige Been­
digung eines Konfliktes stehen, son­
dern es muß von Anfang an klar sein, 
wie man einen nachhaltigen Frieden 

schaffen kann. Leider wird diesem 
Punkt in den Planungen zu wenig Be­
achtung geschenkt, beklagte General 
a.D. Klaus Reinhardt. Gerade diese 
"Post-Intervention" (Naumann) macht 
aber einen Erfolg oder Mißerfolg ei­
ner Mission aus. 

Wahrnehmung erzeugt 
politischen Druck 

Wo und aus welchen Anlässen wer­
den in Zukunft nun westliche Staaten 
in Konflikte eingreifen? Nur dort, wo 
es aufgrundvon Medienberichten au­
genscheinliche humanitäre Katastro­
phen gibt? Oder dort, wo westliche 
Interessen (Öl etc.) gefährdet sind? 
Oder soll in Zukunft nur da eingegrif­
fen werden, wo der Krieg quasi vor 
der eigenen Haustür stattfindet? Heut­
zutage gibt es Hunderte von Konflikt­
herden auf der Welt, aber nur ein 
Bruchteil davon wird wahrgenommen. 
Und die Öffentlichkeit nimmt sie nur 
wahr, weil darüber berichtet wird. 
Martin Weiss sagte dazu etwas zy­
nisch: "Es gibt heute in der Welt Kon­
flikte, die interessiert hierzulande kein 
Schwein. Aber nur weil über einen 
Konflikt nichts berichtet wird, heißt 
das noch lange nicht, daß es diesen 
Konflikt nicht gibt!" Andererseits 
steht es außer Frage, dass die NATO 
oder die UN nicht an jedem Unruhe­
herd dieser Welt intervenieren können. 
Man kann von den Medien auch nicht 
verlangen, dass sie über jede Krise be­
richten. Täten sie es, die Zeitungen 
und Nachrichtensendungen hätten nur 
noch Platz für solche Themen. Das 
klingt zuerst einmal sehr hart - es ist 
aber die bittere Realität. Worüber nicht 
berichtet wird, findet nicht statt. Ohne 
öffentliche Wahrnehmung kein öffent­
licher Druck. Ohne öffentlichen Druck 
keine politische Handlungen. Ande­
rerseits können die westlichen Staaten 
nicht überall Feuerwehr spielen und 
jeden Brandherd weltweit löschen. Die 
Deutschen konnten lange Zeit mit die­
ser Philosophie gut leben: Deutschland 
ist historisch vorbelastet; jeder militä­
rische Auslandseinsatz muß gut durch­
dacht sein. Daran ist im Prinzip nichts 
auszusetzen. Es kann aber nicht dazu 
fuhren, sich vor der Verantwortung zu 
drücken. Noch bis zum Golfkrieg 
konnte sich Deutschland von einer 

~ 
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aktiven militärischen Teilnahme 'frei­
kaufen' . Doch diese "Scheckbuch-Di­
plomatie reicht heute nicht mehr aus. 
Heutzutage muß man Flagge zeigen," 
sagte Generalmajor a.D. Manfred Ei­
sele. Gerade in bezug auf die Einsatz­
fahigkeit der Bundeswehr im Ausland 
müssen Zweifel aufkommen. 

Bilder machen Politik 

Doch nicht nur militärisch sollte 
Deutschland nach Ansicht seiner Ver­
bündeten mehr Verantwortung über­
nehmen. Auch auf dem diplomati­
schen Feld kann Deutschland als an­
gesehener Partner in Konfliktfall ver­
mitteln. Erste kleinere Schritte in die­
se Richtung machte Außenminister 
Fischer im Nahen Osten. Gerade dort 
ist das Krisenmanagement äußerst 
schwierig. Täglich kann der Zuschau­
er verfolgen, wie durch Bilder Politik 

Rainer Büren: "Ohnmächtiges 
Schulterzucken" 

gemacht wird: Bilder von Sprengstoff­
anschlägen, von durch Bomben zer­
störten Häusern - menschliches Leid 
auf allen Seiten. Die Gewaltspirale in 
dieser Region scheint sich unaufhör­
lich weiterzudrehen. Ein Ende der 
Gewalt ist nicht abzusehen - so die 
immer wiederkehrende Floskel in den 
Medien. Rainer Büren sagte dazu: 
"Wir müssen uns einfach daran ge­
wöhnen, dass es in manchen Krisen­
regionen Krieg und Frieden gleichzei­
tig gibt." Das wirft die Frage auf, ob 
sich die Mehrheit des Publikums nicht 
längst schon an diese Bilder gewöhnt 
hat. Nimmt die Öffentlichkeit heute 
das Geschehen im Nahen Osten nicht 
mit einem ohnmächtigen Schulterzuk­
ken hin? 
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Referenten: 

Prof. Dr. Helga BAUMGARTEN (Universität Birzeit, Palästina), 
Prof. Dr. Rainer BÜREN (Special Adviser to Secretary General, NATO­
Parliamentary Assembly), Manfred EISELE (Generalmajor a.D., ehern. 
Beigeordneter UN-Generalsekretär), Veit LENNARTZ (Südwest­
rundfunk), Klaus NAUMANN (General a.D., Ehern. Vorsitzender des 
NATO-Militärausschusses und Generalinspektor der Bundeswehr), 
Dr. Klaus REINHARnT (General a.D., ehern. Befehlshaber LANDCENT 
und KFOR), Dr. Friedrich SCHREIBER (ehern. ARD-Korrespondent in 
Tel Aviv), Dr. Pranz STARK (Bayerischer Rundfunk- Fernsehen), 
Martin WEISS (ZDF heute Journal), Mathias WERTH (Redakteur bei 
Monitor, WDR) 

Tagungsleitung: 

Dr. Horst DENZER (Akademie für Politische Bildung Tutzing) 
Barbara KÖNITZ (Geschäftsführerin der Deutschen Atlantischen 
Gesellschaft, Bonn) 
Tagungsassistenz: Nancy DE GRAAF (Redakteurin, Tutzing) 

Die Bilder könnenjedoch vor Ort sehr 
wohl noch Emotionen und Stimmun­
gen aufheizen: "Die Intifada war ein 
Beispiel dafür, dass Bilder Politik 
machen", sagte der ehemalige Israel­
Korrespondent Friedrich Schreiber. 

Ein positives Beispiel für den Einfluß 
der Medien auf die Politik nannte Hel­
ga Baumgarten, die in der Nähe von 
Jerusalem lebt und arbeitet: Israelische 

He/ga Baumgarten: Medien kön­
nen die Politik auch positiv beein­
flussen 

Soldaten sperrten eine Straße nach 
Ramallah ab und pflügten diese meh­
rere hundert Meter um; ein Durchkom­
men war nicht mehr möglich. Baum­
garten und viele palästinensische Stu­
denten, die durch diese Straßensperre 
nicht mehr an ihren Studienort kamen, 

demonstrierten friedlich gegen diese 
Absperrung. Diese Demonstration be­
obachteten große Teile der dortigen 
und der ausländischen Presse. Drei 
Tage später war diese Straße wieder 
befahrbar - der öffentliche Druck 
durch die Berichterstattung hatte also 
anscheinend Früchte getragen. Dies ist 
zwar nur eine Randepisode; sie zeigt 
aber, dass Medien sehr wohl die Poli­
tik im Nahen Osten beeinflussen kön­
nen. 

Welche Schlussfolgerungen können 
nun aus dieser Tagung gezogen wer­
den? Die Macht der Bilder ist bis heu­
te ungebrochen. Bilder aus Kriegs­
und Krisenregionen können dabei die 
öffentliche Meinung und Stimmung 
beeinflussen und somit politisches 
Handeln erzwingen. Man sollte jedoch 
die Macht der Medien nicht allzu sehr 
überschätzen. Allerdings sind die 
Möglichkeiten der Manipulation -und 
damit auch die Versuchung- von al­
len Seiten (Medien, Politik und Mili­
tär) heute größer als je zuvor. Der Zu­
schauer kann am heimischen Bild­
schirm die Echtheit von Bildern nicht 
überprüfen. Das ist und bleibt eine 
Aufgabe der Journalisten. Diese tra­
gen bei solchen Berichterstattungen 
eine doppelte Verantwortung: sich ei­
nerseits nicht manipulieren zu lassen 
und andererseits nicht selbst zu mani­
pulieren. • 

Enrico Hoffmann 
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Tutzinger Internationales Forum: 

Russland - Weltmacht im Wartestand? 

Zehn Jahre nach dem Ende der Sowjetunion und 60 Jahre nach 
dem Angriff der Wehrmacht versuchte ein Tutzinger Internationa­
les Forum eine Bilanz über zehn Jahre des neuen Russland. Wie 
beabsichtigt, provozierte der Titel "Russland- Weltmacht im War­
testand?" Widerspruch in viele Richtungen. Bezieht sich das Frage­
zeichen auf den Wartestand oder auf die Weltmacht? Igor Maxi­
mytschew dekretierte: "Russland ist eine Großmacht. Punkt. Kein 
Fragezeichen." Das bestritt keiner. Es war aber auch nicht die Fra­
ge. In Umbruchzeiten ist es eben schwierig, eindeutige Prognosen 
und Beurteilungen abzugeben, geschweige denn unterschiedliche 
östliche und westliche Wahrnehmungen zur Deckung zu bringen. 

nbestritten blieb: Russland 
schöpft gegenwärtig seine 
wirtschaftlichen und politi-

schen Möglichkeiten nicht aus; von 
seiner Größe, strategischen Lage, dem 
Wirtschafts-, Menschen- und Roh­
stoff-Potenzial her ist es eine Welt­
macht. Eindrucksvoll die Zahl, die der 

muss sein. Bei unterschiedlichen 
Einschätzungen im einzelnen (z.B. 
NATO-Osterweiterung, Jugoslawien): 
Im Dialog miteinander zu sein und zu 
bleiben ist wichtig für die deutsch-rus­
sische Freundschaft. Nur so kann man 
durch Nachdenken und Umdenken zur 
Annäherung kommen. Bei allen ver-

Fortschritte im deutsch-russischen Verhältnis: v.l.: /gor F. Maximy­
tsche~ Hermann Clement Michall Logwino~ C/aus R. Krumrei 

Fotos: Treml 

russische Generalkonsul Dr. Lev Kle- bliebeneu Problemen - darin war man 
patsky nannte: "Nach seinem Res­
sourcenpotenzial pro Kopf übertrifft 
Russland die USA 2-fach, Deutsch­
land 6-fach und Japan 18 bis 22-fach." 
Unbestritten auch bei der von Respekt 
und Sympathie für Russland getrage­
nen Tagung: Kritik unter Freunden 
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sich einig - hat das deutsch-russische 
Verhältnis in den letzten zehn Jahren 
riesige Fortschritte gemacht. Das ab­
schließende Diskussionsforum mit 
dem Russlandreferenten des Auswär­
tigen Amtes Claus R. Krumrei, Prof. 
Margareta Mommsen, mit den russi-

sehen Gästen Michail Logwinow und 
Igor Maximytschew, sachkundig mo­
deriert von Hermann Clement, hat das 
eindrucksvoll bestätigt. Die Terroran­
schläge auf die USA und der Staats­
besuch des russischen Präsidenten in 
Deutschland haben dazu neue Impul­
se gegeben. 

I gor Maximytschew verdeutlichte ein­
drucksvoll, welche Leistung das ist 
angesichts des Leidens und der Ver­
letzungen des russischen Selbstbe­
wusstseins in der jüngsten Geschich­
te, vom Zweiten Weltkrieg ganz zu 
schweigen. Bei der Wende 1989/90 
habe Moskau Zugeständnisse zur deut­
schen Einheit gemacht, ohne dafür 
eine gleichberechtigte Rolle zum Bau 
des gesamteuropäischen Hauses und 
Sicherheitssystems einzuhandeln. 
Stattdessen musste man den wirt­
schaftlichen und politischen Nieder­
gang Russlands bis zur Wende unter 
Putin erdulden. 

Unterschiedliche 
Einschätzungen 

Die westliche und die russische Ein­
schätzung der Entwicklung Russlands 
differieren, weil der Westen an den 
eigenen Standards, der Russe an den 
Fortschritten gegenüber früher misst. 
Margareta Mommsen resümierte ihre 
Ausführungen über die Akteure in 
Russlands Politik: Russland sei nach 
westlichen Maßstäben der Verfassung 
nach eine Präsidialdemokratie nach 
französischem Vorbild, in der Reali­
tät ein "autoritäres System mit demo­
kratischen Elementen". 

Lev Klepatsky wie auch die anderen 
russischen Gäste hoben dagegen un­
ter Putin positiv die "Demokratie der 
Ordnung" statt der "Demokratie des 
Chaos" hervor. 

Ähnlich differiert die Einschätzung 
über Rechtsstaat und Menschenrech­
te. Nach Martin Fincke hat Russland 
traditionell eine strenge Gesetzesstaat­
lichkeit aus Angst vor der Anarchie. 
Ermessen und Auslegung werden 

~ 
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nicht angewandt. Das ist ein anderes 
Verständnis als das des westlichen 
Rechtsstaats, der mit Demokratie und 
Menschenrechten verknüpft ist und 
sich heute auch in Russland ausbrei­
tet. Positiv sei, dass heute die Verfas­
sung immer mehr auf alle Rechtsver­
hältnisse durchschlägt. Aber es ist 
noch ein weiter Weg zurückzulegen. 

Vladimir 8. Lomeiko: Langer Pro­
zess bis zur Durchsetzung der 
Menschenrechte 

Vladimir Lomeiko erklärte plausibel: 
das Problem der Menschenrechte in 
Russland ist die Jahrhunderte lange 
Missachtung der Würde des russischen 
Menschen mit negativen Folgen für 
die Selbstachtung der Menschen und 
die Kujonierungsreflexe der Bürokra­
tie. Für die Russen hat sich zuletzt 
schon vieles erheblich verbessert; aber 
es wird noch ein langer Prozess sein, 
bis sich der internationale Standard der 
Verfassung auch in der Praxis des 
Menschenrechtsschutzes durchsetze. 
Da wird aber nach Rudolf Bernhardt 
Russland wegen seiner Mitgliedschaft 
im Europarat Probleme vor dem Eu­
ropäischen Gerichtshoffür Menschen­
rechte bekommen. 1800 Beschwerden 
sind schon eingelegt. Nach der Recht­
sprechung des Gerichtshofs wird es 
Probleme wegen Tschetschenien und 
wegen der Interventionspflicht des 
Staates zur Garantie der Menschen­
rechte in der Gesellschaft geben. Fa­
zit: Es herrscht Konsens über Recht­
staat und Menschenrechte in Ost und 
West, nur die Praxis im Osten hinkt 
nach. Ähnliches gilt nach Gregor v. 
Kurseil für die freie Presse: Auch da 
hat sich wegen der Verrechtlichung 
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Unsere russischen Gäste: 

!gor V. GORODNICIDY, 
Präsident des National Business Partnership "Alliance Media", Moskau 

Dr. Lev N. KLEPATSKY, 
Generalkonsul der Russischen Föderation, München 

Prof. Dr. Igor N. KRA WTSCHENKO, 
Diplomatische Akademie des Außenministeriums Russlands, Moskau 

Dr. Michail LOGWINOW, Vertreter des Freistaates Bayern in Moskau 

Prof. Dr. Vladimir B. LOMEIKO, Botschafter a.D., Sonderbotschafter 
UN-Menschenrechtskommission a.D., UNESCO, Paris 

Prof. Dr. Igor F. MAXIMYTSCHEW, 
Akademie der Wissenschaften Russlands, Europa-Institut, Moskau 

Dr. Sergej M. NIKITIN, Leiter der Industrie- und Handelskammer der 
Russischen Föderation in der Bundesrepublik Deutschland 

der russischen Gesellschaft vieles ver­
bessert. Aber die ungenügende Fi­
nanzbasis der Medien behindert die 
Pluralität und Staatsferne. Die Plura­
lität der Medien kann auch nicht bes­
ser sein als die mangelnde Pluralität 
der Gesellschaft. 

!gor N. Krawtschenko: Selbstbe­
wusste Außenpolitik 

Russlands Außenpolitik orientiert sich 
laut Igor Krawtschenko heute selbst­
bewusster als in der zurückliegenden 
Schwächephase an den nationalen In­
teressen Russlands - definiert als 
Schutz der Individuen, der Gesell­
schaft und des Staates. Ziele sind die 
nationale Sicherheit, die Souveränität 
und territoriale Integrität, die bedeu­
tende und geachtete Rolle in der Welt 
und der Beitrag zu einer stabileren und 
krisenfesteren friedlichen Weltord-

Margareta Mommsen: 
res System mit demokratischen 
Elementen" 

nung. Soweit können das alle bedeu­
tenden Staaten der Welt unterschrei­
ben. Die Probleme liegen im Detail, 
wenn die nationalen Interessen Russ­
lands mit denen anderer Staaten kolli­
dieren. Lösungen werden in dem 
Maße zunehmen, als Russland gleich­
berechtigt in die entscheidenden Insti­
tutionen der Weltpolitik integriert ist. 
Deutschland kann für diese Integrati­
on nach Margareta Mommsen eine 
wichtige "Anwaltsrolle" spielen. Klar 
wurde: Russland gehört kulturell zu 
Europa; Europa wird deshalb immer 
bevorzugtes Feld seiner außenpoliti­
schen Orientierung sein, auch wenn es 
Interessen in aller Welt hat. Russlands 
Rolle für Frieden und Sicherheit in Eu­
ropa ist unverzichtbar. 
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Gestützt wird Russlands außenpoliti­
sche Rolle durch die Gesundung sei­
ner Wirtschaft. Einmütig beurteilten 
Lev Klepatsky, Hennann Clement und 
Igor Gorodnichiy die wirtschaftliche 
Entwicklung. Nach schwierigen Jah­
ren ist Russland seit 1999 auf dem 
Wachstumspfad. 2001 ist ein extrem 
hoher Außenhandelsüberschuss zu 
verzeichnen, die Währungsreserven 
und die Kreditwürdigkeit steigen. Pro­
bleme gibt es noch wegen der schlech­
ten Infrastruktur, der Diskrepanz von 
Ballungszentren und flachem Land 
und der hemmenden Bürokratie. Auch 
wird der Aufschwung hauptsächlich 
von der Energie- und Rohstoffgewin­
nung und der Großindustrie getragen. 
Stabiler würde Russlands Wirtschaft, 
wenn auch die kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU), solche der Zu­
kunftstechnologien, des Wissens, der 
Information und der Dienstleistung, 
erheblich zulegten. 

Fortschritte als 
Investitionsstandort 

Mit Absicht hatten wir in lgor Gorod­
nichiy (assistiert von Sergey Nikitin 
von Russlands Industrie- und Han• 
delskammer in Deutschland) einen 

Das deutsche Tagungsteam: 

Prof. Dr. RudolfBERNHARDT, Ehern. Präsident des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, Universität Heidelberg 
Dr. Hermann CLEMENT, Osteuropa-Institut, München 
Prof. Dr. Martin FINCKE, Universität Passau 
MinR. Bertold FLIERL, Bayerische Staatskanzlei, München 
Dr. Iris KEMPE, Centrum für angew. Politikforschung (CAP), München 
Gregor von KURSELL, EADS, Internat. Medienbeziehungen, München 
Claus Robert KRUMREI. Stellv. Leiter des Referates für Russland, Ukrai­
ne, Belarus und Moldau, Auswärtiges Amt, Berlin 
Prof.Dr. Margareta MOMMSEN, 
Ludwig-Maximilians-Universität, München 
RA Ivo REGINKA, Rödl & Partner, Nürnberg 
Peter RENNER, Deutsches Ostforum München e.V. (DOM) 
Dr. Lotbar SEMPER, Stellv. Hauptgeschäftsführer der Handwerkskam­
mer ftir München und Oberbayem, München 
Dipl.Ing. Gerhard WILDMANN, Leiter Wirtschaftsregion GUS, 
Siemens AG, München 

Tagungsleitung: 
Dr. Horst DENZER, Akademie für Politische Bildung, Tutzing 
Dr. Lev N. KLEPATSKY, Generalkonsul der Russ. Föderation, München 

kraft des neuen Russland verkörpert. 
Neben seinem eigenen Vorbild nann­
te er ermutigende Zahlen für eine freie 
und kreative Wirtschaft: Es gibt in 
Russland 780 000 KMU's, davon 230 
000 in Moskau; nur noch 12% der Un­
ternehmer betrachten den Staat als 
Störfaktor. Kein Wunder, so Gerhard 

tionen muss man sich aber auf die Be­
sonderheiten Russlands einstellen und 
sich vor dem Investment gründlich be­
raten lassen. 

Bayerns Partnerschaft mit Moskau gilt 
übereinstimmend als Muster deutsch­
russischer Zusammenarbeit und Mos­
kau zugleich als herausragendes Bei­
spiel ftir die Bedeutung der Regionen 
und Föderationssubjekte in Russland. 

"Der Markt läuft schon. 
Rußland ist nicht mehr nur 

der schlafende Riese 
und mehr als 

Bürokratie und Mafia" 
Hermann Clement 

Partnerschaft übereinstimmend begrüßt· v.l. Iris Kempe, Sergej M 
Nikitin, !gor V. Gorodnichiy, PeterRenner, Michall Logwinow, Berto/d 
Flierl 

Gegenseitiges Verstehen, Sympathie 
und Investitionsbereitschaft bayeri­
scher Unternehmen in Russland (ein 
Drittel der deutschen Unternehmen!) 
und die Zusammenarbeit in High­
Tech- und Zukunftstechnologien (z.B. 
Technologieatlas) sind das Erfolgsge­
heimnis. Deshalb gab es auf der Ta­
gung ein eigenes russisch-bayerisches 
Forum. Hier spürte man am meisten 
Harmonie und gegenseitiges lobendes 
Wohlwollen. Enge Zusammenarbeit, 
Verständnis und Sympathie sind die 
tragenden Säulen, auf denen eine gute 
bayerisch/deutsch-russische Zukunft 

Unternehmer der Informations- und 
Medienbranche eingeladen, der durch 
sein Informationsnetz erheblich das 
Entstehen eines Mittelstandes fördert 
und der die Zukunft und Innovations-
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Wildmann und Ivo Reginka, dass 
Russland auch als Investitionsstandort 
riesige Fortschritte gemacht hat. Fast 
1800 deutsche Unternehmen arbeiten 
inzwischen in Russland. Bei Investi- bauen kann. • 

Horst Denzer 
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4. Passauer Tetra/ag: 

Den Europäern fehlt eine Vision 
Experten fordern Erweiterung im Herzen, nicht nur im Geldbeutel 

"Die Öffnung nach dem Osten" stand heuer auf der Tagesordnung 
des Tetralogs, der sich unter Heinrich Oberreutcrs Moderation wie 
jedes Jahr dem Motto der Europäischen Wochen Passau angenom­
men hat. Über die Wiedervereinigung Europas und die mangelnde 
Begeisterung seiner Bürger tauschten sich aus: der Österreichische 
Regierungsbeauftragte für die EU-Erweiterung Erhard Busek, der 
bayerische Finanzminister Kurt Faltlhauser, der Präsident der Pra­
ger Christlichen Akademie Tomas Halik und der Direktor des Bu­
dapester Instituts für Weltwirtschaft Andras lnotai. Dass die EU 
ihre östlichen Nachbarn in der Zukunft aufnehmen muss, darüber 
war man sich auf dem Podium der Passauer Universität einig. Ge­
bremste Zwietracht hingegen herrschte über das Wann und Wie. 

W as ist Europa? Kein rein 
geographischer Begriff 
und schon gar nicht nur die 

Summe jener Länder, die dem Kom­
munismus entkommen sind. Europa, 
führte Moderator Oberreuter ein, sei 
das gemeinsame kulturelle Erbe. Der 
Zusammenbruch des Eisernen Vor­
hangs lasse nun zu, dass West-Europa 
mit den Nachbarn im Osten wieder zu­
sammenwachse. "Die Chancen Euro-

hen, fragt Oberreuter seine Mitstrei­
ter, um die historische Chance eines 
neuen ganzen Buropa nicht zu verpas­
sen? 

~angfristige 
U bergangslösu ngen 

Schon trat einer auf die Bremse. Für 
den bayerischen Finanzminister Kurt 
Fahlhauser sei die Diskussion um die 

FinanzministerKurt Falt/hauser (Mitte): "Beitritt nicht in einem Schritt, 
sondern nur in einem Prozess/~ LinksAndras lnotat; rechts Akademie­
direktor und Moderator Heinrich Oberreuter Fotos: Jd 

pas liegen in den Gemeinsamkeiten 
seiner Völker", habe schon der tsche­
chische Präsident Vaclav Havel ge­
sagt. Aber begreifen diese Völker das? 
Muss die EU gegenüber den Beitritts­
kandidaten nicht Kompromisse einge-
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europäische Einigung "zwar zu sehr 
von wirtschaftlichen Fragen geprägt". 
Das politische Interesse Deutschlands, 
des Landes mit den meisten Nachbarn 
in Europa, sei Ianghaitiger Frieden und 
Wohlstand: "Und das geht nur mit den 

östlichen Nachbarn." Doch unterhal­
ten müsse man sich über die Art des 
Beitritts, der nicht in einem Schritt, 
sondern nur in einem Prozess ablau­
fen dürfe. Volkswirt Fahlhauser warn­
te davor, sich gegenseitig zu überfor­
dern. Den Beitrittskandidaten seien 
beispielsweise die strengen EU-Um­
weltschutzvorschriften nicht von An­
fang an zuzumuten. Gleichzeitig dürf­
ten die Nachbarn im Osten nicht so­
fort auf unbeschränkte Freizügigkeit 
pochen. Deutschland habe seine Erfah­
rungen mit der Wiedervereinigung und 
dem Zusammenbruch einer Volkswirt­
schaft gemacht, der man den freien 
Markt "einfach übergestülpt" habe. 
Daraus gelte es zu lernen. Zudem sei 
die Wirtschaftslage der heutigen Kan­
didaten "dramatisch anders" als die der 
Beitrittsländer Portugal und Spanien 
1986. Fahlhauser forderte "langfristi­
ge Übergangslösungen". 

Dem widersprach vehement Andräs 
Inotai. Gehe es um Bildung, Werte, 
Wissensgesellscbaft, sei mancher Bei­
trittskandidat besser auf den Beitritt 
vorbereitet als das eine oder andere 
EU-Mitglied, wetterte der ungarische 
Wirtschaftsprofessor. Der Osten habe 
sieb dem Westen weit schneller geöff­
net als umgekehrt. Derzeit arbeiteten 
mehr EU-Bürger in Ungarn als unga­
rische Staatsbürger in der EU. Tsche­
chien und Ungarn zusammen expor­
tierten mehr nach Deutschland als zum 
Beispiel die USA. Und dennoch be­
handele die EU ihre östlichen Nach­
barn nicht wie gleichberechtigte Part­
ner. Die erste Beitrittsrunde müsse 
jetzt sehr schnell und marktwirtschaft­
lieh ohne Übergangsfristen erfolgen. 
Natürlich dürften nur gut vorbereitete 
Länder aufgenommen werden, riet der 
Ungar, der auch Wissenschaftlicher 
Beirat des Münchner ifo-Instituts ist. 
Ungarn gehöre allerdings unbedingt in 
die erste Runde. Es sei übrigens im ei­
genen Interesse der EU, die Kandida­
ten auch schon vor dem Beitritt zu un­
terstützen. 
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"Nicht 15 plus 3, 
sondern 15 plus 12!" 

Inotai, der zwischen 1996 und 1998 
in der Strategiegruppe für die Vorbe­
reitung seines Landes auf den EU-Bei­
tritt tätig war, warnte davor, den Er­
weiterungsprozess voreilig abzu­
schließen. Für die nächsten zehn Jah­
re müsse man in Brüssel schon heute 
einen Fahrplan erstellen und sich nicht 
nur über die erste Erweiterungswelle 
Gedanken machen, sondern auch über 
mindestens drei weitere. "Wir reden 
hier nicht über 15 plus 3, sondern über 
15 plus 12. Europa braucht eine Visi­
on", forderte Inotai unter großem Bei­
fall. Es reiche nicht, dass Wirtschafts­
funktionäre und Diplomaten von der 
EU-Erweiterung überzeugt seien: Die 
Völker müssten den Gedanken in sich 
aufnehmen. In der europäischen Poli­
tik fehlten Führungskräfte, die ihre 
Bürger für Europa und seine Vielfalt 
begeisterten. Stattdessen regierten in 
Brüssel und den EU-Hauptstädten 
"kleinkartierte, machtversessene Par­
teipolitiker". Der einzige, der sich in 
den letzten dreißig Jahren davon ab­
gehoben habe, sei Helmut Kohl. W e­
niger kritisch mit seinen Kollegen ging 
Fahlhauser um, der auch schon Euro­
pa-Beauftragter seiner Staatsregierung 
war. Jung und dynamisch seien die 
Eurokraten, aber es mangele ihnen an 
sozialer Kompetenz: "Wir müssen die 
Bevölkerung mitkommen lassen nach 
Europa." Die Ängste der Menschen in 
den Grenzregionen dürfe man nicht 
einfach niederbürsten. 

"Mundwerksburschen 
und Zeitgeistg'scheite" 

Über die europamüden Gemüter der 
EU-Bürger machte sich Erhard Busek 
Gedanken. 

reichs Nachbarschaft aufgetan, und 
kaum einer wisse heute die Namen der 
drei Hauptstädte im Baltikum. Kaum 
jemand habe begriffen, dass sich Eu­

kau. "Breschnew hätte den Nobelpreis 
für Medizin erhalten müssen. Er hat 
schließlich das Herz Tschechiens, 
Böhmen, in den Verdauungstrakt der 

ropa seit 1989 zum ersten 
Mal seit langer Zeit selbst 
gestalten darf. Hirn und 
Herz der West-Europäer 
müssten sich erweitern, 
nicht nur das Euroland-Ho­
heitsgebiet, forderte Busek. 
Und den bar jeder Emotion 

"Demokratie braucht eine 
moralische Biosphäre. 
Unsere Zukunft liegt im 
Europa-Patriotismus." 

kühl rechnenden Wirtschaftlern dia­
gnostizierte er: "Die historische Chan­
ce der Erweiterung zu verpassen, wür­
de in Wahrheit viel mehr Geld kosten." 
Herzenserweiterung heißt für den 
Österreicher auch: "Wir müssen weg 
vom National-Egoismus". Aber hier 
versagten nicht nur die Politiker, son­
dern auch die Intellektuellen. "Wo 

Tomas Halik 

Sowjetunion verpflanzt", erzähle man 
sich heute immer noch in Prag. Heute 
betrachte sich Tschechien als Herz 
Europas, warb Halik, der schon als 
Nachfolger Vaclav Havels gehandelt 
wird. Auch er forderte mehr "Europa­
Patriotismus". Einen Grundstock da­
für gelte es an Schulen und Universi­
täten zu legen. 

Erhard Busek (rechts):" Wir müssen weg vom National-Egoismus-~ 
Links Tomcis Halik 

sind denn die Mundwerksburschen 
und Zeitgeistg'scheiten?" Große Bei­
träge zu Europa böten Literatur und 
Kunst derzeit nicht. 

Der ehemalige 
Österreichische 
Vizekanzler, ein 
promovierter Ju­
rist, beklagte die 
mangelnde Be-

"Wir haben den Reichtum Europas 
noch gar nicht verstanden, 

geschweige denn honoriert." 

"Etwas N eues liegt vor uns", bilanzier­
te Heinrich Oberreuter nach zwei 
Stunden Diskussion, an der sich auch 
das Publikum beteiligt hatte. Die hi­
storische Basis sei mit der N achkriegs­
zeit 1945 bis 1989 gelegt: "Diese Epo­
che ist zu Ende." Jetzt gelte es, die po­
sitiven politisch-kulturellen Erfahrun­
gen Westeuropas für die Zukunft zu 
nutzen. Der Moderator gab sich aller­
dings nur gebremst optimistisch in sei­
ner Prognose: "Mental ist die Mehr­
heit noch längst nicht soweit." • 

geisterung nicht 
nur seiner Landsleute für Europa. Eu­
roparechtler gebe es mittlerweile in 
Brüsseljede Menge, aber keine Visio­
näre. 14 neue Staaten hätten sich wäh­
rend der letzten zehn Jahre in Öster-
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Erhard Busek 

Theologe Tomas Halik versicherte, 
der Beitrittskandidat Tschechien habe 
rasch seine europäischen Wurzeln 
wiederentdeckt - nach einer langen 
Phase der Unterdrückung durch Mos-

Jan Dermietzel 

(Siehe auch Presseschau S. 37) 
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Die Zukunft Europas: 

Föderalismus-Modelle sind nicht übertragbar 
Wissenschaftler fordern klare Kompetenzen und Verantwortlichkeit 

auf allen Ebenen - Effizienz und Legitimation im Wettstreit 

• ber die Zukunft Europas und dessen V erfasstheit wurde in 
letzter Zeit oft gestritten. Wohin steuert die EU? Von einem 
"Europa der Vaterländer" bis hin zu den "Vereinigten Staa-

ten von Europa" reicht die Palette. Doch was vermag Europa bzw. 
die EU letzten Endes zu leisten? EinEuropa der Bürger soll es sein; 
doch Europas Bürger fürchten sich vor zu viel Macht aus dem fer­
nen Brüssel. Wie kann man dem entgegensteuern? Viele sehen in 
einem föderalistisch strukturierten Europa den einzigen Ausweg. 
Doch es gibt viele Föderalismus-Modelle. Sind bestehende Formen 
aus den Ländern auf Europa übertragbar? Viele Fragen - Anlass, 
mit Experten aus Wissenschaft und Politik bei einer Akademieta­
gung unter Leitung von Michael Piazolo und Jürgen Weber nach 
Antworten zu suchen. 

wer wofür Verantwortung trägt. Da­
von - so sahen es alle Referenten - sei 
die EU jedoch noch sehr weit entfernt. 
So wurde der sogenannte "Leitantrag" 
des Bundeskanzlers Sehröder zur Re-

den EU-Ministerrat in eine Zweite 
Kammer (also eine Art Bundesrat ana­
log zum deutschen Modell) umzu­
wandeln als "fake": "Schröder wird 
den Teufel tun und den Rat zur Zwei­
ten Kammer abwerten. Er will auch in 
Zukunft im Fahrersitz sitzen und mit 
seinen Regierungschefs entscheiden, 
wo Europa hingeht", so Gretschmann 
wörtlich. Ist das "Schröder-Papier" 
also in erster Linie nur ein geschickter 
politischer Schachzug denn eine Vi­
sion? 

Kazimierz W oycicki konnte über so­
viel politisches Gefeilsche unter den 
EU-Mitgliedern nur staunen: "Das 
EU-System ist kompliziert, es wird 
komplizierter, der Bürger darf sich 
aber darin nicht verlieren", sagte er 
unter dem Beifall des Publikums. 

Schon beim BegriffFöderalismus und 
dessen Übersetzung gibt es Schwierig­
keiten: "Wenn man mit einem Englän­
der über ,federalism' redet, meint die­
ser den Zentralstaat", so Klaus 
Gretschmann, Generaldirektor beim 
Europäischen Rat in Brüssel. Ähnli­
che Probleme gibt es bei diesem Be­
griff u.a. auch im Spanischen und im 
Französischen. Aber es gibt noch an­
dere ungelöste Fragen: Wie viel Ein­
heit kann und muss Europa vertragen? 
Wie viel Vielfalt ist nötig? Eine ge­
wisse Zentralisierung muss einfach 
gegeben sein, um Konflikte im Innem 
lösen und um nach außen hin eine ge­
meinsame Linie vertreten zu können, 
meinte Ferdinand GrafKinsky. Ande­
rerseits ist eine Selbstbestimmung auf 
möglichst unterster Ebene unumgäng­
lich, will man den Begriff vom "Eu­
ropa der Bürger" wörtlich nehmen. 

Föderalismus-Modelle auf dem Prüfstand: v.l. Rainer Schwarzer, 
Ferdinand Graf Kinsky, Michael Piazolo, Klaus Gretschmann, Kazimierz 
Woycicki Fotos: eh 

Sehröder auch in 
Zukunft im Fahrersitz 

Die EU braucht demnach eine klare 
und vor allem transparente Verteilung 
der Kompetenzen, um bei seinen Bür­
gern Vertrauen zu gewinnen, sagte 
Rainer Schwarzer aus der Bayerischen 
Staatskanzlei. Er sprach sich daher für 
ein "Europa der Regionen" aus. In je­
dem Politikbereich und aufjeder Ebe­
ne muss deshalb klar ersichtlich sein, 
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form der EU zwar als Schritt in die 
richtige Richtung gelobt; allerdings 
wurde eingestanden, dass dieser Plan 
mit anderen EU-Mitgliedsstaaten-al­
len voran Frankreich - nicht zu ma­
chen sei. 

Klaus Gretschmann - bis Ende 2000 
Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt 
und enger Vertrauter Schröders - be­
zeichnete den Vorschlag des Kanzlers, 

Durch die EU-Osterweiterung wird 
dieses System komplizierter werden -
deshalb sind grundlegende Strukturre­
formen in der EU unabdingbar. Wenn 
es heute schon unter den 15 Mitglieds­
staaten auf den Konferenzen zugeht 
wie auf einem Basar, wie soll das ce­
teris paribus bei 27 Mitgliedsländern 
aussehen? 
Vor allem bei "sensiblen" Themen wie 
Strukturfondsmittel oder Agrarsub-
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ventionen gibt es alle Jahre wieder ei­
nen erbitterten Streit darüber, wer wie 
viel wofür bekommt: "Dabei gibt es 
dafür ganz sinnvolle Lösungsvorschlä­
ge; dann aber bei den Gipfeltreffen 
hauen sie sich die Ideen um die Ohren 
- auch das ist Europa!", so Gretsch­
mann, der als ehemaliger "EU-Sher­
pa" so manchen Deal eingefädelt hat. 
Graf Kinsky meinte dazu: "Die Mit­
gliedsstaaten fragen sich immerzu: 
Was kostet es uns? Was bringt es uns?" 
Viele EU-Bürger - nicht zuletzt die 
Deutschen- haben das Gefühl, dass die 
EU nur Geld kostet. Deswegen gibt es 
bis heute noch in weiten Teilen der 
Bevölkerung große Vorbehalte gegen 
eine EU-Osterweiterung. Selbst die 
Iren - welche als Hauptprofiteure der 
EU gelten und sicherlich nicht unmit­
telbar von einer Osterweiterung be­
troffen sind- sagten Nein zu den Ver­
trägen von Nizza und damit auch Nein 
zur Erweiterung. 
Kann man da nicht zum Euroskepti­
ker werden? Auf den ersten Blick 
schon - aber Europa besteht aus weit 
mehr als nur aus Strukturfonds und 
Agrarbeihilfen. Man muss sich - trotz 
aller zum Teil berechtigten Skepsis -
auch einmal vor Augen halten, dass 
Europa zur Zeit die längste Friedens­
phase seit Menschengedenken erlebt, 
so Graf Kinsky. Das ist nicht zuletzt 
auch ein Verdienst der Europäischen 
Union. 

Stein der Weisen? 
Doch die Politiker können sich nicht 
auf dem bisher Erreichten ausruhen. 
Soll die EU auch in Zukunft hand­
lungsfähig bleiben, dann sind Refor­
men in allen Bereichen unumgänglich. 
Doch gibt es nun einen "Stein der 
Weisen" für das Zukunftsmodell Eu­
ropa? Besonders das deutsche Föde­
ralismus-Modell wird von vielen- be­
sonders von den Deutschen - als weg­
weisendes Modell für die EU gesehen. 
Und tatsächlich spricht einiges dafür, 
dieses :\1odell auf Europa zu übertra­
gen. Kann am deutschen Föderalwe­
sen Buropa genesen? 

Hans-Peter Schneider gab hierzu ein 
klares Nein. Die Mitgliedsstaaten wer­
den mehrheitlich niemals dazu bereit 
sein, so viel Macht an eine höhere In­
stanz abzugeben, dass sie politisch 
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nicht mehr souverän sind. Deutschland 
dagegen ist im Laufe der Jahre immer 
mehr unitarisiert worden: der Bundes­
rat als Länderkammer stimmt heute 

Kurt She/1: Wenig US-Strukturen 
sind auf Europa übertragbar 

eher als "verlängerter Arm" des Bun­
destages - also aus parteipolitischer 
Sicht - ab, aber kaum noch aus län­
derspezifischer Perspektive. Davor 
haben andere EU-Staaten Angst -
Angst vor einem deutsch geprägten 
Unionssystem. Diese Sorgen sind be­
rechtigt. Die Gewaltenteilung sei in 

Deutschland nur noch teilweise gege­
ben. Schneider plädiert dafür, eher das 
amerikanische Modell der strikten Ge­
waltenteilung zum Vorbild für die EU 
zu nehmen. 

Dieser Aussage widersprach der Ame­
rikaforscher Kurt Shell. Das amerika­
nische Föderalismus-System sei kei­
neswegs geeignet, um für Buropa 
Modell zu stehen. Es ist vor allem mit 
der Geschichte der USA verbunden: 
Als sich die USA gründeten, gab es 
schon so etwas wie ein gemeinsames 
Nationalitätsgeftihl- etwas, was es für 
Europa bis heute nicht gibt und auch 
in absehbarer Zeit nicht geben wird, 
sagte Shell. Die vielen Rechte und 
Freiheiten, welche die einzelnen US­
Bundesstaaten bis heute besitzen, sind 
ebenfalls historisch bedingt: Es waren 
die Südstaaten, die sich seit jeher für 
rassistische und soziale Diskriminie­
rungen einsetzten. Hätten die ameri­
kanischen Verfassungsväter diese ein­
zelnen "states rights" nicht in der Ver­
fassung vorgesehen, dann wären die 
Südstaaten niemals diesem Staaten­
bund beigetreten. Außerdem kennt die 
amerikanische Verfassung kein Prin-

~ 
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zip der gleichen Lebensbedingungen 
- im Gegensatz zu Deutschland. 
Deshalb sieht Shell wenig Strukturen, 
die von den USA auf die EU übertra­
gen werden könnten. 

Mehr direkte 
Demokratie 

Wenn aber nun sowohl das deutsche 
wie auch das amerikanische Födera­
lismus-Modell kaum auf die EU über­
tragbar sind, welche Modelle kommen 
dann in Frage? Das schweizerische 
Modell könnte weiterhelfen: Das Land 
ist stark regionalisiert; die Kantone ge­
nießen sehr viel EigenständigkeiL In 
der Schweiz werden vier verschiede­
ne Sprachen gesprochen. Es gibt eine 
sehr große kulturelle Vielfalt. Könnte 
also das Schweizer Föderalismus­
Modell die Antwort auf die Frage brin­
gen, wie die EU sich zukünftig struk­
turieren sollte? Trotz aller sprachlicher 
und kultureller Heterogenität haben 
die Schweizer der EU eines voraus: Sie 
haben ein gemeinsames Identitätsbe­
wusstsein. 

Dieter Freiburghaus von der Univer­
sität Lausanne meinte aber, dass die 
Europäer - und besonders die Deut­
schen- sich nicht ständig darüber den 

Kopf zerbrechen sollten, was dieses 
Europa zusammenhält und wie und 
wodurch sich eine europäische Iden­
tität entwickeln lassen könnte. Euro­
pa, so Freiburghaus, sollte einfach nur 
zeigen, dass es friedlich miteinander 
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zusammenleben kann. Außerdem 
warnte Freiburghaus davor, die 
Schweizer Verhältnisse zu idealisie­
ren. In der Schweiz gebe es sehr wohl 

Dieter Freiburghaus: Schweizer 
Verhältnisse nicht idealisieren 

Konflikte zwischen den verschieden­
sprachigen Bevölkerungsgruppen. 

Trotz dieser gelegentlichen Auseinan­
dersetzungen sind die Schweizer stolz 
auf ihre Mehrsprachigkeit, obwohl 
kaum ein Schweizer zwei Amtsspra­
chen beherrscht. "Es ist diese freund-

Zeichnung: Meste! 

liehe Nicht-Zurkenntnisnahmedes an­
deren, die den Frieden in der Schweiz 
erhält", so Freiburghaus. 
Freiburghaus hält es für fraglich, ob 
das Schweizer Modell auf Europa 
übertragbar wäre. Mit einer Erweite-

rung würden auf die EU sehr große 
Probleme zukommen: Was ist mit der 
türkischen Minderheit in Zypern und 
in Bulgarien, was mit der russischen 
in Estland? Das Sprachenwirrwarr in 
der EU wird einfach viel zu groß wer­
den, als dass man die Schweiz hierfür 
zum Vorbild nehmen könnte, so Frei­
burghaus. Ein allein föderalistisch 
strukturiertes Buropa kann keine Kon­
flikte beilegen. Deshalb plädiert Frei­
burghaus für mehr direkte Demokra­
tie in Buropa - nur so lassen sich 
schwerwiegende Konflikte innerhalb 
der EU vermeiden. Dieses Element der 
demokratischen Mitbestimmung 
könnte von der Schweiz exportiert 
werden. 

Deföderalisierung 
Belgiens 

Ein ebenfalls föderalistisches Modell 
gibt es in Belgien. Dieses Modell sei 
aber nicht auf Europa übertragbar, so 
Frank Delmartino von der Universität 
Leuven. Es gibt heute in Belgien gro­
ße Spannungen zwischen Wallonen 
und Flamen, welche auch aufunabseh­
bare Zeit nicht gelöst werden können. 
Zwar wurden im Jahr 1980 Regionen 
geschaffen, die den verschiedenen 
Gruppen eine gewisse Eigenständig­
keit zugestehen. Von einem inneren 
Frieden - geschweige denn einem ge­
meinsamen Identitätsbewusstsein -
könne in Belgien aber nicht die Rede 
sein. Es gibt in Belgien eigentlich nur 
zwei identitätsstiftende Elemente: den 
König und einige Sportidole, so Delm­
artino. Reicht dies aber aus, um ein 
Land dauerhaft zusammenzuhalten? 
Das Land scheint immer mehr ausein­
ander zu driften; nächstes Jahr wird es 
einige nationale Minister nicht mehr 
geben - sie werden auf der jeweiligen 
regionalen Ebene angesiedelt. Delm­
artino sprach in diesem Zusammen­
hang von einer "Deföderalisierung" 
Belgiens. Der Kitt, der Belgien zusam­
menhält, wird immer weniger. Noch 
gibt es aber in Belgien eine "Vernunft­
ehe" - ob dies auch so bleibt, wird die 
Zukunft zeigen. 

Aber nicht nur in Belgien gibt es sol­
che schwelenden Konfliktherde: das 
Baskenland, Nordirland und Korsika 
sind nur einige wenige Beispiele da-
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ftir, dass es innerhalb der EU Tenden­
zen gibt, die einen neuen Nationalis­
mus erzeugen. Daran erkennt man, wie 
paradox Europa ist: einerseits redet 
man von einem zunehmenden Zusam­
menwachsen Europas, andererseits 
gibt in vielen Staaten der EU Abspal­
tungsversuche von regionalen Minder­
heiten. Deshalb spricht vieles dafür, 

Frank Delmartino: Belgien driftet 
immer weiter auseinander 

dass das Europa der Zukunft ein "Eu­
ropa der Regionen" sein wird, wobei 
die einzelnen Regionen sehr viel 
Eigenständigkeit besitzen werden. Die 
Gefahr von neu entfachtem Nationa­
lismus darf dabei aber nicht unter­
schätzt werden. 

Fazit der Tagung: Die EU kann nicht 
auf schon bestehende Föderalismus­
Modelle anderer Staaten zurückgrei­
fen. Europa muss seinen eigenen Weg 
gehen. Dabei wird es auch in Zukunft 
eine "Koexistenz zwischen gewachse­
nen europäischen Strukturen und noch 
vorhandenen nationalen Interessen ge­
ben" - so Rudolf Hrbek von der Uni­
versität Tübingen. Dass es ein födera­
listisch strukturiertes Europa geben 
wird, ist nach heutigem Stand der Din­
ge wünschenswert und auch notwen­
dig. 

Evolution statt 
Revolution 

Wichtig sind dabei klare Kompeten­
zen und Verantwortlichkeit auf allen 
Ebenen. Das Hauptproblem innerhalb 
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Reformen der Parteiendemokratie 

Zahlreiche Affären haben der 
deutschen Parteienlandschaft 

schwer zugesetzt. "Die Parteien, die 
Macht und das Geld" lautete des­
halb das Thema einer Tagung un­
ter der Leitung von Jürgen Weber. 
Welche Reformen sind nötig, um 
das verlorengegangene Vertrauen 
der Wähler wieder zurückzugewin­
nen? Besonders die Parteienfinan­
zierung stand in letzter Zeit sehr 
häufig im Mittelpunkt der Kritik. 

Eine Kommunalpolitikerin aus 
Leidenschaft: Die Fütther Land­
rätin Dr. Gabriefe Pau/i berich­
tete über thre Erfahrungen als 
Politikerin. Zwar sei es äußerst 
schwierig, Karriere und Familie 
unter einen Hut zu bringen -
aber wo ein Wille ist da ist auch 
ein Weg. Pau/i machte den an­
wesenden Teilnehmerinnen aus 
dreibayerischen Frauenverbän­
den Mut sich stiirker in die Poli­
tik einzumischen. Foto: eh 

der EU besteht vor allem in der Effi­
zienz der Entscheidungen einerseits 
und der demokratischen Legitimation 
der Entscheidungsträger andererseits. 
Beides muss miteinander verknüpft 
werden. Reformen sind dringend nö­
tig - schon im Hinblick auf die EU­
Osterweiterung. Sollten die Entschei­
dungsfindungen mit der Erweiterung 
nicht grundlegend reformiert werden, 
so droht der EU ein politischer Still-

Zu Recht - wie Prof. Dr. Elmar 
Wiesendahl von der Universität der 
Bundeswehr in München feststell­
te. Bei der Finanzierung (Spenden, 
Vermögenserträge etc.) sei mehr 
Transparenz dringend erforderlich. 

Zu viel Macht 

Sind die Parteien überhaupt refor­
mierbar? Nach wie vor haben sie 
sehr große Macht - in den Augen 
vieler Menschen zu viel Macht. 
Deshalb wird von Zeit zu Zeit der 
Ruf nach einer Beschneidung der 
Macht der Parteien durch direktde­
mokratische Elemente laut. Dies sei 
zwar verständlich, aber eine echte 
Alternative zum jetzigen System­
eine durch Parteien geprägte reprä­
sentative Demokratie- stellt das di­
rektdemokratische Modell nicht 
dar, so jedenfalls Andreas Kießling 
von der Universität München. 

Bleibt noch die Frage nach der Zu­
kunft der Parteien - speziell der 
zwei großen Volksparteien in 
Deutschland. Diese werden auch 
künftig eine wichtige Rolle im po­
litischen System der Bundesrepu­
blik spielen und zu deren Stabili­
tät beitragen, meinte Manfred 
Schwarzmeier von der Akademie. 
Fraglich bleibt aber, ob die Partei­
en aus den Skandalen der Vergan­
genheit wirklich die richtigen Leh­
ren gezogen haben. • eh 

_j 

stand. Dieser Stillstand wäre verhee­
rend für das zukünftige Europa. Den­
noch dürfe man den Europäisierungs­
prozess nicht überfordern, meint 
Hrbek. Er plädierte daher für einen 
"Prozess der kleinen Schritte". Evo­
lution statt Revolution - das scheint 
der optimale Weg zu einer wie auch 
immer gearteten fOderalistischen Eu­
ropäischen Union zu sein. • 

Enrico Hoffinann 
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Entwicklungspolitik: 

Berufliche Bildung für Schwellen- und Entwicklungsländer 
Nationale und internationale Perspektiven 

ntwicklungszusammenarbeit (EZ), die an langfristigen Wir­
kungen interessiert ist, darf um berufliche Bildung in den 
Partnerländern keinen Bogen machen. Neben internationa-

len Organisationen wie der International Labour Organisation 
(ILO) in Genf sind auf deutscher Seite auf diesem Felde viele Ak­
teure tätig: Bund, Länder und die in ihrem Auftrag tätigen Institu­
tionen (u.a. Gesellschaft für technische Zusammenarbeit, GTZ; 
Carl-Duisberg-Gesellschaft, CDG; Deutsche Stiftung für interna­
tionale Entwicklung, DSE; Deutscher Akademischer Auslands­
dienst, DAAD; Bundesinstitut für berufliche Bildung, BffiB), neu­
erdings auch Kommunen (u.a. über den Verbund Euro-Cities), 
Hochschulen und Fachhochschulen, Parteistiftungen, die Wirtschaft 
(durch die international tätigen Unternehmen und über die Aus­
landshandelskammerndes DIHT), Nicht-Regierungsorganisationen 
(kirchliche und andere). Unsere Tagung, die mit fachlicher Unter­
stützung von Marlies Ebert, Dr. E. Krüsken (früher DSE) und Dr. 
D. Stentzel (CDG) vorbereitet wurde, brachte viele dieser Akteure 
zusammen zu einer Diskussion über die jeweiligen Interessen, Ziele 
und Methoden, mit denen sie Aus- und Fortbildung für Personen 
aus Schwellen- und Entwicklungsländern betreiben. 

Wichtige Fragen 

• Wo soll berufliche Aus- und Fort­
bildung stattfinden: im Heimatland, in 
Deutschland, auch in Drittländern? 

• In welcher Sprache wird ausgebil­
det: Deutsch, Landessprache, Eng­
lisch? 

• Wie lange sollen die Bildungsmaß­
nahmen aus inhaltlichen Gründen, wie 
lange können sie aus finanziellen 
Gründen dauern? 

• Sollen Aus- und Fortbildung 
gleichgewichtig betrieben werden 
oder soll man sich mehr auf einen 
Bereich konzentrieren? 

• Müssen (bei Maßnahmen in 
Deutschland) spezielle Studiengänge 
für ausländische Studierende einge­
richtet werden? 

• Für welche berufliche Hierarchie­
ebene soll ausgebildet werden? 

• Welche Abschlüsse werden ge­
macht? 

• Wie ist ihre internationale Anerken­
nung und Verwertbarkeit? 

• Gibt es Nachkontakte? 
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Das Problem Ausbildungsort war auf 
der Vorläufertagung im Oktober 1999 
noch ein dominierendes Thema gewe­
sen, nachdem der Eindruck entstanden 
war, das Bundesministerium für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
wolle hier einen grundsätzlichen Rich­
tungswechsel weg vom Bildungs­
standort Deutschland vollziehen. 

Entsprechend heftig waren die Reak­
tionen von DSE/CDG ausgefallen. In­
zwischen wird diese Frage pragmati­
scher gesehen. Die jeweiligen Ziele 
der EZ, wie sie zwischen den Partner­
ländern vereinbart wurden, entschei­
den über die Bildungsmaßnahmen. 
Das kann im Einzelfall z.B. für ein 
Schwellenland, wo moderne Sektoren 
für mögliche Lernerfahrungen vor­
handen sind, durchaus heißen, Bil­
dungsmaßnahmen vor Ort durchzu­
führen. 
Eine Akzentverlagerung bleibt also 
fest zu stellen, aber das Argument, 
Deutschland brauche für künftige EZ 
und wirtschaftlichen Austausch Part­
ner vor Ort, die durch einen Aufent­
halt in Deutschland Bindungen ent­
wickelt haben, behält sein Gewicht. 

Trend weg vom 
Deutschen 

Bindungen an Deutschland, dazu ge­
hören Kenntnisse in deutscher Spra­
che und Kultur. Sie zu erwerben 
braucht viel Zeit. Gerade die Zielgrup­
pe der Frauen, die aus guten Gründen 
stärker in Aus- und Fortbildung ein­
bezogen werden soll (Anteil bei der 
CDG derzeit 30 Prozent), ist oft nur 
mit kürzeren Maßnahmen erreichbar. 
Also geht, man mag es aus deutscher 
Sicht bedauern, der Trend in Richtung 
internationale Verkehrssprachen. 

Von Seiten des BIBB wurde darauf 
hingewiesen, dass die vor sechs Jah­
ren noch belächelte Forderung (u.a. in 
einem Weißbuch der EU aufgestellt), 
neben jeder Berufsausbildung minde­
stens eine Fremdsprache berufssicher 
zu erwerben, heute nicht mehr bezwei­
felt wird. Vertreter der Firmen Sie­
mens und Daimler-Chrysler schilder­
ten ihre Bemühungen, Internationali­
sierung auch schon in der Ausbildung 
zu betreiben, durch Auslandspraktika 
während der Lehre und indem für deut­
sche Lehrlinge Teile der Ausbildung 
in englischer Sprache gemacht wer­
den. Hier ziehen allerdings die Berufs­
schulen in den einzelnen Bundeslän­
dern sehr unterschiedlich mit. 

Dabei stellte sich schnell heraus, dass 
die Ebene der Meister in diese Neu­
orientierung einbezogen werden muss. 
Kurzum, das gesamte System beginnt 
sich zu ändern. Nach wie vor gilt al­
lerdings, so die Erkenntnis von BMZ 
und CDG, dass Personen aus Schwel­
len- und Entwicklungsländern für 
Praktika auch in modernen deutschen 
Industrieunternehmen deutsche 
Sprachkenntnisse brauchen. Anders ist 
eine gute Betreuung noch nicht mög­
lich. 

Während das BMZ natürlich der ent­
wicklungspolitischen Priorität Ar­
mutsbekämpfung verpflichtet bleibt 
und so außenpolitische und außenwirt­
schaftliche Ziele im Konfliktfall nach-
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ordnen muss, kann das Wirtschaftsmi­
nisterium eines Bundeslandes die Ge­
wichte anders setzen. So unterstützt 
das Bundesland Bayern zwei- bis drei­
wöchige Seminare ftir Ingenieure und 
Führungskräfte z.B. im Umweltbe­
reich und beobachtet eine recht gute 
Rücklaufquote in Form von Bestellun­
gen ftir bayerische Umwelttechnik Sie 
kommen oft von Firmen, die eigene 
Umweltprobleme lösen müssen und 
solche Investitionen auch bezahlen 
können. 

Bei den kurzfristigen Maßnahmen (un­
ter drei Monaten) ist eine besonders 
große Methodenvielfalt zu beobach­
ten. Manchmal sind ganz kurze Tref­
fen am allerwichtigsten, z.B. als Aus­
tausch über praktische Erfahrungen 
einige Zeit nach einer Bildungsmaß­
nahme. Diese und andere Formen von 
Nachkontakten (auch über das Inter­
net etc.) sollen in Zukunft stärker be­
achtet werden. 

In der EZ wirken heute verschieden­
ste öffentliche, halb-öffentliche und 
private Träger aus Deutschland und 
den Partnerländern zusammen. PPP -
Public-Private-Partnership - ist auf 
dem Vormarsch, ohne dass damit 
schon viel über die wirkliche Auftei­
lung der Finanzbeiträge und die 
Durchführungsverantwortung gesagt 
wäre. 

Duales System 
beachtet 

EZ findet auch in der Form der Sy­
stemberatung statt, z.B. durch die 
GTZ. Bei der beruflichen Bildung 
wird Deutschland mit seinem dualen 
System immer noch stark beachtet. Ein 
Exportschlager war es gleichwohl 
nicht. Professor Wilson von der Uni­
versität Toronto zeigte in seinem Er­
öffnungsreferat "Innovative Interna­
tional Models in Technical and Voca­
tional Education", dass der Erfolg des 
dualen Systems an kulturelle Voraus­
setzungen und an Traditionen der Ar­
beitswelt gebunden ist, die eine 
schlichte ·Übertragung in andere Welt­
teile erschweren. Zudem brauche das 
System selbst eine Modernisierung, 
die weniger bestimmte Berufsbilder 
im Blick habe, sondern sich angesichts 
der Globalisierung am Ziel des "know­
ledge workers" orientiere (Problem-
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identifikation, Vermittlung zwischen 
Forschung und angewandtem Wissen, 
Selbstdefinition in Arbeitsmarkt und 
Gesellschaft). 
Mit dem Prinzip "Schwerpunkt der 
beruflichen Ausbildung im Betrieb" 
hat das duale System aber eine nach 
wie vor sehr wirksame Methode, Aus­
bildung ftir den Markt und damit er­
folgreiche Berufseinmündung zu ge­
währleisten. Auch kirchliche Bera­
tungsfirmen (Beispiel "FAKT") mus-

sten die Erfahrung machen, dass es 
keinen Sinn hat, eigene Ausbildungs­
projekte als Teil des Erziehungssy­
stems zu sehen nach dem Motto "Das 
wirkliche Leben kommt hinterher." 
Nur im engen Kontakt zur Wirtschaft, 
und zwar gerade zum Bereich der 
wachstumsstarken Klein- und Kleinst­
betriebe, gelang die Verbindung von 
Ausbildung und Produktion. Die Aus­
bildung in den Zentren für berufliche 
Bildung war im glücklichen Fall eine 
Ausbildung für die Industrie. Viel zu 
oft aber führte sie in die Arbeitslosig­
keit, und ein Kompetenzzuwachs ftir 
ländliche Räume und kleine Gemein­
den wurde verfehlt. 

Im Bereich der deutschen Hochschu­
len und Fachhochschulen kommt eine 
Veränderung der Studiengänge und 
Abschlüsse in Gang, die ftir die künf­
tige Attraktivität des Bildungsstand­
orts Deutschland bedeutsam ist. Es 
gelingt offensichtlich nicht, dem deut­
schen Hochschuldiplom die internatio-

nale Geltung zu verschaffen, die den 
dahinter stehenden Anforderungen 
entspricht. Für die Verwertbarkeit im 
Heimatland und das künftige Bezah­
lungsniveau ziehen die ausländischen 
Absolventen einen Bachelor oder 
Magister vor. 

Besonders häufig wurde während der 
Tagung festgestellt, dass die in einem 
bestimmten Land tätigen Akteure viel 
zu wenig voneinander wissen, mögli-
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ehe Synergien deshalb nicht genutzt 
werden. Industrie und Auslandshan­
delskammern mit ihrem Arbeitskreis 
Deutsche Wirtschaft "Kooperative 
Berufsbildung im Ausland" wollen für 
ihren Bereich mit einer eigenen Ho­
mepage die Kommunikation verbes­
sern und mehr Kooperation anbahnen 
(www.berufsbildungausland.de). Ein 
unter Federführung des BMZ erstell­
ter Gesamtüberblick ftir jedes Land 
könnte, so die Hoffnung am Schluss 
der Tagung, die Effektivität aller Be­
mühungen wesentlich steigern und 
dazu beitragen, dass sich Deutschland 
mit seinen sehr vorzeigbaren Leistun­
gen auf dem Felde der beruflichen 
Aus- und Fortbildung nicht länger so 
unter Wert verkauft. In diesem Sinne 
wurde die Initiative der Akademie zu 
dieser Tagung dankbar begrüßt. • 

K. GroschI K.-H. Willenborg 
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Migration und Integration: 

Eine Moschee für Lauingen 
Bürgermeister berichtet über praktische Integration in einer schwäbischen 

Gemeinde - Nachdenkliches zum Begriff Leitkultur 

as Thema Migration mit seinen zahlreichen Facetten ist schon 
seit vielen Jahren fester Bestandteil des Akademiepro­
gramms, unabhängig von der Aufmerksamkeit, die ihm im 

Auf und Ab der politischen Aktualitäten gerade zu Teil wird. Vor 
fast einem halben Jahrhundert hat die Bundesrepublik damit be­
gonnen, ausländische Arbeitskräfte anzuwerben. Seit Jahrzehnten 
wissen wir, dass viele mit ihren inzwischen nachgezogenen Famili­
en und hier geborenen Kindern und Kindeskindern in Deutschland 
bleiben werden. Die Frage ihrer langfristigen Integration war da­
mit gestellt. Ob Gesellschaft und Politik in Deutschland auf diese 
Herausforderung bisher angemessen reagiert haben, darf bezwei­
felt werden. Allzu lange haben Pseudodiskussionen von der ernst­
haften Suche nach praktischen Lösungen abgehalten. 

Kommunalpolitische 
Dimension von 
Integration 

Die demografische Entwicklung, die 
aufscheinenden Probleme unseres So­
zialversicherungssystems und die da­
durch angestoßene Green-Card-De­
batte haben allen politischen Parteien 
einen neuen, von Scheuklappen freie­
ren Blick auf das Themenfeld zugleich 
aufgezwungen und ermöglicht. Bei 
einer Fachkonferenz standen vor dem 
Hintergrund internationaler Verglei­
che die künftige Einwanderungs- und 
Einbürgerungspolitik und die dazu 
vorgelegten bzw. bereits bekannt ge­
wordenen Konzepte von Partei- und 
Regierungskommissionen im Mittel­
punkt. 

Wir gehen hier auf einen Aspekt ein, 
der in der Öffentlichkeit oft weniger 
beachtet wird: die kommunalpoliti­
sche Dimension von Integration. Dar­
über berichtete Georg Barfuß, CSU­
Bürgermeister von Lauingen, einer 
Gemeinde im bayerischen Schwaben 
mit 11 000 Einwohnern. 

Georg Barfuß wurde 1995 mit dem 
Wunsch seiner muslimischen Mitbür­
ger konfrontiert, in Lauirrgen eine 
Moschee zu errichten. Die grundge­
setzlich garantierte Freiheit der Reli­
gionsausübung und das christliche 
Toleranzgebot legten es für ihn von 
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Bürgermeister Georg Barfuß hat 
einen breiten und offenen Dialog 
in Gang gesetzt 

vornherein nahe, dass diesem Wunsch 
in irgendeiner Form entsprochen wer­
den müsse. Als erfahrener Kommunal­
politiker war ihm aber zugleich be­
wusst, dass es bei diesem Vorhaben 
nicht genügend würde, im Stadtrat 
eine Mehrheit zu erreichen und damit 
das Projekt durchzupauken. Wenn der 
Friede in der Gemeinde erhalten blei­
ben sollte, musste zunächst das Ver­
ständnis der Bürgerinnen und Bürger 
gewonnen werden. Sie mussten die­
sen Weg mitgehen. 

Offener Dialog 

Barfuß begann, sich intensiv mit dem 
Islam zu beschäftigen (so intensiv, 
dass er heute Vorträge darüber hält), 
und er organisierte eine Reihe von 
Vortrags- und Diskussionsveranstal­
tungen, um einen breiten und offenen 
Dialog in der Gemeinde in Gang zu 
setzen. Eine wichtige Rolle kam da­
bei den beiden christlichen Kirchen zu. 
Die erste Veranstaltung bestritt ein 
Pater vom Orden der Weißen Väter, 
der als Islamwissenschaftler über 10 
Jahre in arabischen Ländern gelebt 
hatte. Er berichtete über seine Erfah­
rungen mit dem Islam, klärte auf über 
die Unterschiede zwischen der islami­
schen Religion und fundamentalisti­
schen Bewegungen, warb um Ver­
ständnis für die Situation der zugewan­
derten Muslime in Lauingen. 

Von der evangelischen Seite übernahm 
den zweiten Abend der bei der EKD 
für den interreligiösen Dialog zustän­
dige Oberkirchenrat, der 12 Jahre in 
Istanbul gearbeitet hatte. Er sprach die 
Unterschiede zwischen Christentum 
und Islam deutlich an, arbeitete aber 
auch Parallelen und innere Verwandt­
schaften heraus, verwies auf gemein­
same Quellen der Überlieferung und 
auf gemeinsame Ziele. 

Migranten nicht nur 
aufnehmen, sondern 
annehmen 

Mehr auf die politische Gemeinde ziel­
te ein weiterer Vortragsabend mit dem 
Bürgermeister der größeren Nachbar­
stadt Günzburg. Barfuß bat seinen 
Amtskollegen um diesen Freund­
schaftsdienst, weil Günzburg ebenfalls 
eine große muslimische Gemeinde hat 
(allerdings nicht so homogen wie in 
Lauingen, deshalb kam es dort bisher 
nicht zum Bau einer Moschee). Zum 
anderen war der Günzburger Bürger-
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meister ein SPD-Mann, so dass neben 
der von Barfuß vertretenen CSU ein 
zweiter Blick auf das Thema "Mo­
schee in einer kleinen Stadt" für die 
Lauirrger Bürger möglich wurde. Auch 
diesmal wurden die praktischen 
Schwierigkeiten im Zusammenleben 
der Religionen und Nationalitäten 
nicht unter den Teppich gekehrt, aber 
Quintessenz des Abends war die Auf­
forderung, die Migranten, die man 
aufgenommen habe, nun auch anzu­
nehmen. 

Diese von insgesamt etwa 260 Perso­
nen besuchten Veranstaltungen, über 
die jeweils in der Presse ausführlich 
berichtet wurde, gefolgt von weiteren 
Gesprächen im gesellschaftlichen 
Umfeld, u.a. mit dem Katholischen 
Frauenbund und dem Mütterkreis, bil­
deten die Basis für eine differenzierte 
Diskussion in der Gemeinde Lauin­
gen. Barfuß sieht in ihnen die entschei­
dende Aufklärungsaktion im Vorfeld 
des Baus "unserer Moschee". 

Die Moschee von Lauingen 

Der Bürgermeister machte sich das 
Anliegen einer Minderheit seiner Ge­
meinde zu eigen, gerade deshalb konn­
te er die muslimischen Gemeindever­
treter auch davon überzeugen, dass 
man ein enges, spitzgiebliges Wohn­
haus im schwäbischen Stil nicht zu ei­
ner Moschee umbauen könne. Das 
müsse ein repräsentatives, eigenstän­
diges Gebäude werden, auf das man 
stolz sein könne. Ein neuer Entwurf, 
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der diesen Anforderungen genügte, 
ließ nicht lange auf sich warten. 

Höchster Respekt 

Ein geeignetes Baugelände wurde 
schließlich in einer städtischen KleiTI­
gartenanlage gefunden. Mit einem 
Grundstückstausch im Verhältnis eins 
zu zwei konnte Barfuß die Pächter für 
den Umzug in ein weiter außerhalb 
gelegenes städtisches Gelände gewin­
nen. 

"Wir in Lauingen haben das 
befriedigende Gefühl, 

Tür immer wieder Kontakte und Tref­
fen zwischen Zuwanderern und Ein­
heimischen. Die Moschee wurde zu 
einem integralen Bestandteil Lauin­
gens. 

Barfuß berichtete nicht von einer baye­
rischen Idylle. Er zeigte Drohbriefe 
und Beschimpfungen, er verschwieg 
nicht die Probleme, die er zeitweise 
mit seiner eigenen Partei hatte . Er 
sprach von der verbreiteten und ver­
ständlichen Angst vor einem Funda­
mentalismus, der die Lehren des Pro-

Gläubigen, die einer anderen Religion angehören, 
etwas genehmigt zu haben, 
was wir aus Angst hätten vorenthalten können. 
Dies gehört unseres Erachtens auch zur Freiheit 
eines Christenmenschen!" 
Georg Barfuß 

Fotos: Stadt Lauingen 

Der Bau, der nun von den Muslimen 
mit enormer Eigenleistung errichtet 
wurde, nötigte den kritischen Häusle­
bauern höchsten Respekt ab. Baube­
ginn und die feierliche Einweihung 
(auch in Gegenwart von Vertretem der 
christlichen Kirchen) wurden bewusst 
als große Ereignisse für die ganze Ge­
meinde begriffen und entsprechend 
begangen. In der Folge gab es durch 
einen regelmäßigen Tag der offenen 

pheten, auf den er sich beruft, desavou­
iert, und unter dem die Türken in 
Deutschland am meisten leiden. Die 
Arbeit an der Integration ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Aber am Schluss stand doch ein selbst­
bewusstes Fazit: "Wir in Lauirrgen 
haben das befriedigende Gefühl, Gläu­
bigen, die einer anderen Religion an­
gehören, etwas genehmigt zu haben, 
was wir aus Angst hätten vorenthal­
ten können. Dies gehört unseres Er­
achtens auch zur Freiheit eines Chri­
stenmenschen!" • 

Klaus Grosch/Karl-Heinz Willenborg 
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Bürgerschaftliches Engagement: 
Kenntnisse und Fähigkeiten aktivieren 

"Interessenvertretung für Senioren" - eine Tagung für Senioren­
beiräte und -beauftragte in Bayern. Wir dokumentieren in Auszü­
gen zwei Vorträge, die einen sehr interessanten Blick auf Entwick­
lungen in Baden-Württemberg und NRW erlauben. Tagungsleitung 
hatte Karl-Heinz Willenborg. 

Baden-Württemberg hat jetzt etwa 
zehn Jahre Erfahrungen mit dem 

bürgerschaftliehen Engagement. Aus­
gangspunkt war die Erkenntnis, dass 
der soziale Lebensstandard nur auf 
hohem Niveau gehalten werden kann, 
wenn die Menschen sich vermehrt 
einbringen und ihre persönliche Ver­
antwortung sehen. In den letzten Jahr­
zehnten ist uns davon einiges abhan­
den gekommen, weil nur noch nach 
Professionalität gefragt wurde. 

Vier Lebensphasen 

Erkennbar war, dass die Menschen 
immer älter werden, zugleich aber 
immer früher aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden. In einem neuen Modell 
mit vier Lebensphasen kann man von 
einer dritten Generation der nicht 
mehr Berufstätigen, aber auch noch 
nicht Alten sprechen. Diese Personen 
haben Zeit und Ressourcen. In Baden­
Württemberg ist sehr intensiv darüber 
nachgedacht worden, welche Prozes­
se man anstoßen muss, um ihre 
Kenntnisse und Fähigkeiten zu akti-

vieren, u.a. zum Wohle der wirklich 
Alten. 
Ein wichtiger Impuls ging von Mini­
sterpräsident Lotbar Späth aus. Er hat­
te auf einer Amerika-Reise das dorti­
ge Volunteering erlebt, und er war 
besonders beeindruckt davon, wie völ-

Eleonore Meyet; Vorsitzende der 
Arbeitsgemeinschaft Bürger­
schaftfiches Engagement Baden­
Württemberg 

lig selbstverständlich Volunteering 
war und welches hohe Ansehen die 
Volunteers in der Bevölkerung wie in 
der Politik genossen. Er hat sofort eine 
Geschäftsstelle für bürgerschaftliches 
Engagement und Seniorengenossen­
schaften eingerichtet. Die gibt es heu­
te noch im Sozialministerium, gelei­
tet von Dr. Konrad Hummel. Sie hat 
viele Projekte als Modell gefördert und 
so positive Entwicklungen wesentlich 
beschleunigt. 
Die Seniorengenossenschaften, wie 
am Beispiel Riedlingen noch ausge­
führt werden wird, haben wirklich 
großartige Arbeit geleistet. Trotzdem 
blieb man nicht bei diesen Erfolgen 
stehen, sondern dachte sehr früh auch 
Generationen übergreifend. Es ent­
standen in vielen Städten und Gemein­
den Bürgerbüros, nicht von der Ver­
waltung, sondern von Bürgern betrie­
ben. Das war und ist immer noch so 
eine Art Anlaufstelle für alles, was in 
einer Stadt an Engagement vorhanden 
ist. Es entstanden Bürgertreffs, Orte 
für Familien, Freiwilligenagenturen, 
Kontakt- und Wissensbörsen, Tausch­
ringe, Bürgergemeinschaften u.s.w. 

Ein Netzwerk auf Landesebene ver­
sucht, diese verschiedenen Ansätze zu 
verbinden. Es umfasst auch die zahl­
reichen Selbsthilfegruppen. Sie sind in 
diesem Prozess ein sehrwichtiger Fak­
tor, weil viele Menschen über die ei­
gene Betroffenheit zum Engagement 
kommen und das dann für andere fort­
führen. 

Seniorengenossenschaft Riedlingen: Neue Angebote für das Leben im Alter 

R iedlingen liegt im ländlichen 
Raum Oberschwabens, einem 

Gebiet mit wenig Industrie und nicht 
so dichter Besiedelung. Es hat in der 
Kernstadt 6000 Einwohner, 4000 wei­
tere leben in drei umliegenden Ge­
meinden. 

Einem Riedlinger Bürger, seit langem 
Mitglied in Gemeinderat und Kreistag, 
fiel auf, dass es außer einem Pflege­
heim in Riedtingen für das Leben im 
Alter praktisch keine Infrastruktur 
gab. Alte Menschen mussten in 30 bis 
40 Kilometer entfernte Heime ge­
bracht werden, was für die Betroffe­
nen und ihre Angehörigen fürchterlich 
war. Er hat die demografische Ent-
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wiekJung analysiert und konnte auf­
zeigen, dass 2020 in Riedlingen ein 
Kind und ein Rentner auf einen Ver­
diener kommen würden, während es 
1990 noch zwei Verdiener waren. 

300 Mitglieder 

Dieser Herr Martin ist mit seinen 
Überlegungen an die Öffentlichkeit 
gegangen und hat im Gemeinderat und 
im Kreistag die Idee einer Senioren­
genossenschaft vorgestellt: Ältere 
Menschen im beginnenden Ruhestand 
leisten Arbeit für die Alten, selbstbe­
stimmt und selbstverantwortlich, in 
einer Art Vorsorge für das eigene Al-

ter, durchaus gemäß dem Genosseu­
schaftsmotto "Einer für alle, alle für 
einen". Er hatte eine riesige Resonanz. 
Am Tag ihrer Gründung, die in der 
Rechtsform des eingetragenen Vereins 
erfolgte, sind 300 Menschen Mitglied 
der Seniorengenossenschaft gewor­
den. 

Nun galt es, für das "Leben im Alter" 
Angebote zu entwickeln. Es entstan­
den Projekte wie Essensdienste, hand­
werkliche Hilfsdienste, Fahrdienste. 
Eine Beratung, was am Ort im Alter 
alles möglich war, wurde aufgebaut. 
Vorher mussten mögliche Konflikte 
mit der Industrie- und Handelskammer 
(Konkurrenzproblem), Versicherungs-
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und viele andere Fragen geklärt wer­
den. Ferner v..urde ein Besuchsdienst 
organisiert. Dafür bestand ein dringen­
der Bedarf. In einem ländlichen Raum 
wie Riedlingen 'NÜrde man das viel­
leicht nicht vermuten, aber auch hier 
leben Kinder oft weit weg von den 
Eltern, die Nachbarschaft funktioniert 
nicht mehr wie früher. Selbst in klei­
nen Dörfern können Menschen heute 
sehr einsam sein. 

Mit Unterstützung der Stadt konnte in 
zentraler Lage ein Grundstück erwor­
ben werden. Damit wurde es möglich, 
große Fragen wie betreutes Wohnen 
und Tagespflege anzugehen. Sieben 
Einheiten ftir betreutes Wohnen wur­
den errichtet (teils vermietet, teils ver­
kauft), dazu Aufenthaltsraum, Ruhe­
räume und Küche für eine Tagespfle­
ge. Die kostet heute 95 Mark pro Tag, 
ftir Mitglieder der Seniorengenossen-
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I- Bedingungen für den Erfolg 

I 
In Riedlingen wie bei den Volunteers 
im Landkreis Esslingen lässt sich be-

i 
stätigen, was neuere Untersuchungen 
über das Ehrenamt sagen. Die Men-

1 

sehen wollen heute lieber in Projek­
ten als im Vereinsleben aktiv werden. 

I Wichtig ist eine genaue Absprache 
über die Fähigkeiten und Interessen, 

I 
über die Zeit, die eingesetzt werden 
kann, und über den Auslagenersatz. 

I Man arbeitet lieber ftir eine begrenz­
te Zeit, z.B. ein Jahr. Dann kann man 

J weiter machen, etwas anderes aussu-
chen oder (erst einmal) aufhören mit 

I dem freiwilligen Engagement. 
Was die Shell-Studie ftir die Jugend 

I aufweist, gilt ftir die Erwachsenen ge­
nau so. Sie wollen Spaß haben, oder 

I 
etwas allgemeiner formuliert, Befrie­
digung aus sinnvoller Betätigung ge-

1 

winnen. Damit jeder das ftir ihn Rich­
tige findet, sollte eine möglichst gro-

1 

ße Anzahl verschiedenartiger Projek­
te zur Auswahl stehen. Die Engagier­
ten müssen das Geftihl haben, dass sie 
mit ihren Interessen und Bedürfnis-

Tätigkeit die verdiente Anerkennung 
findet. Man darf ihnen keine Lücken­
büßer-Rolle zumuten und sie dort ein­
setzen, wo die Kommunen gerne 
Geld einsparen. Dann kommt das 
Thema Konkurrenz um Arbeitsplät­
ze gar nicht erst auf. 
Kontinuität in Projekten lässt sich oft 
nur mit Hauptamtlichen garantieren. 
Das müssen aber nicht immer ganze 
Planstellen sein. Oft können enga­
gierte Mitarbeiter in der Kommunal­
verwaltung (Landkreis, Stadt) mit 
einem kleinen Teil ihrer Arbeitszeit 
die Freiwilligen bei der Umsetzung 
von Projekten begleiten. Daftir brau­
chen sie aber die Rückendeckung von 
Landrat bzw. Bürgermeister. Die 
müssen also als erste vom Nutzen 
solcher Aktivitäten überzeugt wer­
den. Das bürgerschaftliehe Engage­
ment, wenn es erfolgreich sein soll, 
setzt ein partnerschaftliebes Zusam­
menwirken von Politik/Verwaltung, 
den Trägem der freien Wohlfahrts­
pflege, Fachkräften und Ehrenamtli-

senernst genommen werden und ihre chen voraus. em 
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schaftetwas weniger. Daftir musste die 
Seniorengenossenschaft eine profes­
sionelle Kraft einstellen. Aber auch 
hier waren immer bürgerschaftlieh 
Engagierte einbezogen. 
Eine Anlaufzeit war zu überstehen, bis 
diese neuen Einrichtungen akzeptiert 
waren. In solchen schwierigen Phasen 
war die inhaltliche Unterstützung 
durch die erwähnte Geschäftsstelle im 
Sozialministerium natürlich von be­
sonderer Bedeutung. Dies um so mehr, 
als sie sich auch auf den zeitrauben­
den Kampf um Zuschüsse von Bund 
und Land erstreckte. 

Öffentliche 
Aufmerksamkeit 

Mit der Zeit kamen weitere Angebote 
hinzu, immer unter dem Oberthema 
Kommunikation: Gedächtnistraining, 
Spielenachmittage etc. Hervor zu he­
ben ist noch das besondere Augen­
merk, das in Riedlingen auf die Pfle­
genden gerichtet wird. Mit Erfolg hat 
man sich bemüht, der Leistung dieser 
Menschen öffentliche Aufmerksam­
keit und Anerkennung zu verschaffen 
und, ebenso wichtig, ftir sie Entlastung 
zu organisieren. 

Fazit: Menschen bringen in Riedlin­
gen ihre Fähigkeiten ein fl.ir einen 
Dienst an den Alten, Pflegebedürfti­
gen, oft auch Demenzerkrankten. Die­
se Sozialzeit, das ist der Riedlinger Ge­
nossenschaftsgedanke, wird Ihnen 
gutgeschrieben. Im Bedarfsfall kön­
nen sie auf diese Zeit zurückgreifen. 
Es gibt aber auch die Möglichkeit, die 
eingebrachte Zeit in Geldwert zu ent­
nehmen, z.B. wenn jemand wegzieht. 
Die meisten spenden diese Zeit. Die 
Genossenschaft kann sie dann als Ein­
nahme verbuchen. 

Derzeit bemüht man sich um Fort- und 
Weiterbildung für bürgerschaftlieh 
Engagierte. Sie sollen sich kundig 
machen können über neue Methoden 
wie z.B. Erinnerungsarbeit, Krafttrai­
ning zur Prophylaxe von Knochenbrü­
chen, mit denen ganz erstaunliche Er­
folge zu erzielen sind. Immer ist das 
Ziel bessere Qualität des Lebens und 
Vermeidung von Leid durch Aktivie­
rung. Hier helfen viele Bürger gerne 
mit, wenn bestimmte Voraussetzungen 
gegeben sind. 

Eleonore Meyer 

~ 
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Seniorenpolitik in NRW: Staat stellt Rahmen für Bürgergesellschaft 

Seniorenpolitisches Engagement hat im Land Nordrhein-Westfalen eine lange Tradition. Mit dem 2. 
Landesaltenplan von 1991 wurde die Zielsetzung formuliert, die politische Partizipation von Senio­

ren zu verbessern. Die Förderung der Selbstständigkeit alter Menschen statt fürsorgerisch, anwaltlieh 
für sie zu wirken, wurde damit zur Orientierung der Seniorenpolitik des Landes NRW. Damit wurde 
keine völlig neue Richtung in der Politik vorgegeben, sondern es wurde auch auf gesellschaftliche Ent­
wicklungen reagiert. 

So spiegelten sich im Anwachsen 
kommunaler Seniorenvertretungen 
(SV) beispielsweise Veränderungen in 
der Gruppe der alten Menschen im 
Hinblick eine stärkere politische Par­
tizipation. Zugleich war erkennbar, 
dass seniorenpolitische Aufgaben in 
Zukunft wesentlich umfangreicher 
und zugleich komplexer werden wür­
den (demografische Entwicklung in 
Verbindung mit dem Wandel der Al­
tersstruktur). Damit zeichneten sich 
auch höhere Anforderungen für ehren­
amtliche Tätigkeiten auf diesem Fel­
de ab. 

Professionelle Arbeit 
stärkt Ehrenamt 

Vor diesem skizzierten Hintergrund 
entstand die Idee einer wissenschaft­
lichen Beratung fur die Landessenio­
renvertretung (LSV). Professionelle 
Arbeit im Hintergrund soll die ehren­
amtliche politische Tätigkeit von Se­
nioren auf Landes- und kommunaler 
Ebene stärken. Dem verstärkten 
Wunsch und Willen nach Partizipati­
on alter Menschen kann durch unab­
hängige Informationsbereitstellung, 
emanzipatorische Beratung und durch 
die Unterstützung in inhaltlichen und 
organisatorischen Fragen Rechnung 
getragen werden. 
Im Zusammenhang mit der Diskussi­
on über die viel beschworene Bürger­
gesellschaft hat ein solcher Politikan­
satz durchaus allgemeinere Bedeu­
tung: als ein Modell fachlicher Un­
terstützung und Beratung ehrenamt­
licher Tätigkeit. Die zugrunde liegen­
de These dabei lautet: Ehrenamtliche 
Tätigkeit findet dann statt, wenn sie 
in einem funktionierenden Rahmen 
geleistet werden kann. Diesen Rah­
men muss der Staat stellen. Innerhalb 
der Bürgergesellschaft tritt der Staat 
in aktivierender und ermöglichender 
Funktion auf. 
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Im konkreten Fall der LSV NRW ver­
dient auch die organisatorische Um­
setzung dieser Idee einer vom Land 
finanzierten wissenschaftlichen Bera­
tung Interesse: Die Stelle ist nämlich 
nicht bei der LSV NRW in Münster 
angesiedelt, sondern beim Institut fur 
Gerontologie der Universität Dort-

Barbara Eifert ist wissenschaft­
liche Beraterinder LSV NRW 

mund. Diese räumliche Distanz zwi­
schen Beratung und den zu Beraten­
den drückt eine Unabhängigkeit aus. 
Die Einbindung in den fachlichen 
Austausch an einem wissenschaftli­
chen Institut ist ebenso von Vorteil. 

Drei Aufgaben 

Die Beratungstätigkeit erfolgt für den 
Vorstand der LSV NRW, und siebe­
inhaltet im wesentlichen drei Aufga­
ben: 

1. Inhaltliche Arbeit: 

a) Erarbeitung von Stellungnahmen, 
Vorbereitung der Gremienarbeit, 
b) Erarbeitung von Bildungskonzep­
ten, darunter Bildungsangebote für die 
kommunalen Seniorenvertretungen, 
c) Umsetzung von Forschungsergeb­
nissen fur die Praxis (auch das macht 
die Ansiedlung der Stelle bei einem 
wissenschaftliche Institut sinnvoll). 

2. Öffentlichkeitsarbeit: 

a) Intern: Es geht um Kontakte und 
Kooperation zwischen den kommuna­
len Seniorenvertretungen (SV) und der 
Landesebene, durch Bildungsangebo­
te und durch Veranstaltungen. 
b) Extern: Unterstützung der LSV 
NRW bei der Erhöhung ihres Bekannt­
heitsgrades und bei der weiteren Eta­
blierung in der politischen Landschaft. 
Dazu dienen Gespräche, u.a. Großver­
anstaltungen, mit denen ganz gezielt 
Themen und Begriffe heraus gestellt 
werden sollen. Senioren dürfen nicht 
immer nur in Verbindung mit dem 
Begriffsfeld Pflege in der Öffentlich­
keit erscheinen, sondern mehr mit 
motivierenden Themen, die Aktivität, 
Zukunft und auch Freude signalisie­
ren: Zukunftsplanung im Alter, neue 
Ideen flir die Lebensphase nach der 
Erwerbsarbeit; Wohnen im Alter; Se­
nioren am PC; ältere Migranten und 
ihre Einbeziehung in die Seniorenar­
beit etc. 
Intern wie extern in gleicher Weise 
wichtig ist die viermal jährlich erschei­
nende neu konzeptionierte Zeitung 
"Nun Reden Wir". 

3. Pflege und Ausbau von Koopera­
tionen: 
a) Intern: Vemetzung der kommuna­
len Seniorenvertretungen 
b) Extern: Mit allen relevanten Akteu­
ren der Seniorenpolitik 

Über die wissenschaftliche Beratung 
hinaus fördert das Land NRW außer 
den Geschäftskosten der LSV NRW 
eine volle Sekretärinnenstelle. 
Mit diesem durchaus bescheidenen 
Mitteleinsatz ist es gelungen, die LSV 
wesentlich schlagkräftiger zu machen. 
Sie hat inzwischen ein landespoliti­
sches Profil gewonnen, ihre Stimme 
wird gehört, ihr Rat wird gesucht, wie 
unter anderem die zahlreichen Mit­
gliedschaften in Beiräten und anderen 
Gremien zeigen, die der LSV angetra­
gen wurden. • Barbara Eifert 
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Neue Assistentin 
Miriam Wolf folgt Gebhard Diemer nach 

N ach fast ei~em Jah~ ist endlich die Stelle unseres langjährigen Kollegen 
Gebhard D1emer wieder besetzt worden. Er schied Ende 2000 aus Alters­

gründen aus dem Dienst der Akademie (siehe Report 1-01). Seine Nachfolge­
rirr heißt Miriam Wolf, ist 26 Jahre alt und kommt von der Universität Regens­
burg zu uns, wo sie wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Politi­
sche Philosophie, Theorie und Ideengeschichte (PD Dr. Clemens Kauffmann) 
war. Sie hat dort Politikwissenschaft, Anglistik/Amerikanistik und Soziologie 
studiert und arbeitet an einem Promotionsprojekt im Bereich der politischen 
Philosophie der Internationalen Beziehungen. Sie wird Diemers Arbeitsfeld 
Ethik und Politik fortführen, weil wir der Meinung sind, dass die Frage nach 
der Wertbindung der Politik gerade in diesen Zeiten von noch größerer Bedeu­
tung werden wird. ms 

Miriam Wolf Foto: Marquart 

Politisch kommentieren mit Heribert Prantl 

Bekannt spitze Feder: Heribert Prantl Foto: ms 

Gedankenaustausch mit Offizieren 
Jm Sommer 2000 waren die Dozenten Gäste in der Kaserne, 
...ljetzt kamen die Offiziere der Fernmeldeschule Feldafing in die 
Akademie. Nach der Vorstellung der Akademiearbeit durch 
Direktor Heinrich Oberreuter und der Präsentation der unter­
schiedlichen Arbeitsfelder durch die Dozenten entwickelte sich 
sehr schnell ein reger Gedankenaustausch über die vielfaltigen, 
gemeinsam interessierenden Probleme: Sicherheits- und Außen­
politik in einer sich radikal ändernden Welt und die besondere 
Rolle der Bundeswehr im Kampf gegen den weltweiten Terroris­
mus. Über das Elend der politischen Bildung in den Schulen führ­
ten die Offiziere und General Hoffmann beredt Klage: sie haben 
mit Wehrpflichtigen aus allen Bevölkerungsschichten zu tun und 
sind erschrocken über mangelnde Kenntnisse des politischen 
Prozesses. Insbesondere das Anwachsen rechtsextremistischer 
Einstellungen in der Armee bereitet den Soldaten Sorge. Dozen­
ten und Offiziere vereinbarten häufigere Kontakte und gegensei­
tige Unterstützung bei Veranstaltungen, um die vorhandenen 
Erfahrungen und Ressourcen besser zu nutzen. ms 
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A n aktuellen Themen herrschte kein Mangel: 
J-\der Bombenkrieg über Afghanistan, die Aus­
einandersetzungen um den Kanzlerkandidaten der 
Union, Bahn-Chef Mehdoms Initiativen gegen 
Obdachlose auf Bahnhöfen. 20 junge Journalisten 
trainierten mit Heribert Prantl, dem Ressortleiter 
Innenpolitik der Süddeutschen Zeitung und Theo­
dor-Wolff-Preisträger 2001, die Hohe Schule des 
Kommentierens. ms 

Kein Quäntchen Übertreibung 

Drei Tage nach dem verheerenden Terror-an­
griff auf das World Trade Center in New York 
und das Pentagon meldete sich Ralf Joachim 
Siegen aus San Diego, der an der Tutzinger 
Tagung ,. Krisen von heute - Konflikte von 
morgen" vom 27.11. bis 1.12. 2000 teilnahm: 

"In diesen Tagen der (erneuten) öffentlichen 
Reflexion über den weltweiten Terrorismus 
muss ich mich- mit gewissem Schaudem­
immer wieder an die klugen Ausführungen 
Ihres Referenten Günther Schmid (München) 
erinnern. Auch die Darlegungen Frank Um­
bachs (im Tenor ähnlich) sind mir noch gut 
präsent. Sachlich und präzise hatten beide Re­
ferenten die anstehenden gesellschaftlichen Be­
drohungen beschrieben. 
Die bedrückenden Ereignisse dieser Tage er­
hellten - buchstäblich schlagartig -, wie tref­
fend formuliert worden war. Kein Quäntchen 
an Übertreibung. 
Aber was tun, damit nicht alles noch schlim­
mer kommt? Momente, sich wieder an den 
Schöpfer zu wenden ... " 

Rolf Joachim Siegen, San Diego 
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Internet-Workshop D-A-S-H 

Weltweites Netz gegen Fremdenfeindlichkeit 

Das Internet wird immer mehr znm Massenmedium. In Deutsch­
land nähert sich im Herbst 2001 die Nutzerzahl der 30-Millio­

nengrenze. Die Tutzinger Akademie trägt mit vielfältigen Fortbil­
dungsangeboten dieser Entwicklung Rechnung. Journalisten, Leh­
rer, Medienpädagogen und andere Multiplikatoren der politischen 
Bildung lernen in Seminaren das world wlde web als Recherche­
und Informationsmedium kennen und sinnvoll nutzen. 

Zusammen mit dem JFF- Institut ftir 
Medienpädagogik in Forschung und 
Praxis - und finanziell gefOrdert vom 
Bundesministerium ftir Frauen, Senio­
ren, Familie und Jugend veranstaltete 
die Akademie ein Werkstattseminar, 
das zeigte, dass das Internet noch viel 
mehr kann als nur schnell und günstig 
zu informieren. Das D-A-S-H-Projekt 
vereint Aktivisten, die selbst zum Sen-

der werden wollen - ganz im Sinne 
der Brecht'schen Radiotheorie. 
Es trafen sich Menschen aus Vereinen, 
Initiativen und Organisationen, die 
gegen Ausgrenzung, Vorurteile und 
Fremdenfeindlichkeit auftreten: aus 
der Integrationsarbeit mit Flüchtlingen 
und Migranten, aus der Sozialarbeit 
mit Alten, Behinderten und Jugendli­
chen. 

Die @-Generation? 
Von je i 00 Sechs- bis i 9-Jährigen ... 

... besitzen einen 
eigenen PC 

... nutzen einen ... 
anderen PC 
i~ Haushalt 

... weder 
... noch 

... , die sich zu Hause mit dem PC beschäftigen, 
benutzen ihn für/zum 

Spiele 

Texte, ­
Briefe schreiben 

deriZugang zum lnlernel _.. 
(surfen, chatten u.a.) _,.. 

Nachschlagewerke ... 
wie Lexika 

Rechnen, Grafii<en, -
Tabellenkalkulation 

Lernprogramme, - · 
z.B. Sprachen 

Malen, Zeichnen .rl 
Am liebsten für Spiele 
Kann man von der @-Generation sprechen, wenn nur die Hälfte der Kinder 
und Jugendlichen zu Hause einen PC nutzt? Würde man nach dem Alter diffe­
renzieren, sähe die Statistik schon anders aus. Denn 87 Prozent der 16- bis 19-
jährigen Jungen und 81 Prozent der gleichaltrigen Mädchen beschäftigen sich 
häufig oder wenigstens ab und zu in ihrer Freizeit mit dem PC. Schaut man sich 
die Art der PC-Nutzung an, stehen Spiele am PC ganz oben, wobei die Jungen 
erheblich spielbegeisterter sind als die Mädchen. Diese wenden ebenso oft 
Schreibprogramme an. Im Internet surft noch nicht einmal die Hälfte der jun­
gen PC-Nutzer. 
Statistische Angaben: Kids VerbraucherAnalyse 2001 
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Den Seminarleitern ging es darum, 
praktische Kenntnisse und Fertigkei­
ten von vernetzter Kommunikation, 
Gestaltungsmöglichkeiten und Veröf­
fentlichungsstrategien zu vermitteln 
sowie Chancen und Perspektiven von 
Vernetzung und virtueller Zusammen­
arbeit zu erörtern. Im Rahmen des 
Workshops wurden konkrete Frage­
stellungen und Bedürfnisse aus der 
praktischen Arbeit vor Ort in drei The­
menblöcken behandelt: 

0 Informationsmanagement 
Was kommt auf mich zu, wenn ich 
online gehe? Wie finde ich, was ich 
suche? Wie komme ich in Kontakt mit 
Menschen, die mich interessieren? 
Wie organisiere ich Gruppenarbeit im 
Netz? 

0 Virtuelle Öffentlichkeitsarbeit 
Wie bekomme ich Unterstützung und 
kann von den Erfahrungen anderer ler­
nen? Wie kann ich beeinflussen, wie 
ich im Netz wahrgenommen werde? 
Was ist bei der Gestaltung von Rund­
sendungen, W ebseiten, Mailinglisten, 
Portalen und Streams zu beachten? 

D Vernetzung 
Was zeichnet eine gut vernetzte Kam­
pagne aus? Wie funktioniert Zusam­
menarbeit auch über große Distanzen 
hinweg? Unabhängig von techni­
schem Detailwissen wurde in dem 
Workshop die Technik vernetzten Ar­
beitens vermittelt, die Kompetenz als 
Voraussetzung für selbstbewussten 
und selbstbestimmten Umgang mit 
Medien. • 

ms 

23 



D-A-5-H Ein Medienprojekt für Vernetzung - gegen Ausgrenzung 

••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Dash ist ein Gedankenstrich, ein Satz­
zeichen, das zwei Wörter verbindet. 
Dash kann vieles heißen: Es kann eine 
kleine Prise oder plötzliche Bewegung 
bezeichnen, aber auch Entschlossen­
heit, Verve und Enthusiasmus bedeu­
ten. 

D-A-S-H ist ein Projekt von und für 
junge Menschen, die gegen soziale 
und politische Ausgrenzung eintreten, 
Ressentiments und Vorurteilen entge­
gentreten, gegen Fremdenfeindlich­
keit und Rassismus auftreten. Anstatt 
diese Prinzipien bloß zur Schau zu 
stellen oder lediglich abstrakt zu ver­
mitteln, geht es bei D-A-S-H darum, 
konkrete Handlungsansätze miteinan­
der in Beziehung zu setzen, zu ver­
netzen und aufverschiedenen Ebenen 
zu reflektieren. Ziele des Projektes 
sind 

• durch, aber auch über den Vemet­
zungsprozess hinaus aktuelle Formen 
von Solidarität zu ermitteln. 

• über den eigenverantwortlichen 
Umgang mit Medien neue Modelle 
demokratischer Partizipation zu ent­
wickeln und zu erproben. 

• Prozesse der Selbstbestimmung an­
zustoßen, die politische, kulturelle und 
soziale Grenzziehungen in Frage stel­
len und praktisch überwinden. 

D-A-S-H ist ein Projekt im Netz und 
aus dem Netz heraus. Schwerpunkt ist 
die Förderung eines souveränen, ver­
netzten und eigenverantwortlichen 
Umgangs mit Medien, egal ob diese 
gerade alt oder neu genannt werden. 

D-A-S-H ist ein offenes Projekt und 
richtet sich an Gruppen und Einzel­
personen, die in diesem Zusammen­
hang bereits aktiv sind, aber auch an 
solche, die erst aktiv werden wollen. 
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D-A-S-H ist europaweit ausgerichtet 
und arbeitet über Grenzen hinweg. Im 
Mittelpunkt stehen Angebote, die den 
Bedürfnissen der Gruppen vor Ort die­
nen, deren Fragestellungen aufgreifen 
und Lösungen darstellen, die an un­
terschiedliche Rahmenbedingungen 
anzupassen sind. 

D-A-S-H verbindet inhaltliches Enga­
gement, medienpädagogische Kompe­
tenzen und praktische Erfahrungen, 
wie sie im Laufe der letzten Jahre ge­
sammelt werden konnten. 

D-A-S-H agiert aufvier Ebenen: 

Initiierung von Modell­
Projekten 1 

D-A-S-H begleitet, unterstützt und 
regt die Realisierung innovativer Ide­
en an, die für ihre Umsetzung entwe­
der einen zusätzlichen Schub oder wei­
tergehende Hilfestellung benötigen. 

Qecbnische und logistische 
nterstützung ________________ _/ 

Darüber hinaus vermittelt D-A-S-H 
Interessierten eine breite Palette an 
Dienstleistungen, die heute für die 
Realisierung eigener Aktivitäten im­
mer größere Bedeutung haben: Vom 
Wehspace bis zur Videokamera, von 

Kontakt: 
Elke Stolzenburg 

_____ ) 

technischer Beratung bis zu medien­
pädagogischer Betreuung bemüht sich 
D-A-S-H um qualifizierte Hilfestel­
lung aus einer Hand. 

Training und 
Weiterbildung 

D-A-S-H bietet regelmäßig Seminare, 
Konferenzen, Publikationen und 
Newsletter an, die den Erfahrungsaus­
tausch zwischen den Aktiven beför­
dern und ausbauen. 

Zugang zu inhaltlieben 
Ressourcen 

D-A-S-H arbeitet an einem Recher­
cheportal, das die unzähligen Aktivi­
täten und Materialien, die sich zu den 
Themen Vernetzung sowie Ausgren­
zung bereits im Netz befinden, syste­
matisch erschließt und mit interakti­
ven Suchwerkzeugen schnell und un­
kompliziert zur Verfugung stellt. 

D-A-S-H ist ein Projekt des JFF- In­
stitut für Medienpädagogik in For­
schung Praxis. D-A-S-H wird gefor­
dert vom Bundesministerium für Fa­
milie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) und von der Bundeszentra­
le für politische Bildung. • 

JFF - Institut für Medienpädagogik in Forschung und Praxis 
Pfälzer-Wald-Straße 64 
81539 München 
Tel. 089/ 68 9 89 - 0 
Fax 089/ 68 9 89- 111 
E-Mail: info@d-a-s-b.org 
www.d-a-s-b.org 
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Multimedia im Politik-Unterricht 
von Udo Kegelmann, Universität Erlangen-Nümberg* 

Über die Chancen und pädagogisch sinnvollen Einsatzmöglichkei­
ten multimedialer Computerprogramme (z.B. Power Point) im Un­
terricht referierte der Erlanger Medienexperte Udo Kegelmann 
im Rahmen einer Lehrerfortbildung für Sozialkundelehrer. 

M it dem Anschluss der Ga­
briele-von-Bülow-Ober­
schule in Berlin konnte am 

15. Oktober 2001 ein anspruchsvol­
les Bildungsziel erreicht werden. 
Durch vielfältige Anstrengungen von 
Politik und Wirtschaft haben seitdem 
alle deutschen Schulen Zugang zum 
Netz der Netze. 
Doch der bildungspolitische Schein 
trügt, denn schließlich macht ein 
Computer noch keinen Unterricht, 
gewährleisten moderne Hardware­
und Software-Angebote an sich noch 
keine Lemerfolge. Vielmehr riskieren 
Pädagogen und Bildungsverantwort­
liche in eine "Technikfalle"1 zu gera­
ten. Die Möglichkeiten der neuen 
Medien werden immer noch über­
schätzt, 2 gleichfalls aber auch orga­
nisatorische Bedingungen fahrlässig 
unterschätzt3 (z.B. mangels ausrei­
chend medienkompetenter Lehrkräf­
te, hohem Zeitbedarf für die effektive 
"Inbetriebnahme" des PC-Raums, 
Probleme des Updates von Program­
men sowie technischer Konflikte wie 
bspw. Systemabsturz, Inkompatibili­
tät, veraltete Datenspeichersysteme, 
Entsorgung von Altgeräten etc. ). Dar­
über hinaus treibt die Suche der Me­
dienindustrie nach weiteren Absatz­
märkten - bspw. in der Herstellung 
computerunterstützter Malprogramme 
für Vorschulkinder - pädagogisch be­
denkliche Blüten. Ein Phänomen, das 
sich wohl nur durch die Unsicherheit 
von Eltern begründen lässt, die in be­
ster Absicht ihren Kindem den ersten 
Schritt in das digitale Zeitalter ebnen 
wollen. 

Um in Zukunft zumindest aus didak­
tischer Sicht nicht mehr in diese Tech­
nikfalle zu geraten, wird es daher noch 
auf lange Sicht notwendig sein, Päd­
agogen nicht nur im Umgang mit den 
neuen Medien zu schulen, sondern ih­
nen auch zu zeigen, wie sie mit Hilfe 
des jeweils vorhandenen Standards an 
Multimedia und Internet künftig ihren 
Unterricht sinnvoll vorbereiten, durch­
führen und auswerten können. Dieser 
Prozess bedarf einer begleitenden Dis­
kussion um den kooperativen Einsatz 
von traditionellen und neuen Medien 
in Schule und Unterricht, der durch 
den Ausbau vorhandener didaktischer 
Modelle und die Entwicklung adäqua­
ter Unterrichtsformen gestützt wird. 
Diese Aufgaben müssen jetzt schon 
angegangen werden, um auf die her­
anwachsende "digitale Schülergenera­
tion" vorbereitet zu sein.4 

Bildungsziel Informations­
und Wissensmanagement 

Um sich in einer multimedialen Welt 
zurecht finden zu können bedarf es 
höchst anspruchsvoller Fähigkeiten 
des Informations- und Wissensmana­
gements: 

- Reflexion über den Zugang zu In­
formationen (z.B. Voraussetzungen, 
Nutzerverhalten bei der Auswahl von 
Informationsquellen, Datenfilterung 
und Zensur) 

- Informationen suchen, finden, ver­
arbeiten, evaluieren, selektieren, dar­
stellen, speichern und weitergeben 

- Rekonstruktion, Konstruktion und 
Dekonstruktion von Wissen. 

Gerade die Beurteilung der Informa­
tionsqualität wird zum bedeutsamen 
Bildungsauftrag. Burbules/ Callister 
lehnen folgende Informationskatego­
rien in Multimedia und Internet ab:5 

1. ,,Misinformation": = Daten, die zu 
falschen Schlüssen führen können, 
weil sie nicht korrekt, nicht wahr, ver­
altet, unvollständig oder nicht vertrau­
enswürdig sind. 

2. ,,Malinformation": = ethisch-mora­
lisch an- und abstößige zu bewerten­
de Informationen. 

3. "Messed-Up Information": = 

schlecht dargestellte oder unstruktu­
rierte Informationen. 

4. "Mostly Useless Information": = 

überflüssige Informationen (z.B. Web­
kamera-Blick auf eine mehr oder we­
niger gefüllte Kaffeekanne). 

Zudem gilt es Kriterien zu entwickeln 
für den Lesewert (Verhältnis von Bild­
anteilen und zugehörigen Inhalten), 
die Leserlichkeit (funktionale Eigen­
schaften der Darstellung), die Lesbar­
keit (funktionale Eigenschaften der 
einzelnen Bildelemente) und den äs­
thetischen Wert (künstlerisch-opti­
scher Eindruck) einer Informations­
quelle.6 

Ebenso wird auch die Bedeutung von 
Metainformationen zunehmen. Erlern­
te Orientierungsmuster, die an das Trä­
germedium gebunden sind, werden 
unbrauchbar, weil sich die Metainfor­
mationen im digitalen Raum vom phy­
sischen Zeichenträger lösen7

. Die 
Wahrnehmung von Metainformatio­
nen neuer Medien muss demnach erst 
noch erlernt werden (z.B. Internet­
Adresse als Herkunftsnachweis der 
Informationsquelle ). 

Insgesamt wird es daher darauf an­
kommen, wie virtuos Schüler und Leh­
rer künftig mit multimedialen Infor­
mationen umgehen werden, um dar­
aus Wissen generieren zu können. 

*Udo Kegelmann ist Berufsschullehrer und Lehrbeauftragter fiir den Mastersstudiengang "Multimedia-Didaktik" der 
Universität Erlangen-Nürnberg. Er ist zudem seit mehreren Jahren in der Lehrerfortbildung in den Bereichen "Multi­
media-/ Web-Design" und "Multimedia-Didaktik" tätig. 
Email-Kontakt: uker;el@ vr-web.de Internet: htt(}://home. vr-web.de/ukegel 
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Multimedia verändert 
die Lernkultur 

Blickt man auf die wissenschaftliche 
Diskussion der vergangenen Jahrzehn­
te über die lerntheoretischen Begrün­
dungen der neuen Medien im Unter­
richt zurück, so lässt sich aus heutiger 
Sicht der Lernforschung folgender 
Kompromiss erkennen:8 

• Behavioristischer Lernansatz: posi­
tive Verstärkung von Lernprozessen 
(z.B. Ermutigung und Lob in Übungs­
programmen) 

• Kognitivistische Lernstrategien: Be­
deutung kognitiver Strategien bei der 
Informationssuche und beim Entwik­
keln von Problemlösungen 

• Konstruktivistische Lernumgebun­
gen: autonomes und selbst gesteuer­
tes Lernen als Basis eigener Wissens­
konstruktionen. 
Die Auswahl einer geeigneten multi­
medialen Lernform hängt demzufol­
ge vom jeweils angestrebten Lernziel 
ab. Insbesondere die konstruktivisti­
sche Auffassung von Unterricht führt 
zu einer neuen Rolle der Lehrkraft im 
didaktisch-methodischen Spannungs­
feld: 

Zeichnung: Tomaschoff 
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- Lernumgehungen organisieren: 
Schüler werden im zunehmenden 
Maße ihr Wissen in multimedial auf­
bereiteten, möglichst authentischen, 
problemorientierten, anschlussfähi­
gen, multiperspektiven, offenen und 
interaktiven Lernumgehungen selbst 
gesteuert und selbst kontrolliert kon­
struieren. 

- Fehlerbewertung: die dabei auftre­
tenden Fehler stellen keine Störfälle 
sondern notwendige Bestandteile des 
Lernprozesses dar. 

- Modeling: die Lehrkraft legt ihre ei­
gene Konstruktionen offen und er­
möglicht dadurch dem Schüler, den 
Erkenntnisweg des Lehrers besser re­
konstruieren zu können. Dieses Vor­
gehen unterstützt den eigenen Lern­
fortschritt der Schüler. 

- Scaffolding: der Lernprozess liegt 
in der alleinigen Verantwortung des 
Schülers. Der Lehrer hilft bei Bedarf, 
um die "Statik" des entstehenden 
Lerngebäudes zu überprüfen. Er über­
nimmt die Rolle eines beratenden Ex­
perten. 

- Fading: im fortschreitenden Lern­
prozess tritt die Lehrkraft zusehends 
in den Hintergrund. 

- Reflection: Bewusstwerden des zu­
rückgelegten Lemwegs, um daraus 
allgemeine Prozesse der Wissenskon­
struktion ableiten zu können. Im ge­
meinsamen Wissensaustausch wird die 
Vielfalt an unterschiedlichen Aspek­
ten des jeweiligen Themas offenbar. 

- Evaluation: die gewonnenen Lern­
ergebnisse lassen sich auf vieif<iltige 
Weise überprüfen und darstellen. 

Konsequenzen für den 
Politikunterricht 

Es ist sicherlich ein anspruchsvolles 
Ziel Schüler durch Schule und Unter­
richt zum mündigen Bürger zu verhel­
fen. In der fachdidaktischen Diskus­
sion um die Zukunft des politischen 
Unterrichts tauchen daher vermehrt 
die Konzepte der "Problemorientie­
rung" und der "Handlungsorientie­
rung" auf. Schüler sollen damit in die 
Lage versetzt werden, authentische 
Lebenssituationen zu erfahren, die 
dabei auftauchenden Probleme zu er­
kennen und handlungsbezogen zu lö­
sen. Schule kann dadurch zum leben­
digen Spiel- und Erfahrungsfeld poli­
tischerNotwendigkeitund gemeinnüt­
zigen engagierten Handeins werden. 

~ 
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Aus diesem Zielkatalog lässt sich der 
Einsatz von Multimedia und Internet 
im politischen Unterricht wie folgt be­
gründen:9 u.a. 

- Schüler werden angeregt ihr jeweili- ( 
ges Weltbildangesichts gegenläufiger I Fundgrube Internet: 
Informationen zu überdenken bzw. zu II • Bockmarks und Links 
verteidigen und zu begründen. Zu- • Politische Bildung im Internet 
grundeliegende Werte und abzuleiten- • Empfehlenswerte Surftipps 
de Normen werden offenbar und auf 

- aktuelle und authentische Informa­
tionen und Materialien stehen jeder­
zeit zur Verfügung, 

- die Vielfalt unterschiedlicher Mei­
nungen und Positionen zwingt zur Ent­
wicklung eigener Standpunkte, 

- moderne Kommunikationstechnolo­
gien erleichtern die Kontaktaufnahme 
und den Informationsaustausch mit 
Experten, Funktionsträgern und von 
politischen Entscheidungen Betroffe­
nen, 

- das vermeintliche Chaos an Informa­
tionen erfordert den Erwerb komple­
xer Fähigkeiten des Informations- und 
Wissensmanagements. Das Internet 
wird zum Spiegelbild einer multikul­
turellen, postmodernen Risiko- und 
Informationsgesellschaft. Realität 
wird nicht auf einfache Strukturen re­
duziert sondern als komplexe, oftmals 
widersprüchliche Wirklichkeit erfah­
ren. Diesem Konflikt muss mit einer 
aktiven Auseinandersetzung begegnet 
werden, 

- die Lehrkraft selbst wird als "Infor­
mant" bewertet und ihre traditionelle 
Definitionsmacht kritisch untersucht, 

ihre gesellschaftlichenFolgen hin dis­
kutiert. 

- die neuen Medien werden selbst zum 
Unterrichtsinhalt Ihre Vorzüge und 
Gefahrenpotentiale als meinungsbil­
dende Medien sind zu überdenken. 
Gerade beim Erstellen eigener multi­
medialer Produkte werden die mani­
pulativen Möglichkeiten neuer Medi­
en aktiv wahrgenommen. 

Diese Begründungen erheben nicht 
den Anspruch auf Vollständigkeit, 
sondern zeigen auf, dass wir mit dem I 
sinnvollen Einsatz von Multimedia­
Technologien im Politik-Unterricht 
noch ganz am Anfang stehen. Sie sind 
aber erste Hinweise auf einen Paradig­
menwechsel der schulischen Lernkul­
tur, der sich positiv auf die Schüler­
motivation für den politischen Unter­
richt und dadurch auf das eigenverant­
wortliche Handeln in und für die Ge­
sellschaft auswirken kann. • 

1 vgl. Maser, Heinz (2001): Wege aus der Technikfalle: Computer und 
Internet in der Schule. Zürich: Verlag Pestalozzianum. 
2 In der 50-jährigen Geschichte der Medienwirkungsforschung bleiben hö­
here Lernerfolge durch neue Medientechniken als äußerst umstritten, vgl. 
hierzu: Dörr, G. I See!, NM (1997): Instructional delivery systems and 
multimedia environments, in: Dijkstra, S. et al. (Hrsg.): Instructional design: 
Internationalperspectives (Bd. 2, S. 145-182). Er/baum: LEA. 
3 S.a. Kritische Stimmen zum Computer-Einsatz im Unterricht: StolZ, Clifford 
(1999) High Tech Heretic. why computers don 't belang in the classroom and 
other reflections by a computer contrarian. New York: Doubleday. 
4 Vgl. Negroponte, Nicholas (1995): Being digital. New York: Knopf II 
Tapscott, Don (1998): growing up digital. New York et al.: McGraw Hili. 
5 vgl. Burbules, Nicholas Cl Callister, Thomas A. (2000): Watch IT: the 
risks and promises of new information technologies for education. Boulder: 
Westview Press. Hier: S. 96-103. 
6 vgl. Pettersson, Rune (199312): Visual information. Englewood Cliffs: 
Educational Technology Publications. Hier: S. 160. 
7 vgl. Königer, Paul/ Reithmayer, Walter (1998): Management 
unstrukturierter Informationen: wie Unternehmen die Informationsflut be­
herrschen können. Frankfurt/M , New York: Campus Verlag. Hier: S. 36. 
8 vgl. Maser, Heinz (2001): Hier S. 52-55. 
9 Vgl. Dederbeck, Marcus: "Internet im Politikunterricht" (http:// 
www.dedi.de/chanterslnol.htmJ, zitiert am 28.10.2001. 
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Die Hornepage des Landesbeauftrag­
ten für den Computereinsatz im Fach 
Sozialkunde Thomas Volkert (mit 
sehr guter Linksammlung thematisch 
und nach Lehrplan): 
http://www.swg-netzwerk.de/vol­
kert/docs/home.htm 

Politikwissenschaft im World wide 
web: http://www.uni-tuebingen.de/ 
uni/spi/urlpool.htm 

Die Politikwissenschaftler der Univer­
sität Mainz halten eine interessante 
Linksammlung mit nationalen und 
internationalen Adressen aus Politik 
und Wissenschaft bereit: 
http://www. politik.uni-mainz.de/ 
Service/allgemei.htm 

Internetplattform Politikwissenschaft 
Hier findet sich eine Liste politikwis­
senschaftlicher Institute mit Verwei­
sen auf eigene Internetangebote sowie 
PoliNet - der Katalog politikwissen­
schaftlicher Websites: http://www. 
politikwissenschaft.de/index.php3 

Der W plus P - Katalog ermöglicht 
kontextbezogene Informationsrecher­
che, -Organisation und -reflektion 
durch über 4000 Verweise auflndices, 
Instrumente, Guides, Verzeichnisse, 
Materialien und Analysen zum Netz: 
http://staff-www.uni-marburg.de/ 
-rillingr/home.html 

Political Resources on the Net. Eng­
lischsprachige Seite mit einer Liste 
politischer Internetseiten. Regional 
und nach Ländern sortiert. Links zu 
Parteien, Organisationen, Regierun­
gen, Medien und vielem mehr. 
www.politicalresources.net 

Der auf Themen des Rechtsextremis­
mus spezialisierte Journalist Burkhard 
Sehröder bietet die wohl umfangreich­
ste Sammlung von Internetadressen zu 
allen Arten des nationalen und inter­
nationalen Rechtsextremismus und 
Neonazismus. Abgründe tun sich auf! 
Vorsicht bei der Nutzung im Schul­
unterricht! http://www.burks.de/ 
nazis.html 

Zusammenstellung: Michael Sehröder 
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Mobilisierung der Demokratie 
Ein Zukunftsthema in Erinnerung an Waldemar von Knoeringen 

m 6. und 7. Juli, wenige 
Tage nach dem 30. To­
destag Waldemar von 

Knoeringens, veranstaltete die 
Akademie ein Symposium, durch 
das sich Demokratie als zentra­
ler Gegenstand politischer Bil­
dung auf ideale Weise mit der 
Erinnerung an den bayerischen 
Politiker und Initiator der Grün­
dung der Akademie für Politi­
sche Bildung verbinden ließ. Als 
Thema der Tagung wurde ein 
Buchtitel aus dem Jahre 1966 
gewählt: Hier hatte Waldemar 

von Knoeringen zusammen mit 
jungen Wissenschaftlern und 
politisch Aktiven (darunter Pe­
ter Hanke, Jürgen Maruhn, 
Hans-Günter Naumann, Fried­
rich Schreiber und Knrt Stenzel, 
die 35 Jahre danach in dieser 
Tagung mitwirkten) ein 200 Sei­
ten umfassendes Plädoyer für 
eine zukunftsorientierte Demo­
kratie herausgebracht, in dem 
bereits Vermutungen hinsicht­
lich antidemokratischer Rück­
fallserscheinungen (NPD), aber 
auch - gewissermaßen im Vor-

Waldemar von Knoeringen 
Ein sensibler Streiter für die Demokratie 

von Hans-Jochen Vogel 

Ich freue mich, dass die Akademie für 
Politische Bildung mit dieser Tagung 
des dreißigsten Todestages Waldemar 
von Knoeringens gedenkt. Sie hat 
dazu auch durchaus Anlass. Denn sie 
verdankt ihre Entstehung einer Initia­
tive W aldemar von Knoeringens und 
der Tatsache, dass er so lange für ihre 
Errichtung stritt, bis das entsprechen­
de Gesetz im Mai 1957 verabschiedet 
wurde und die Akademie im Oktober 
1958 ihre Arbeit aufnehmen konnte. 
Eine Arbeit, die bis heute andauert 
und die in der Bundesrepublik nach 
wie vor ihresgleichen sucht. 

Das Geheimnis seiner Wirkung läßt 
sich nicht leicht beschreiben. Natür­
lich war es seine mitreißende Bered­
samkeit, seine Begeisterungsfähig­
keit, seine von einer starken Phanta­
sie gespeiste Weitsicht, die ihn Ent­
wicklungen, Chancen und Gefahren 
schon zu einem Zeitpunkt erkennen 
ließ, in dem andere sie noch nicht ein­
mal ahnten. Es war auch die umfas­
sende Bildung, die er sich im Laufe 
seines Lebens im Selbststudium an­
geeignet hatte, und die ethische Fun­
dierung seines Denkens und Han-
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delns. Aber das war es nicht allein. 
Zumal sich diese Eigenschaften mit 
einer merkwürdigen Öffentlichkeits­
ja gelegentlich sogar Menschenscheu 
paarten, die er immer aufs neue über-

mar von Knoeringen 

winden musste. Und zumal er seine 
Freunde auch gelegentlich überforder­
te, weil er schon mit dem nächsten und 
übernächsten Projekt beschäftigt war, 
während sie noch alle Hände voll da-

griff auf 1968 -kritische Fragen 
einer neuen Studentengeneration 
spürbar wurden. 
Die Berichterstattung zu dieser 
Tagung wird in der nächsten 
Ausgabe des Akademiereport 
fortgesetzt. Hier folgt der um 
wenige Passagen gekürzte Vor­
trag von Hans-Jochen Vogel, der 
nach Volkmar Gabert (1963-72) 
als übernächster Nachfolger 
Waldemar von Knoeringens von 
1972 bis 1977 Landesvorsitzen­
der der BayernSPD gewesen ist. 

mit zu tun hatten, das Vorhergehende 
in die Wirklichkeit umzusetzen. 
Was war das für ein Leben. Hartmut 
Mehringer hat es in seiner bemerkens­
werten, im Jahre 1989 veröffentlich­
ten Biographie im Detail beschrieben. 
Ich kann mich deshalb auf Stichworte 
beschränken. Die Geburt im Oktober 
1906 als Spross eines alten bayeri­
schen Adelsgeschlechts; auch darin 
Georg von Vollmar ähnlich, den er zu 
Recht auch ganz persönlich als seinen 
Vorgänger ansah. Beitritt zur Sozial­
demokratie im Alter von 20 Jahren. Ju­
gendlicher Kämpfer gegen den herauf­
ziehenden Nationalsozialismus, dem 
er in zahllosen Versammlungen in 
ganz Bayern entgegentrat. 1933 ge­
meinsam mit seiner Frau, die ihm ein 
Leben langtreuzur Seite stand, Flucht 
erst nach Österreich, dann in die 
Tschechoslowakei. Dort war er Grenz­
sekretär in Neuern und zugleich aktiv 
in der Widerstandsgruppe Neu-Begin­
nen. 1938 erneute Flucht über Prag 
und Paris nach London. Dort zusam­
men mit Richard Löwenthai und Kar! 
Anders Redakteur und Sprecher des 
Senders "Europäische Revolutionen", 
der in den dunkelsten Jahren, in de­
nen Hitlers Erfolge unaufhaltsam er­
schienen, der Wahrheit eine Stimme 
lieh und seine Hörer in Deutschland 
zum Widerstand ermutigte. Später 
seine Bemühungen, die deutschen 

~ 
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Kriegsgefangenen für die Demokratie 
zu gewinnen; eine Aktivität, aus der 
Wilton Park hervorging. Eine britische 
Institution, die viel für die deutsch-bri­
tischen Beziehungen und für die Fe­
stigung der Demokratie in Deutsch­
land getan hat und in veränderter 
Form noch heute besteht. 1946 die 
Rückkehr nach München. Und dann 
nahezu 20 Jahre vielfaltigen Wirkens 
als Landesvorsitzender, als Fraktions­
vorsitzender im Bayerischen Landtag 
und von 1958 - 1962 auch als stell­
vertretender Vorsitzender der deut­
schen Sozialdemokratie. 

Selbstloser Einsatz 

Wahrlich ein Leben, dessen erste Hälf­
te Grund genug geboten hätte, sich zu 
verhärten, auf Vergeltung zu sinnen, 
selbstgerecht zu werden oder auch 
zum Ausgleich für erlittene 
Verluste und Beeinträchti­
gungen an den eigenen Vor­
teil zu denken oder sich mit 
den Attributen der Macht zu 
schmücken. Aber solche Ge­
danken waren und blieben 
Waldemar von Knoeringen 
fremd. Statt dessen hat er sich 
bis zu seinem allzu frühen 
Tode selbstlos für die Sache 
der Demokratie, der Freiheit 
und der sozialen Gerechtig­
keit verzehrt. Das sei er sei­
nen von den Nationalsoziali­
sten ermordeten Kameraden, 
das sei er Hermann Frieb und 
Bebo Wagerundden Österrei­
chischen Sozialdemokraten 
und Sozialdemokratinnen in Wörgl 
und Wien, mit denen er bis zu ihrer 
Verhaftung in Kontakt stand, schuldig 
- hat er mehr als einmal gesagt. 

Es würde zu weit fUhren, jetzt all sei­
ne Leistungen in den Jahren aufzuzäh­
len, in denen er nach 1945 politische 
Verantwortung trug. Genannt werden 
muß aber aufjeden Fall die sogenannte 
Vierer-Koalition, die Bayern unter Mi­
nisterpräsident Wilhelm Hoegner von 
1954 bis 1957 regierte. Dass in ihr so 
unterschiedliche, ja gegensätzliche 
Parteien wie die SPD, die Bayern­
partei, der sogenannte Block der Hei­
matvertriebenen und Entrechteten und 
die FDP fast drei Jahre zusammen blie­
ben, war vor allem auch seinem Ver-
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handlungsgeschickund seiner Beharr­
lichkeit zu verdanken. Dadurch wur­
de zugleich der Beweis erbracht, dass 
auch in Bayern ein demokratischer 
Machtwechsel möglich ist. Schon des­
halb sollte gelegentlich an dieses Fak­
tum der bayerischen Nachkriegsge­
schichte erinnert werden. 

In dieser Zeit, aber auch zuvor und 
danach, engagierte sich Waldemar von 
Knoeringen ganz besonders auf dem 
Gebiet des Schul- und Bildungswesens 
und der Wissenschaftspolitik So trat 
er schon früh für den Übergang von 
der Bekenntnis- zur Gemeinschafts­
schule und für die akademische Leh­
rerfortbildung ein. Ebenso gab er ei­
nen Anstoß für die Errichtung des 
Wissenschaftsrates auf Bundesebene. 
Seinen maßgebenden Anteil an der 
Gründung der Akademie, in der wir 
heute tagen, erwähnte ich bereits. Und 

die Ansicht, die Festigung der Demo­
kratie und eine sozialdemokratischen 
Vorstellungen entsprechende Gesell­
schaftsordnung hänge viel stärker von 
der Entwicklung der dem Menschen 
innewohnenden Anlagen und Fähig­
keiten und seiner Orientierung an be­
stimmten Werten - also im Grunde 
von seinem Wissen und seiner Bildung 
- ab als von der Veränderung der Pro­
duktionsverhältnisse als solcher oder 
gar nur der EigentumstiteL Folgerich­
tig hat er den Dialog der Sozialdemo­
kratie mit den Wissenschaften ebenso 
gefördert wie den Dialog mit den Kir­
chen. Die von ihm angeregten Vor­
tragsreihen der Münchner Arbeitsge­
meinschaft Sozialdemokratischer 
Akademiker über Themen wie "Das 
Weltbild unserer Zeit", "Christlicher 
Glaube und politische Entscheidung", 
"Revolution der Roboter" oder "Der 
wiederentdeckte Mensch", die Ende 

Foto: Schroeder 

der fünfziger Jahre im 
Großen Hörsaal der 
Technischen Hochschule 
in München stattfanden 
und an denen er sich auch 
selbst mit eindrucksvol­
len Referaten beteiligte, 
waren zu ihrer Zeit ein 
absolutes Novum. Und 
die ebenfalls von ihm in­
itiierte Tagung in der Ka­
tholischen Akademie, bei 
der 1958 in München die 
Jesuitenpatres Oswald 
von Nell-Breuning und 
Gustav Gundlach mit den 
Sozialdemokraten Carlo 
Schmid und Adolf Amdt 

schon Ende der vierziger Jahre rief er 
die Bildungseinrichtung seiner eige­
nen Partei in Koche! ins Leben, die 
zunächst den bescheideneren Namen 
einer Georg-von-Vollmar-Schule 
führte, sich aber nach seinem Tode 
einem - offenbar unwiderstehlichen -
Zug der Zeit folgend ebenfalls Aka­
demie nannte. 

Seine größten Leistungen lagen indes 
auf dem programmatischen Gebiet. 
War er doch einer der ersten, der für 
eine ideologische Öffnung der deut­
schen Sozialdemokratie und flir die 
Überwindung überkommener und seit 
längerem erstarrter dogmatischer Fi­
xierungen eintrat. In diesem Zusam­
menhang vertrat er auch schon früh 

zu einem öffentlichen 
Disput über "Christentum und Sozia­
lismus" zusammentrafen, war es nicht 
minder. 

W aldemar von Knoeringen, der in den 
Jahren nach Hitlers Machtergreifung 
selbst zeitweise der Idee eines revolu­
tionären Sozialismus anhing, hat auf 
dieseWeise die Horizonte sozialdemo­
kratischen Denkens erweitert, ohne die 
in ihrer Geschichte wurzelnden Tra­
ditionen seiner Partei preiszugeben. Er 
hat - zusammen mit anderen - uns und 
damit zugleich der Gesellschaft insge­
samt die Augen dafür geöffnet, mit 
welcher Beschleunigung und welcher 
Radikalität sich bereits zu seiner Zeit 
innerhalb einer einzigen Generation 

~ 
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Umbrüche vollzogen, die zuvor viele 
Generationen in Anspruch genommen 
haben. Und er hat uns gelehrt, dass 
sich das menschliche Bewusstsein und 
das menschliche Verhalten ändern 
müssen, wenn wir diesen Herausfor­
derungen begegnen wollen. Das Go­
desberger Programm, dem er so die 
Bahn geebnet, zu dem er unter ande­
rem den Wortlaut der Präambel bei­
gesteuert und das er auch sonst we­
sentlich beeinflusst hat, war ein ent­
scheidender Schritt auf dem Weg, der 
ihm vorschwebte. Und das Berliner 
Programm des Jahres 1989 hätte in den 
entsprechenden Passagen sicher eben­
so seinen Beifall gefunden. 

Suche nach Antworten 

Dabei ist Waldemar von Knoeringen 
nicht müde geworden, vom Menschen 
zu sprechen und nach seiner Beschaf­
fenheit, seinen Gefährdungen und 
Grenzen zu fragen. Auf diese Fragen, 
auf die Frage nach dem Wesen des 
Menschen, hat er immer aufs neue 
Antworten gesucht. Und er hat der 
Philosophie, der Theologie und den 
anthropologischen Wissenschaften 
Antworten abverlangt, die sie nur teil­
weise zu geben vermochten. Schon 
1954 brachte er die Problematik, die 
uns gerade jetzt in existenzieller Wei­
se herausfordert, fast prophetisch wie 
folgt auf den Punkt: "In dem Mißver­
hältnis zwischen dem ethischen und 
dem rationalen Bereich menschlichen 
Wirkens liegt die Gefahr fiir das Schei­
tern unserer Zivilisation." Man könn­
te fast meinen, ihm hätte damals be­
reits die Frage vor Augen gestanden, 
ob der Mensch wirklich alles tun darf, 
wozu ihn die Wissenschaft befähigt -
also beispielsweise in die menschliche 
Keimbahn eingreifen, Menschen wie 
andere Erzeugnisse produzieren oder 
über Substanzen, in denen das 
Menschsein bereits begonnen hat, zu 
unterschiedlichsten Zwecken zu ver­
fügen. 

Was W aldemar von Knoeringen zu 
seinen Lebzeiten zu diesem Span­
nungsverhältnis immer wieder gesagt 
hat, war keine Absage an das dem 
Menschen angeborene Streben nach 
neuen Erkenntnissen und dem immer 
weiteren Hinausrücken der Grenze 
zwischen Wissen und Nichtwissen. 
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Und es war ebenso wenig eine Absa­
ge an den technischen Fortschritt 
schlechthin. Aber es war ein dringen­
der Appell an die politische, besser 
gesagt an die gesellschaftliche Verant­
wortung. Ein Appell, die Entwicklung 
nicht dem Selbstlauf oder allein dem 
ökonomischen Prinzip zu überlassen, 
sondern sie unter humanen, unter ethi­
schen und unter ökologischen Krite­
rien - insbesondere aber unter dem 
Kriterium der Menschemvürde - un­
ter Kontrolle zu halten. Dieser Appell 
muß -ich denke aber außer an die von 
mir bereits genannte Entwicklung der 
Gentechnik auch an die Globalisierung 
und an das Übergreifen des ökonomi­
schen Prinzips auf fast alle Lebensbe­
reiche- heute noch ernster genommen 
werden als in der Vergangenheit. 

Das schließt auch die Notwendigkeit 
ein, erkannte Irrtümer zu korrigieren 
und umzukehren, wenn sich Wege als 
Irrwege erwiesen haben. Etwa der 
Weg zur Nutzung der Kernenergie. 
Zusammen mit der großen Mehrheit 
der Wissenschaft und Politik hat 
Knoeringen in den fünfzig er Jahren 
die friedliche Nutzung der Atomkraft 
für ein wesentliches Hilfsmittel zur 
weltweiten Verbesserung des Lebens­
standards gehalten und deshalb bejaht. 
Ich bin mir ziemlich sicher, dass er mit 
dem heutigen Kenntnisstand zu einem 
anderen Ergebnis gelangen und des­
halb mit dem Ausstieg aus der Atom­
wirtschaft einverstanden sein würde. 
Nach Tschernobyl wohl allemal. Denn 
das war auch eine Fähigkeit dieses gro­
ßen Mannes: zuzuhören, besseren Ein­
sichten Raum zu geben und lebenslang 
zu lernen. 

"Mehr Demokratie 
wagen" 

Waldemar von Knoeringen war 
schließlich nicht nur ein unermüdli­
cher Streiter für die Demokratie. Er 
war auch ein sehr früher Verfechter 
des Demokratieprinzips als eines all­
gemeinen gesellschaftlichen Prinzips. 
Die von ihm herausgegebene Schrift 
"Mobilisierung der Demokratie" mit 
eigenen Beiträgen von ihm dafür ge­
wonnener, damals noch jüngerer So­
zialdemokraten entwickelt diesen Ge­
danken in einer auch heute noch le­
senswerten Weise. Von ihr führt auch 

ein direkter Weg zu der berühmten 
Losung "Mehr Demokratie wagen" in 
\Villy Brandts Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969. 

Die Demokratisierung war auch Knoe­
ringens Antwort auf die Machtfrage, 
der er - zu Unrecht gelegentlich als 
Träumer apostrophiert - keineswegs 
auswich. Von der Mitbestimmung der 
Betroffenen, davon, dass die Men­
schen ihre Angelegenheiten in ihre 
eigenen Hände nahmen, erwartete er 
das Mehr an Freiheit, an Gerechtigkeit 
und Solidarität, um das es der Sozial­
demokratie von Anfang an ging und 
dessen Substanz sie nicht nur gegen 
die Willkürherrschaft des Nationalso­
zialismus, sondern auch gegen die 
kommunistische Diktatur stets vertei­
digte. 

Eine Leistung W aldemar von Knoe­
ringens bleibt noch zu erwähnen, die 
ihn besonders auszeichnete, weil sie 
keineswegs alltäglich war. Er hat näm­
lich bis in seine letzten Lebensjahre 
hinein junge Menschen um sich ge­
sammelt, sie dazu gebracht, sich zu 
engagieren und politische Verantwor­
tung zu übernehmen. Dafür nahm er 
sich viel Zeit, mit ihnen saß er Stun­
den um Stunden zusammen und er 
freute sich, wenn sie auf dem Weg, den 
er ihnen vorzeichnete, vorankamen. 
Was sich dabei um ihn als den selbst­
verständlichen Mittelpunkt entwickel­
te, war keine Kaderschmiede und da 
entstanden auch keine Seilschaften zur 
wechselseitigen Förderung von Kar­
rieren. Da wurden vielmehr Menschen 
im wahrsten Sinne des Wortes gebil­
det und zur Erkenntnis ihrer selbst 
gebracht. Dass ich selbst einer von de­
nen war, denen dies widerfuhr, sagte 
ich schon. Dafür, dass ihm das gelang, 
waren Eigenschaften wesentlich, an 
die ich zum Schluss erinnern möchte, 
nämlich seine absolute Glaubwürdig­
keit, die vollständige Übereinstim­
mung von Reden und Handeln - auch 
im ganz persönlichen Bereich. Und 
seine Menschlichkeit, seine Beschei­
denheit und seine Sensibilität, die er 
sich zeitlebens bewahrt hat. 

Fürall das gebührt ihm Dank über das 
Grab hinaus. Ein Dank, der sich nicht 
in Worten erschöpft, sondern die Er­
innerung an ihn und sein V ermächt­
nis wach hält. • 
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Der 13. August 1961: Die Berliner Mauer als Zäsur 

eitgeschichtliche Themen sind immer dann zugleich auch Ge­
genwartsthemen, wenn die wissenschaftlichen und publizisti­

.-,__..,:jchen Schlachten um die Interpretation zurückliegender Ge­
schehnisse noch nicht geschlagen sind oder neu entfacht werden. 
Vierzig Jahre nach dem Bau und zwölf Jahre nach ihrem Fall ist die 
Berliner Mauer auch deshalb wieder gegenwärtiger als jemals zu­
vor seit der deutschen Vereinigung, weil im aktuellen Wahlkampf 
zum Berliner Landesparlament die Möglichkeit einer Regierungs­
beteiligung der Partei des Mauerbaus (SED/PDS) debattiert wurde. 
Die dahinter stehende Verdrängung des gerade durch die Berliner 
Langzeit-Erfahrung entwickelten antitotalitären Konsenses der De­
mokraten in Deutschland wäre zwar ein aufregendes, aber doch ein 
umfangreiches eigenes Thema, das in Zukunft, also unter der Wir­
kung des 11. September 2001, ohnehin neue Aktualität und damit 
auch Bearbeitung erfahren wird. Zum Zeitpunkt der Tagung (7.-
9. September 2001) hielten es die Veranstalter, die Akademie in Zu­
sammenarbeit mit der Vereinigung Gegen Vergessen - Für Demo­
kratie, für richtig, an der historisch orientierten Konzeption festzu­
halten. 

Die Problematik kollektiver Verges­
slichkeit, die schnell verblassende Er­
innerung- nur ein Jahrzehnt nach dem 
Epochenwandel von 1989 - bildete 
denn auch den Einstieg für den Histo­
riker Heinrich Potthoff Gerade bei 
jungen Menschen dürfte diese Erinne­
rung weniger anzutreffen sein, und die 
damit verbundenen Konsequenzen im 
politischen Bewusstsein einer ganzen 
Generation sollten nicht unterschätzt 
werden. Laut Potthoff war der Mauer­
bau kein so unerwartetes Ereignis wie 
der MauerfalL Jedoch sei die totale 
Abriegelung der Grenze nicht zwangs­
läufig gewesen: "Doch die Insellage 
West-Berlins machte den Westen an­
fälliger, und die Konzentration der 
macht- und militärpolitischen Kon­
frontation machte jeden Konflikt ge­
fährlicher." Neben der Zementie­
rung der Grenze und damit einer poli­
tischen Zäsur, die dem Westen un­
missverständlich klar machte, dass es 
sich hier nicht nur um ein Provisori­
um handelte, bedeutete der Mauerbau 
auch eine politische Zäsur für die 
DDR. 

Einerseits habe die Mauer "die Ab­
stimmung mit den Füßen" der DDR­
Bevölkerung zwar gestoppt, anderer­
seits sei sie das sichtbare Eingeständ­
nis der Unterlegenheit gegenüber dem 
Magnetismus des politischen Modells 
des Westens gewesen. Die Probleme, 
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welche schließlich zur Zerschneidung 
der Stadt führten, seien allerdings 
"hausgemacht" gewesen. Die DDR­
Führunghabeam 13. August 1961 ei­
nen erheblichen Eigenpart gespielt 
und es sei falsch, die Schuld an der 
Grenzschließung im Nachhinein auf 
die Sowjetunion allein abzuschieben, 
betonte Potthoff Der Bau der Mauer 
wurde zur doppelten Zäsur: .einerseits 
wurde der Status quo in Europa per­
fektioniert; andererseits wurde Klar­
heit über den Ausgangspunkt geschaf­
fen, von dem aus eine neue Ostpolitik 
der Bundesrepublik im engen Bünd­
nis mit den USA und im Rahmen der 
NATO entwickelt werden konnte. 

Offene Wunde 
zugeklebt 

Manfred Rexin, langjähriger RIAS­
Journalist, setzte sich mit einer Reihe 
von Legenden auseinander. Unglaub­
würdig war die sogenannte"Ost-Le­
gende", wonach die Errichtung des 
"Antifaschistischen Schutzwalls" nur 
der Friedenssicherung gedient habe. 
Doch scharf wies Rexin auch die so­
genannte "West-Legende" zurück, 
wonach der Westen vom Mauerbau 
gewusst und absichtlich nichts unter­
nommen habe. Die Alliierten hatten 
eher mit einer Abriegelung Gesamt­
Berlins gegenüber der umgebenden 

DDR und weniger mit einer Durch­
trennung der Stadt selbst und damit der 
Zerstörung des Vier-Mächte-Status 
gerechnet. Die unmittelbare Bedro­
hung West-Berlins, wie sie noch wäh­
rend des Chruschtschow-Ultimatums 
von 1958/59 bestanden hatte, war zu­
rückgegangen, weil die Sowjets die 
"offene Wunde" "zugeklebt" hatten 
und nicht mehr "operieren" wollten. 
Im "Zeichen der Bombe" hatten sich 
insoweit beide Supermächte etwas 
mehr Ruhe verschafft, doch alles auf 
Kosten der Ost-Berliner und der DDR­
Bevölkerung, deren Produktivkraft 
sich Ulbricht damit gesichert habe, wie 
der Fernsehjournalist Fritz Schenk -
bis 1957 selbst Mitglied der DDR­
Plankommission - im Rahmen einer 
wirtschaftshistorischen Gesamtdarstel­
lung ausführte. Damit war die politi­
sche Zäsur des Mauerbaus zugleich 
eine ökonomische, aber vor allem eine 
grausame Zäsur für die Lebenseinstel­
lung, die Zukunftsorientierung der 
DDR-Bevölkerung, die keinen Flucht­
weg mehr hatte und aus westdeutscher 
Perspektive "hinter der Mauer" ver­
schwand. 

Widerstand 

Für den Historiker Stefan Wolle wur­
de die Zeit nach dem Mauerbau zum 
Musterbeispiel für das Zusammenwir­
ken von Repression, Anpassung und 
partiellen Zugeständnissen von Seiten 
der Staatsführung. Doch vor allem ab 
den Siebziger Jahren entwickelte sich 
auch Widerstand, zunächst in kleinen 
Gruppen und im Westen nur unzurei­
chend registriert. 

Den ausbleibenden Ambitionen, die 
Mauer einzureißen, standen bis 1989 
individuelle Versuche gegenüber, das 
Bauwerk zu überwinden. Versuche, 
die zum Teil gelangen und für die wie­
derum ein anderer Teil von Menschen 
mit dem Leben bezahlen musste. Dass 
die Aufarbeitung der in diesem Zu­
sammenhang an der Mauer begange­
nen Verbrechen eine massive- wenn 
auch verspätet zum Tragen kommen­
de -juristische Zäsur darstellt, belegte 
Christoph Schaefgen, Generalstaatsan­
walt a.D. in Berlin. 
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Die justizielle Aufarbeitung des Sy­
stemunrechts mit den Mitteln eines 
kriminologisch ausgerichteten Straf­
rechts stellte für die Rechtssprechung 
der Bundesrepublik Deutschland juri­
stisches Neuland dar, weil man sich 
hier an einer empfindlichen Nahtstel­
le zwischen dem Prinzip des Rechts­
staates und der Idee materialer Gerech­
tigkeit bewegte. Es ging hier um nicht 
viel weniger als die zentrale Frage, wie 
denn Gerechtigkeit überhaupt herge­
stellt werden könne, wenn sich die 
rechtsstaatliche Strafvervolgung an 
einem Regelwerk zu orientieren hat, 
das als Recht eines auch von der Bun­
desrepublik anerkannten, souveränen 
Staates die Erschießung unbewaffne­
ter Flüchtlinge nicht nur entkrimina­
lisiert, sondern sogar ausdrücklich an­
ordnet! Zum ersten Mal in der bun­
desdeutschen Rechtsgeschichte, so 
Schaefgen, sei auch Regierenden -
hier vor allem den Mitgliedern des 
Politbüros- ein rechtsfreier Raum öf­
fentlich abgesprochen worden. Die 
Verantwortlichkeilen der politischen 
Führungsebene als der Hauptverursa­
cher von Staatsverbrechen an den 
DDR-Grenzen (so beruhte z.B. der 
Schießbefehl aufkonkreten Vorgaben 
des Politbüros selbst!) seien klar und 
deutlich ausgesprochen worden. "Die 
großen rechtspolitischen Schlachten 
sind geschlagen worden und zugun­
sten einer Strafverfolgung statt Am­
nestie und zugunsten einer Bewertung 
der Gewalttaten an der Grenze als 
strafbares Unrecht ausgegangen", be­
tonte Schaefgen. War es für die west­
deutschen Juristen weitgehend ein 
neues Feld, auf das sie sich seit 1991 
wagten, so bedeutete die juristische 
Aufarbeitung der Staatskriminalität an 
der Mauer auch für viele Ostdeutsche 
eine fundamentale Neuorientierung ­
habe sie doch ihre erste Konfrontati­
on mit dem Rechtsstaat selbst darge­
stellt, erläuterte Schaefgen. 

Gerechtigkeit zu bekommen, trotz z. T. 
justizieller Unterstützung, ist gar nicht 
immer so leicht. Dies zeigte sich auf 
ebenso eindrucksvolle wie erschüt­
ternde Weise bei einer nachmittägli­
chen Podiumsdiskussion, die sich um 
die persönlichen Zäsuren drehte, wel­
che mit der Mauer für etliche Men­
schen- besonders in der DDR- Stein 
auf Stein aus dem Boden wuchsen. 
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Aufs Podium geladen waren die bei­
den ehemaligen Grenzsoldaten Rudi 
Thurow und Lutz Rathenow - letzterer 
ist in erster Linie als Schriftsteller po­
pulär geworden - sowie die beiden 
ehemaligen politischen Häftlinge Tho­
mas Ammer und Elisabeth Graul -
auch sie ist heute Schriftstellerin. 

erregime nicht unmittelbar erlebt ha­
ben, zu vermitteln vermag. Vor allem 
der sogenannte Schießbefehl war für 
Rathenow schwierig. Als "den einen 
Befehl" habe es ihn übrigens gar nicht 
gegeben, so Rathenow. Vielmehr sei 
dieser Verhaltensnorm ein komplexes 
Regelwerk verschiedener Einzelbefeh-

Elisabeth Graul: Zuchthaus in der DDR erlitten, rechts: Kar! Wi/helm 
Fricke Fotos: Treml 

Für den Kriegswaisen Rudi Thurow, 
ehemals freiwilliger NVA-Unteroffi­
zier an der Westgrenze in Berlin, war 
die Armee so etwas wie eine Ersatzfa­
milie. Die Mauer bedeutete ihm zu­
nächst nicht viel. Mit der Zeit aber war 
gerade sie ein wachsender Grund, der 
DDR und der in ihr begonnenen, hoff­
nungsvollen Karriere den Rücken zu 
kehren. Im Februar 1962, kurz nach­
dem er das erste Mal mit konkret er­
lebter Gewalt an der Grenze konfron­
tiert worden war, flüchtete der 24jäh­
rige Thurow unter Mitnahme geheimer 
Papiere und von drei Zivilisten nach 
W estberlin. Dort wurde er sesshaft und 
engagierte sich in den Folgejahren 
aktiv als Fluchthelfer. Unter anderem 
deshalb versuchte die Staatssicherheit 
dreimal seine Entführung und plante 
schließlich die "Liquidierung des Ob­
jektes Thurow", wie es im amtlichen 
Aktionsplan lapidar heißt. 

Für den Soldaten Lutz Rathenow be­
deutete der Grenzdienst knapp zehn 
Jahre später eine erste tiefgreifende 
Erschütterung seines Wertesystems, 
die der heutige Schriftsteller mit der 
ihm eigenen Sprachkraft auch West­
deutschen und anderen, die das Mau-

Je und Ausführungen auf den unter­
schiedlichsten Ebenen zu Grunde ge­
legt gewesen, das daraufhinaus lief, im 
Zweifelsfall immer zu schießen, da 
man sonst Ärger bekommen würde. 
ThomasAmmererlebte den 13. August 
1961 während seiner Haft im Zucht­
haus (1958-62) gewissermaßen als 
zweite Mauer um die Gefangnismau­
er. Er wurde nach sechs Jahren Haft 
von der Bundesregierung freigekauft. 

Elisabeth Graul hatte sich als junge 
Musikstudentin in (Ost)Berlin einem 
Widerstandskreis angeschlossen, wur­
de 1951 verhaftet und in einem Schau­
prozess unter Vorsitz der berüchtigten 
Hilde Benjamin zu 15 Jahren Zucht­
haus verurteilt. Die Tatsache des Mau­
erbaus traf Elisabeth Graul ein halbes 
Jahr vor ihrer vorzeitigen Entlassung 
aus dem Gefangnis. "Da ich vor hatte, 
so schnell wie möglich in den Westen 
auszureisen, bedeutete der Mauerbau 
für mich, dass ich meine gesamten 
Zukunftspläne über den Haufen wer­
fen musste!" So habe sie sich eben -
mit viel psychologischer Unterstüt­
zung von Freunden- in ihrem neuen 
Leben eingerichtet und sei bis zum 
"bitteren Ende" in der DDR geblieben. 

~ 
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Unglaublich, so drückten es vor allem 
junge Tagungsteilnehmer aus, wie die­
se zurückhaltende Dame nach unvor­
stellbaren 11 Jahren Frauengefangnis 
Hoheneck und weiteren 27 Jahren bis 
zum Fall jener Mauer, die ihr Schick­
sal nach der Haft bestimmte, heute 
vom Podium aus Respekt einflößt und 
fast distanziert ihr Leben beschreibt, 
so wie sie es ausführlich in ihrem au­
tobiografischen Werk "Die Farce" be­
reits vor einigen Jahren getan hat. 
"Was da alles Verantwortungsloses 
gegenüber uns jungen Idealisten in den 
Prozessen gelaufen ist, ist unvorstell­
bar. Das Ganze war ein Panoptikum, 
aber ein lebensgefahrliches." 

Ein abschließendes Politiker-Podium 
mit Rainer Barzel, dem früheren Re­
gierenden Bürgermeister von Berlin 
(1967-77) Klaus Schütz und dem frü­
heren Präsidenten des Gesamtdeut­
schen Instituts, Detlef Kühn, wurde 
von der BR-Hörfunkjournalistin Su­
sanne Zimmer moderiert. 

In diese Richtung zielte auch Klaus 
Schütz, der schon vor seiner Zeit als 
Regierender Bürgermeister und Lan­
desvorsitzender der Berliner SPD in 
wichtigen Schlüsselfunktionen enger 
Vertrauter Willy Brandts gewesen 
war. Nach dem Schock des Mauerbaus 
und der so nicht erwarteten Zerstö­

Zusammengestellt und mit nur schein­
bar leichter Hand dirigiert wurde das 
Podium von Kar! Wilhelm Fricke, den 
die Stasi einst aus West-Berlin zurück 
in den Osten entführt und vier Jahre 
ins Zuchthaus gebracht hatte . Seit 

Barzel, früherer 
Bundestagspräsi­
dent, zuvor CDU­
Vorsitzender und 
davor jüngstes 
Mitglied im letz­
ten Kabinett Ade­
nauer, hatte durch 
die Tat bewiesen, 
dass er keineswegs 
gegen jegliche 
Kontakte der Bun­
desrepublik zum 
SED-Regime war. 
Dennoch kritisier-

rung des Viermächte­
status für Berlin ging 
es Brandt und Schütz 
vor allem darum, die 
Bindungen West­
Berlins an die Bun­
desrepublik zu erhal­
ten und zu vertiefen, 
die USA weiterhin 
auch gegen deren 
eventuelle Schwer­
fälligkeiten in Berlin 
zu engagieren und 
schließlich neue W e-Bekämpfte Brandts Ostpolitik: 

Rainer Barzel ge des Kontakts der 

Bindungen zwischen West-Berlin und der Bundesrepublik vertiefen: 
Klaus Schütz, rechts Moderatonil Susanne Zimmer 

Jahrzehnten wirkt Fricke als einer der 
ganz wenigen begnadeten Forscher 
und Publizisten in der Bundesrepublik, 
die fahig sind, das Leben "hinter der 
Mauer" in einer von Leidenschaft ge­
speisten Sachlichkeit zu beschreiben, 
die gerade aufgrund ihrer Nüchtern­
heit den westdeutschen Leser oder Zu­
hörer aufrüttelt. In Gegenwart einiger 
davon Betroffener dankte Kar! Wil­
helm Fricke dem einstigen Bundesmi­
nister für Gesamtdeutsche Fragen, 
Rainer Barzel, für die Einführung des 
Freikaufens von politischen Häftlin­
gen aus der DDR. 
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te er die Ostvertragspolitik des späte­
ren Bundeskanzlers Willy Brandt in­
sofern, als diese eine internationale 
Aufwertung der DDR mit sich ge­
bracht habe. Dem widersprachen die 
beiden anderen Podiumsteilnehmer. 
Detlef Kühn lobte die auf eine "Ein­
heit des nationalen Bewusstseins" der 
Deutschen abzielende Ostpolitik der 
sozial-liberalen Koalition ab 1969, die 
mehr zum späteren Untergang des 
SED-Regimes beigetragen habe als 
umgekehrt ein roter Teppich für Erich 
Honecker diesen Prozess zu bremsen 
vermochte. 

Menschen in der ge-
teilten Stadt zu finden. Das Passier­
scheinabkommen war ohne Gespräche 
mit der SED-Führung nicht zu bekom­
men; ein Verzicht daraufwäre jedoch 
von der Bevölkerung weder im Osten 
noch im Westen der Stadt verstanden 
worden. So wurde schließlich das 
Konzept der neuen Ostpolitik geboren, 
das zaghaft von der großen Koalition 
(1966-69) und verstärkt während der 
Kanzlerschaft Willy Brandts ab Ende 
1969 umgesetzt wurde. Trotzdem fiel 
auf, wie stark Klaus Schütz bis heute 
vom Bemühen um Gemeinsamkeit der 
großen Parteien in den Lebensfragen 
der Nation geprägt ist: Der gepflegte 
Umgang zwischen Barzel und Schütz 
unterschied sich wohltuend von Wort-
wechseln anderer Podien, und Schütz' 
Betonung der bewährten Tradition frü­
herer großer Koalitionen im Lande 
Berlin, übrigens trotz absoluter SPD­
Mehrheiten zu Zeiten der Regierenden 
Bürgermeister Willy Brandt und Otto 
Suhr, wirkte fast wie ein Seitenblick 
auf die Gegenwart. Die Politik der 
Bundesrepublik war stets auf Über­
windung oder wenigstens Durchlöche­
rung der Mauer angelegt. Barzel und 
Schütz konnten dies je auf eigene 
Weise belegen. Dass die Mauer letzt­
endlich doch fiel, und dies auffriedli­
che Art und Weise, verblüfft Schütz 
bis heute: "Das sehe ich immer noch 
als ein Wunder an." • 

Rafael Treml 
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Partner und Mahner der Politik der letzten 50 Jahre zu verdanken hat. 
Und wenn man nicht einmal mehr die 
inneren Gesetzmäßigkeiteil des Funk­
tionierens kennt, dann wird es gefähr­
lich ... 

Kultusstaatssekretär Karl Freller 
auf der konstituierenden Sitzung des 11. Beirats l l 

Sie sind Mahner der Politik. Das 
ist eine der wichtigen Aufgaben 
dieses Beirates, wie auch der 

Tutzinger Akademie, dass sie zum ei­
nen Partner der Politik, zum anderen 
auch Mahner der Politik sind. Sie mah­
nen die Notwendigkeit einer verstärk­
ten politischen Bildung an. Diese Mah­
nung nehme ich ernst, weil ich selbst 
immer wieder erfahre, wie oberfläch­
lich -wenn überhaupt - diskutiert und 
politisiert wird. Ich stelle - wahr­
scheinlich mit der gleichen Sorge wie 
Sie- fest, dass wir eine sehr oberfläch­
liche Diskussionskultur in Deutsch­
land haben. Die eine Sache sind die 
Talkshows, die meinungsbildender 
sind als fundierte Informationen. Ich 
befiirchte, dass sich die Oberflächlich­
keit dieser Diskussionen auch nieder­
schlägt in oberflächlichen Entschei­
dungen. Dann wird es gefährlich für 
ein Land. Darum ist es gut und wich-

für die Leistungen der Akademie 
Foto: Kultusministerium 

tig - und wird von uns auch stark un­
terstützt- dass wir mit den Akademi­
en, ·g"erade auch mit der Akademie in 
Tutzing, Partner haben, die immer 
wieder deutlich darauf hinweisen, dass 
wir einen fundierten, tiefergehenden 
Diskussionsprozess brauchen, um die 
Zukunft der Gesellschaft entsprechend 
mit zu beeinflussen und zu steuern ... 

l) in Auszügen 
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Ich teile die Sorge, was die politische 
Bildung unserer jungen Menschen 
angeht. Ich habe all die Jahre keinen 
Hehl daraus gemacht, dass ich mir 
gerne mehr Stunden fur Sozialkunde 
und politische Bildung an unseren 
Schulen wünschte. Dass das Korsett 
einer Stundentafel natürlich bei der 
Befürwortung einer Stunde mehr hier­
für sofort die Antwort abnötigt, wo­
fur dann eine Stunde weniger gegeben 
wird, ist das Dilemma, in dem wir stek­
ken ... 
Die Gefahr ist groß, dass diese Gesell­
schaft den Ast absägt, auf dem sie sitzt, 
wie Herr Oberreuter gesagt hat. Auch 
ich sehe die Notwendigkeit, dass wir 
alle aufgerufen sind, den Menschen 
noch deutlicher bewusst zu machen, 
dass es letztlich eine freiheitlich-de­
mokratische Gesellschaft ist, der sie 
den W obistand und die persönlichen 
Freiheiten der positiven Entwicklung 

Ich möchte mich bedanken für das, 
was die Akademie leistet, auch bei der 
Lehrerfortbildung. Der Freistaat Bay­
ern fördert diese Aufgaben der Aka­
demie mit erheblichen Mitteln. Wir 
haben von den 12 Millionen, die wir 
insgesamt einsetzen, sechs Millionen 
für Tutzing aufgewandt. Dass das Geld 
dort sinnvoll verwendet wird, stelle ich 
überhaupt nicht in Frage. Ich stelle mit 
Freude fest, dass wir jetzt dort vor al­
lem auch die Kontinuität eines siche­
ren Platzes haben. Ich möchte Prof. 
Oberreuter gratulieren, dass es ihm 
gelungen ist, die Vertragsverhandlun­
gen so zu fuhren, dass es jetzt ein Erb­
baurecht gibt und damit die Akademie 
Tutzing endlich ein festes Bleiberecht 
hat. .. 
Es haben sich eine ganze Reihe neuer 
Themen entwickelt, die aufzugreifen 
für eine Akademie wichtig ist. Ich 
habe herausgehört, dass gezielt The­
men aufgegriffen werden sollen, die 

~ 

Der neue Beirat der Akademie: 
Dr. Martin Balle, Verband Bayerischer Zeitungsverleger*) 
Bernhard Buckenleib, Katholische Erziehergemeinschqft in Bayern*) 
Klaus Dittrich, Deutscher Gewerkschaftsbund*) 
Prälat Dr. Valentin Doering. Katholische Kirche 
Marion Fendt, Bayerischer Jugendring 
Kathrin Geiger, Frauenverbände*) 
Dr. Friedemann Greiner, Evangelische Kirche 
Karl Hemberger, Bayerischer Landessportverband 
Dr. Wolfgang Heubisch, Verband Freier Berufe*) 
Siegfried Kett, Envachsenenbildzmg 
Prof. Dr. Franz Knöpfte, Hochschule für Politik 
Dr. Hans Georg Lößl, Universität der Bundeswehr*) 
Thomas Morawski, Beruftjournalisten 
Ruth Paulig, MdL, DIE GRÜNEN*) 
Horst Schmidt, MA, SPD 
Dr. Manfred Schuhmann, MdL, SPD 
Matt!Jias Seling*) 
Lothar Semper, Handwerkskammer*) 
Dr. Dr. Simon Snopkowski, Israelitische Kultusgemeinde 
Dr. Ludwig Spänle, MdL *) 

Oberbürgermeister Fritz Stahl, Kommunale Spitzenverbände 
Dr. Jörg D. Stiebner, Industrie- und Handelskammer 
Prof. Dr. Hans Stockinger, MdL, CSU 
Dr. Wulf Treiber, Bayerischer Bauernverbund*) 

Dr. Hans Peter Uhl, CSU*) 

*) neu berufen 
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in der Gesellschaft unbedingt disku­
tiert werden müssen. Dazu danke ich 
Ihnen ebenso herzlich wie für die 
Motivation, die von Ihrer Akademie 
ausgeht, dass viele Menschen sich in 
der politischen Bildung engagieren. 
Ich kann mir nur wünschen, dass sich 
dies auch in Zukunft in gleicher Wei­
se fortsetzt. 
Was die Beschäftigung wissenschaft­
licher Mitarbeiter angeht, da geht die 
Akademie mit viel Sachverstand und 
Geschick vor. Neueinsteilungen wer­
den nicht mehr auf Dauer, sondern 
befristet vorgenommen, damit die Or­
ganisationsstruktur der Akademie im­
mer wieder erneuert wird ... 

Das Fazit kann nur lauten: Die Aka­
demie beschreitet neue Wege in der 
Bildungsarbeit Sie hat die Weichen in 
Richtung Modernisierung gestellt. Die 
politische Spitze, die Ministerin und 
ich, ist jederzeit ansprechbar. Eine gro­
ße Offenheit ftir Ihr Haus und ftir die 
Leitung ist selbstverständlich... • 

Sommerfest 2001 

In diesem Jahr waren die tagelangen Vorbereitungen der Kolleginnen in 
der Küche und die Aufbauarbeiten der Hausmeister im Akademiepark nicht 
umsonst: Das Gartenfest trug seinen Namen 200 I im Gegensatz zu den 
Vorjahren zu Recht und musste nicht in die Räume und Säle verlegt wer­
den . Mehrere Hundert Gäste und zahlreiche Ehrengäste konnte Aka­
demiedirektor Heinrich Oberreuter denn auch unter strahlend blauem 
Abendhimmel begrüßen. Bis spät in die laue Sommernacht hinein feierten 
Freunde und Förderer sowie die Beschäftigten der Akademie. Gesehen 
wurden: Staatsminister Reinhold Bocklet, zahlreiche Bundes- und Land­
tagsabgeordnete, Tutzings Bürgermeister PeterLederer mit Gemeinderäten, 
Kultusminister a.D. Hans Maier, der frühere Akademiedirektor Manfred 
Hättich sowie mehrere Generalkonsuln und Vertreter der Bundeswehr • 

Außenpolitik aus erster Hand 
Internationale Gesprächspartner für die Dozenten 

Prof. Dr. Igor F. Maximytschew von 
der Akademie der Wissenschaften 
Russlands und Prof. Dr. Chih-Ming 
Chang von der National University 

Prof. Dr. Chih-Ming Chang:" Ge­
genwärtig gtöt es kein einiges 
China, aber es bleibt ein Traum 
für die Zukunft# Fotos: ms 
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Taiwan waren die interessanten Ge­
sprächspartner ftir das Akademiekol­
legium im Rahmen zweier Kolloqui­
en. Maximytschew, der im Herbst 
1989 in der Sowjetischen Botschaft in 
Ost-Berlin Zeitzeuge des Mauerfalls 
war, sprach und diskutierte über die 
neue Außenpolitik Russlands unter der 
Führung Präsident Putins. Dabei 
machte er deutlich, welch immense 
Bedeutung Russland der geplanten 
NATO-Osterweiterung zumisst. Nicht 
nur in weiten Teilen der Bevölkerung, 
sondern auch innerhalb der politischen 
und militärischen Eliten spielt das sub­
jektive Bedrohungsgeftihl eine nicht 
zu unterschätzende Rolle. 

Chang beleuchtete das komplizierte 
Verhältnis Taiwans zur Volksrepublik 
China in Zeiten des politischen und 
ökonomischen Wandels. Nach dem 
Machtwechsel in Taiwan im Frühjahr 
2000 sieht er einen erhöhten Legiti-

Prof. Dr. /gor F. Maximytschew: 
NATO-Ostetweiterung von immen­
ser Bedeutung für Russland 

mationsdruck ftir Peking. "Gegenwär­
tig gibt es kein einiges China, aber es 
bleibt ein Traum für die Zukunft." 
Friedliche Koexistenz und besondere 
Beziehungen der beiden Staaten ("Ein 
Land- zwei Systeme") prägten die Ge­
genwart. Die Zukunft könne durchaus 
in einer Konföderation liegen. • 

ms 
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Akademie für Politische Bildung, Tutzing I 
Bayerische Landeszentrale für politische Bildungs­
arbeit, München (Hrsg.) 

Koordination: Jürgen Maruhn I Manfred Wilke 

Raketenpoker um Europa 
Das sowjetische SS 20-Abenteuer 
und die Friedensbewegung 

MOnehen 2001, 348 S. (kostenlos erhältlich bei der 
Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungs­
arbeit, München) 

Aus dem Vorwort der Herausgeber: 
... So bleibt am Ende der wenn auch vorläufige Befund 
- eine umfassende wissenschaftliche Gesamtdarstellung 
steht hierzu noch aus -, dass die späten 70er und die 
frühen 80er Jahre in der Auseinandersetzung zwischen 
West und Ost eine zentrale und außerordentlich kriti­
sche Konfliktstruktur brachten, an deren Ende der Tri­
umph der Freiheit in ganz Europa stand. Dieser Triumph 
war dabei keineswegs selbstverständlich. Demokratien 
sind, wie das ganze 20. Jahrhundert gezeigt hat, trotz 
ihrer sich aus dem Freiheitsprinzip speisenden beson­
deren Vitalität, nicht per se die stärkeren Ordnungen, 
die sich gewissermaßen naturgesetzlich durchsetzen. Für 
die politische Bildung muss dies heißen, dass sie ihren 
Beitrag dazu leistet, zentrale Ressourcen für die Be­
standsfähigkeit von Demokratien wie Rationalität, in­
nere Disziplin und Selbstbehauptungswillen zu stärken, 
damit auch künftig Verführung nicht obsiegen kann .... 
... Wir wünschen diesem breit angelegten Sammelband 
mit zahlreichen pointierten Positionen, der auf eine Ta­
gung der Akademie für Politische Bildung zum Thema 
im Jahre 1999 zurückgeht, in diesem Sinne zahlreiche 

AK .._DI'\11 F. Ff'R 
POUT!SCH[ BILD! ;\IG, TCTZ!J\G 

BAYERISCHE LANDESZENTRALE 
FÜR POLITISCHE BILDUNGSARBEIT 

D 
58 

engagierte und kritische Leser. Es geht uns dabei, 
um dies abschließend festzustellen, nicht um wohl­
feile Verurteilungen oder eine triumphierende Ge­
bärde des Recht bekommen Habens. Es geht viel­
mehr darum, durch den Aufweis von Stärken und 
Schwächen, von zutreffenden und falschen Beur­
teilungen zur für die politischen Bildung essentiel­
len Fähigkeit beizutragen, in schwierigen Situatio­
nen die richtigen Maßstäbe anzulegen und über die 
notwendige Urteilskraft zu verfügen. 

r • " - :J 
Heinrich Oberreuter I Uwe Kranenpohl I 
Martin Sebaldt (Hrsg.) 

1\/e~ideL r~cher Vo=>rlo:-1 

Der Deutsche Bundestag im Wandel 
Ergebnisse neuerer Parlamentarismusforschung 

Westdeutscher Verlag GmbH, Wiesbaden 2001, 
307 S. , DM 58,--

Der Deutsche Bundestag hat über die Jahrzehnte in sei­
nem Grundgefüge und seiner Funktionslogik eine er­

staunliche Konstanz und Effizienz bewahrt. Gegenwärtig 
steht das Parlament aber auch vor neuen Herausforderun­
gen: Veränderte Bedingungen der Medienpräsenz, die Wie­
dervereinigung, die Dynamik des europäischen Integra­
tionsprozesses und die Entwicklung einer partizipations­
freudigen civil society stellen erweiterte Anforderungen an 
die Leistungsfähigkeit des Bundestags. In diesem Buch 
werden die Ergebnisse zu allen wichtigen Bereichen der 
neueren Parlamentarismusforschung vorgelegt und zu ei­
ner gehaltvollen Bilanz des gegenwärtigen Forschungs­
standes verdichtet. Dabei zeigt sich, dass der Bundestag 
entgegen aller Kritik eine leistungsfähige und auch bürger­
nahe Repräsentationskörperschaft ist. 
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Akademie-Arbeit und Veranstaltungen 1m Spiegel der lledien 

ThoralfSchwanitz in der PASSAUERNEUEN PRESSE vom 16. Juli 2001: 

Risiken und Nebenwirkungen der größeren EU 

... Einig war sich das akademische 
Quintett, dass Europa einmal zusam­
men wachsen könne- schließlich gibt 
es seit Jahrhunderten ein gemeinsames 
kulturelles Erbe mit den Nachbarn im 
Osten. Doch das Beschwören der Ge­
schichte reiche nicht, warnte Bayerns 
Finanzminister Kurt Faltlhauser. Er 
sieht die Gefahr einer Überforderung 
aller Beteiligten: Derzeit werde die fi­
nanzielle Last der Osterweiterung 
"bagatellisiert". Den Beitrittskandida­
ten dürfe nach ihrer Aufnahme nicht 
rücksichtslos der freie Markt "überge­
stülpt" werden .... 

... Doch die heutige Freiheit der ost­
europäischen Länder bedeute nicht, 
dass sie bei den EU-Beitrittsverhand­
lungen gleichberechtigt seien- so der 
Befund des ungarischen Wirtschafts­
professors Andnis Inotai: "Wer sich 
dem Club anschließen will, muss sich 
anpassen. Die Spielregeln gibt Brüs­
sel vor", resümierte er. Nur wirklich 
gut vorbereitete Länder sollten zum 
ersten Beitrittstermin in die EU auf­
genommen werden - Ungarn gehöre 
unbedingt dazu . ... 

Sigrun Eibner in der NÜRNBERGER ZEITUNG vom 24. Oktober 200 I: 

Nur Wut auf Amerika oder Kampf der Kulturen? 

"Nach dem 11. September ist nichts 
mehr wie es war" - diese Aussage ist 
seit den Terroranschlägen in New 
York und Washington immer und im­
mer wieder zu hören. Doch was hat 
sich tatsächlich geändert, gibt es wirk­
lich eine neue Weltordnung oder sind 
die Veränderungen längst nicht so tief­
greifend wie zunächst angenommen? 
Um diese Fragen kreiste eine Tagung 
der Akademie für Politische Bildung 
in Tutzing, die ursprünglich die Rolle 
des "freundlichen Hegemons" USA 
ergründen wollte, doch durch die Ter­
roranschläge einen ganz neuen 
Schwerpunkt erhalten hatte. 
Für Michael Staack, Professor an der 
Bundeswehr-Universität in Neubi­
berg, stellen die Ereignisse des 11. 
September keine grundlegende Zäsur 

, wie etwa das Jahr 1989 dar, in dem 
mit dem Fall der Mauer das Ende des 
Kalten Krieges eingeläutet wurde. 
"Die USA haben den Kampf mit dem 
Terror aufgenommen, doch glückli­
cherweise wird dieser Kampf nicht 
zum viel beschworenen Kampf der 
Kulturen stilisiert", erklärt Staack mit 
Hinweis auf das besonnene und ratio­
nal kalkulierte Handeln der US-Regie­
rung. 
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Diese Ansicht teilt Michael Zöller, 
Professor an der Universität Bayreuth, 
in keiner Weise. Seiner Meinung nach 
wurde auf der Suche nach den Ursa­
chen des Terrors die Theorie vom 
Zusammenprall verschiedener Kultu­
ren zu schnell beiseite geschoben. 
"Die Überzeugung, dass man den 11. 
September mit der Globalisierung 
oder dem Vormachtstreben der USA 
erklären könnte, ist ein fundamenta­
les Missverständnis", sagt Zöller. 
Vielmehr sieht der Wissenschaftler 
einen Kampf gegen die Zivilisation, 
die als Ganzes zerstört werden soll. 
Dieser "innerislamische Bürgerkrieg", 
der nun auch im Westen geführt wer­
de, wird sich nach Ansicht Zöllers 
noch verschärfen. "Dies sind die 
schmerzhaften Versuche des Islam, 
das Mittelalter zu verlassen", erklärt 
der Professor mit Blick auf Parallelen 
in Buropa vor dem Zeitalter der Auf­
klärung. Die aktuelle US-Politik sei 
deshalb fur Erklärungsmodelle nicht 
geeignet. 
Das sieht James Davis vom Geschwi­
ster-Scholl-Institut in München an­
ders. "Die USA waren auf dem Weg 
in eine unipolare Welt", charakterisiert 

... Gerade weil der Prozess der euro­
päischen Integration beispiellos ist, 
konnte der Passauer Tetralog zwar vie­
le Symptome großer und kleiner Pro­
bleme benennen- ein Allheilmittel zu 
deren Lösung hat auch er freilich nicht 
gefunden. Da aber Humor bekanntlich 
die beste Medizin sein soll, gewährte 
Erhard Busek augenzwinkernd Ein­
blick in den Alltag des grenzenlosen 
Europas: "In ungarischen Supermärk­
ten wird schon heute zweimal täglich 
die Österreichische Hymne gespielt. 
Dann gehen die Österreicher in Hab­
Acht-Stellung- und die Ungarn kom­
men auch mal an die Regale." 

(siehe Seite 9) 

Davis die Situation vor den Anschlä­
gen. Schon die Außenpolitik von US­
Präsident Bill Clinton, vor allem aber 
die George W. Bushs in den ersten 
Amtsmonaten sei von Arroganz und 
Selbstüberschätzung geprägt gewesen. 
Beispielsweise der Ausstieg aus den 
Umweltschutzzielen des Kyoto-Proto­
kolls oder das Veto gegen die Schaf­
fung eines internationalen Strafge­
richtshofs waren eindeutige Belege fur 
die Überzeugung Washingtons, Poli­
tik im Alleingang durchsetzen zu kön­
nen. Doch auch Europa hätte sich nach 
Ansicht Davis' mit einer übermächti­
gen USA und der daraus resultieren­
den bequemen Rollenverteilung arran­
giert: "Der Juniorpartner musste we­
niger Verantwortung tragen und konn­
te sich guten Gewissens auf seine ei­
genen Probleme konzentrieren." ... 

"Metaphysischer Kampf" 

Die Terroranschläge markieren den 
Beginn einerneuen Phase multilatera­
ler Beziehungen - in diesem Punkt 
waren sich Referenten und Teilnehmer 
der Tagung weitgehend einig, doch in 
der Frage der Ursachen und der Reich­
weite der Bedrohung gab es erhebli­
che Meinungsunterschiede .... 
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Förderkreis der Akademie für Politische Bildung e.V. 

EINLADUNG ZUR MITGLIEDSCHAFT 

1988 haben einige der Akademie nahestehende Persönlichkeiten den Förderlaeis der Akademie für Politische 
Bildung gegründet mit dem Ziel, die Bildungsarbeit der Akademie bei den Projekten finanziell zu unterstützen, 
die nicht durch staatliche Haushaltsmittel realisiert werden können. 1. Vorsitzender des Vereins ist seit Juli 
1995 Oberstleutnant a. D. Gernot Abendtaus Tutzing. Der Anfang wurde 1989 mit der Ausschreibung eines 
Schülerwettbewerbs zum Thema "40 Jahre Bundesrepublik Deutschland" gemacht; es folgte finanzielle 
Hilfestellung bei der Gewinnung bedeutender Referenten für die Tagung "Demokratie und Nation- ein deutsches 
Dilemma" sowie Unterstützung der Expertentagung "Reaktorsicherheit und Energiepolitik in Osteuropa" durch 
projektbezogene Spenden. Bisher wurde ein Publikationsprojekt und der Akademie-Bus durch den Förderkreis 
finanziert. 

Wir möchten Sie herzlich zur Mitgliedschaft im Förderkreis einladen, um so den Kontakt zu vertiefen, der 
durch den Bezug des Reports oder Teilnahme an Tagungen bereits besteht. Der Förderkreis ist als gemeinnütziger 
Verein anerkannt und somit berechtigt, Spendenquittungen auszustellen. Der Mitgliedsbeitrag beträgt Euro 
30,- im Jahr; die Vereinssatzung wird Ihnen auf Anforderung gerne zugesandt. D'öer neue Mitglieder würden 
wir uns sehr freuen. 

Geschäftsstelle: 82327 Tutzing, Buchensee 1, Tel. 08158/256-0 I Fax: 08158/256-51 
Bankverbindung: Kreissparkasse München Starnberg, BLZ 702 501 50 

Konto-Nr. 430 592 477 

An den 
F örderkreis der 
Akademie für Politische Bildung e. V. 

82323 Tutzing 

BEITRITTSERKLÄRUNG 

Hiermit erkläre ich meine Mitgliedschaft im Förderkreis der Akademie für Politische Bildung. 

0 Den Mitgliedsbeitrag überweise ich. 

0 Ich bitte um Übersendung einer Einzugsermächtigung. 

Name, Vorname: ......... ....... .................. ....... .......... ......... ...... .............. .... .. .. ........... ....... ......... . 

Titel, Beruf: ............................................................. .................................................... .......... . 

Anschrift, Telefon: ...... .............. ............................................................... ............................. . 

Datum, Unterschrift: ............................................................................................................ .. 
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T he en Ta ungen T errn·ne 
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel­
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verständnis! 

49-1* 3.- 7. 12. 

49-2* 3.- 5. 12. 

49-3 7.- 8. 12. 

50-1* 10. - 12. 12. 

50-2 13. -15. 12. 

51-1* 17.- 19. 12. 

51-2 17.- 19. 12. 

Info und Anmeldung: 

Dezember 

Großbritannien auf dem Weg ins neue Jahrtausend 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Kari-Heinz Willenborg I Gerhard Finster 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Aktuelle Fragen zu Politik und Gesellschaft 
Seminar für Mitglieder des Bayerischen Bauernverbandes 
Leitung: Jürgen Weber 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Meinungsmacht-global und multimedial 
Leitung: Michael Sehröder 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Politische Bildung und Medien 
ln Kooperation mit dem staatlichen Studienseminarfür berufliche Schulen 
Südbayern und der Landesbildstelle Südbayern 
Leitung: Kari-Heinz Willenborg I Johannes Philipp 
Sekretariat: Belinda Bachmann Tel. 081581256-59 

Globalisierung und Dritte Welt 
Leitung: KlausGroschI Peter Hampe I Kari-Heinz Willenborg 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Politische Bildung und Medien 
ln Kooperation mit dem staatlichen Studienseminar 
für berufliche Schulen Südbayern und der Landesbildstelle Südbayern 
Leitung: Kari-Heinz Willenborg I Johannes Philipp 
Sekretariat: Belinda Bachmann Tel. 081581256-59 

Ökologie des Hörens -Von der Lärmumwelt zum Klangdesign 
ln Zusammenarbeit mit der Evangelischen Akademie Tutzing (auch Tagungsort) 
Leitung: Michael Sehröder I Axel Schwaneback 

(Mo - Do 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr) 
Elke Tuchenhagen Tel. 081581251122- Telefax: 081581996422 
Email : tuchenhagen@ev-akademie-tutzing.de 

Wir leben heute in einer lauten Weit. in früheren Zeiten hin­
gegen waren die Menschen von einer gänzlich anderen Ge­
räusch- und Klangweit umgeben. Während es nur wenig 
auditive Konkurrenz zur menschlichen Stimme und zu den 
Naturgeräuschen gab, dominieren gegenwärtig Geräusche 
von Maschinen, Autos und Flugzeugen. Die verschiedenen 
Lärmquellen stellen zunehmend eine erhebliche gesund­
heitliche Belastung dar. Psychoakustiker und HNO-Ärzte 
warnen seit langem vor den zum Teil irreversiblen Schä­
den der Lärmemissionen, die bereits zu einem starken An­
stieg von Hörstörungen geführt haben. 

logischen Klangbewegung beobachten : Zahlreiche Initia­
tiven gegen die Belästigung durch Fluglärm und Verkehr 
haben sich formiert . Doch Lärmbekämpfung wird noch 
immer eher defensiv betrieben, seltener als eine Strate­
gie der bewussten akustischen Gestaltung der Umwelt. 
Zu fragen wäre in diesem Zusammenhang danach, wie 
es um die akustische Umwelt, wie um den Klang der Din­
ge in Gesellschaft, Wirtschaft und Schule steht? Droht 
eine Verlärmung der Gesellschaft? Welche Perspektiven 
bietet die akustische Gestaltung? Wie wird sich die Zu­
kunft des Hörens gestalten? 

in den letzten Jahren lässt sich allerdings eine Sensibilisie­
rung für das "Hörbare" nicht nur von den Pionieren der öko-
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Th rnen T agung n T ermine 
Für die mit einem* gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel­
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verständnis! 

2-1 11. - 13. 1. 

3-1* 14.-16.1. 

3-2 14. -18. 1. 

4-1* 21.-25. 1. 

4-2 23. - 24. 1. 

4-3 25.-26. 1. 

5-1 28. 1. - 2. 2. 

7-2 15.- 17. 2. 

7-3 13.-15.2. 
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Januar 

Umgang mit Opfern 
Leitung: Jürgen Maruhn 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Welche Ethik braucht Entwicklungszusammenarbeit? 
ln Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft Entwicklungsethnologie 
Leitung: Klaus Grosch I Kari-Heinz Willenborg 
Sekretariat: lna Raus Tel. 08158/256-53 

Politik kritisch hinterfragt 
Interviewtraining in Zusammenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung 
und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 
Leitung: Michael Sehröder 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Demokratien in Mittelosteuropa - Entwicklung, Perspektiven 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Jürgen Weber I Heribert Schorm 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Denkmalschutz: Privatinitiative statt staatlicher Gängelung? 
ln Zusammenarbeit mit der Petra-Kelly-Stiftung 
Leitung: Horst Denzer I Gerd Rudel 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Kommunal - Privatisierung 
Leitung: Jürgen Maruhn 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Februar 

Politik erfahren und gestalten 
Simulationen von Internationalen Organisationen 
ln Kooperation mit dem European Forum e.V. 
Für Studenten (aus allen Ländern) in englischer Sprache 
Leitung: Michael Piazolo 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Wozu Geschichte? Geschichtspolitik und kulturelle Hegemonie 
Leitung: Heinrich Oberreuter 
Sekretariat: Brigitte Hertenberger Tel. 081581256-47 

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser • 
Verbraucherschutz unter die Lupe genommen 
ln Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Hausfrauen (AEH), 
Landesverband Bayern e.V. 
Leitung: Michael Piazolo 
Sekretariat: Belinda Bachmann Tel. 081581256-59 

Akademie-Report 4/2001 



T herne Ta ngen T errni e 
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel­
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verständnis! 

8-1* 18.-22.2. 

8-2* 18.- 22. 2. 

8-3" 22. - 24. 2. 

8-4 20. 2. 

9-1 25.-27. 2. 

9-2 26. - 28. 2. 

Projektarbeit im GSE-Unterricht 
Leitung: Peter Hampe I Eva-Maria Post-Lange 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Zwischen Mauerbau und Nachrüstung: 
Deutschland in den 60er und 70er Jahren 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Jürgen Weber I Siegtried Münchenbach 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Environment/Metropolis: The Spaces of American History 
ln Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Amerikastudien 
Leitung: Klaus Grosch 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Akademiegespräch im Landtag 
Leitung: Heinrich Oberreuter 
Sekretariat: Karin Sittkus Tel. 081581256-49 

Bundesweit wählen - lokal berichten 
Redaktionsstrategien für den Bundestagswahlkampf im Lokalteil 
Journalistenseminar in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale 
für politische Bildung und dem Institut für Journalistenausbildung 
und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 
Leitung: Michael Sehröder I Barthold Flöper 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Menschenrechte - Ethik - Sozialarbeit 
Sozialarbeit als Menschenrechtsprofession 
ln Zusammenarbeit mit dem Deutschen Berufsverband 
für Sozialarbeit, Sozialpädagogik und Heilpädagogik e.V. (DBSH) 
Leitung: Klaus Grosch 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

März 

10-1 7.- 9. 3. Advocating for intercultural and interfaith understanding 
ln Kooperation mit der National Louis University, Haideiberg 
Leitung: Klaus Grosch 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

10-2 8.- 9. 3. Auslaufmodell Flächentarifvertrag? 
Herausforderungen für die Tarifpartner 
Leitung: Peter Hampe 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

1 0-3" 4. - 6. 3. lnterkulturalität als institutionelle Aufgabe 
ln Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis Kooperation in der 
Ausländerarbeit, München 
Leitung: Klaus Grosch I Kari-Heinz Willenborg 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 
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T en1 n T agungen T er • 
I 

Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel­
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verständnis! 

11-1* 11 . -15. 3. 

11-2 12. 3. 

12-1* 18.-22. 3. 

12-2 18. - 20.3. 

12-3* 20.-21. 3. 

12-4 22. - 24. 3. 

14-1 3. - 5. 4. 

14-2 5.- 7. 4. 
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Die EU und ihre östlichen Nachbarn: 
Kooperation und Integration für die Zukunft Europas 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Jürgen Weber I Siegtried Münchenbach 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Nationale Minderheiten in Europa - Sprengstoff oder Sauerteig? 
Symposion mit der Akademie Dillingen, dem Bayerischen Rundfunk 
und dem Haus des Deutschen Ostens 
Leitung: Jürgen Weber I Siegtried Münchenbach 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Konflikte und Herausforderungen in Schule und Gesellschaft 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Peter Hampe I Eva-Maria Post-Lange 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Ausländer in unserer Region - Minderheiten in die Zeitung holen 
Journalistenseminar in Zusammenarbeit mit dem Bundespresseamt 
und dem Institut für Journalistenausbildung und Kommunikationsforschung 
an der Universität Passau 
Leitung: Michael Sehröder I Renke Thiemann 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Politik an der Leine der Verwaltung? 
Politikmanagement zwischen Wertorientierung und Tagesaktualität 
ln Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Lehrgang für Verwaltungsführung 
Leitung : Horst Denzer 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Bilder machen Kanzler - Integrierte Wahlkampfkommunikation 
PR und Politik II 
ln Zusammenarbeit mit der Deutschen Public Relations Gesellschaft 
Leitung: Manfred Schwarzmeier 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256-46 

April 

Die Europäische Union vor der Erweiterung: Der Kandidat Ungarn 
ln Kooperation mit der Europäischen Akademie Bayern e.V. 
Leitung: Michael Piazolo 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Gewerkschaften wozu? 
Leitung: Jürgen Maruhn 
Sekretariat: lna Raus Tel. 08158/256-53 
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T agu T • rrn1ne T hemen ge 
Für die mit einem " gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche Anmel­
dungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr 
Verständnis! 

15-1/2* 8.- 10. 4. 

15-3* .8. -10. 4. 

15-4* 10.-12. 4. 

15-5 12. -14. 4. 

16-1 15.- 17. 4. 

16-3 17. - 19. 4 . 

Sozialkunde wohin? Neue Wege des Sozialkundeunterrichts 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Jürgen Weber I Siegtried Münchenbach 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Lehrer als Staatsbürger - Grundfragen der staatsbürgerlichen Bildung 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Jürgen Weber I Heribert Schorm 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Grundfragen der staatsbürgerlichen Bildung: 
Gewaltbereitschaft und politischer Extremismus 
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen 
Leitung: Kari-Heinz Willenborg ISiegfried Münchenbach I Alexander Ohgke 
Sekretariat: Renate Heinz Tel. 081581256-50 

Glanz der Infrastruktur, Elend der Demokratie? 
Entwicklung der Demokratie in den neuen Ländern 
Leitung: Horst Denzer 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Geschichtspolitik in der Diskussion 
ln Zusammenarbeit mit dem DVPW-Arbeitskreis "Politik, Kultur, Sprache" 
Leitung: Jürgen Weber I Wolfgang Bergern 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Wirtschaft jenseits des Wirtschaftsteils 
Journalistenseminar in Zusammenarbeit mit dem Institut für Journalistenausbildung 
und Kommunikationsforschung an der Universität Passau 

17-1* 22.-25. 4 . 

17-2 25.-27. 4. 

18-1 29.- 30. 4. 

Leitung: Michael Sehröder 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Gewalt und Toleranz in und zwischen Gesellschaften 
Schülerforum zu aktuellen Fragen der Politik 
Leitung: Manfred Schwarzmeier I Miriam Wolf 
Sekretariat: lna Raus Tel. 081581256-53 

Agrarwende? Zur nachhaltigen Nutzung ländlicher Räume 
Leitung: Peter Hampe 
Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Deutschlands weltpolitische Rolle und seine außenpolitischen Eliten 
Leitung: Heinrich Oberreuter 
Sekretariat: Brigitte Hertenberger Tel. 081581256-4 7 

E-Mail-Adressen der Sekretariate: 

Belinda Bachmann 
Heike Bäuerle 
Renate Heinz 
Brigitte Hertenberger 
lna Raus 
Karin Sittkus 

];LBachmann@apb-tutzing.de 
H.Baeuerle@apb-tutzing.de 
R.Heinz@apb-tutzing .de 
Chefsekretariat@apb-tutzing.de 
I. Raus@apb-tutzing.de 
K.Sittkus@apb-tutzing .de 

Die Akademie im Internet: www.apb-tutzing.de 
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Postfach 220, 82323 Tutzing 
Pressesendung DPAG 
"Entgelt bezahlt", B 42656 

amen und achrichten 

DIREKTOR 

Prof. Dr. Heinrich Oberreuterhielt u.a. Vorträge in 
Nürnberg über verantwortliches Handeln zwischen 
Vernunft und Ideologie, in München über direkte De­
moratie sowie über die deutsch-polnischen Beziehun­
gen im Rahmen einer polnischen Diplomatenkonferenz, 
in Mailand über politische Kommunikation im Wahl­
kampf, in Nijmwegen über Strategien der Opposition. 
Podiumsdiskussionen bestritt er u.a. in Bad Kissingen 
("Geschichtsdeutungen") und Bonn ("Regierungs­
technik von morgen") . 

aus der Akademie 

KOLLEGIUM 

Prof. Dr. Peter Hampe hielt bei der Sächsischen Lan­
deszentrale für Politische Bildung in Dresden und bei 
der Landespolizeischule in Bautzen Vorträge über die 
"Zukunft der Erwerbsarbeit" und über die wirtschaftli­
chen Probleme in den Neuen Bundesländern. In Mün­
chen sprach er für die Europa-Union und für die Ka­
tholische Erziehergemeinschaft über "Der Euro kurz 
vor der Einführung". Im September nahm er in Foros/ 
Yalta an einer internationalen Wissenschaftskonferenz 
zum Thema "Problems of Economic Integration of 
Ukraine into the European Union" teil und referierte 
dabei über "Ten Years ofTransition in the Former So­
cialist Countries: A Political-Economic Balance". 

VERWALTUNG 

Als neue Tagungssekretärin begrüßen wir Frau lngrid Raus. 

Der Zivildienstleistende Elian Schweizer hat seinen Dienst in der Akademie beendet. 
Sein Nachfolger ab 1. September ist Hermann Hausen. 

H.Denzer@apb-tutzing.de 
K.Grosch@apb-tutzing.de 
P. Hampe@apb-tutzing .de 

E-Mail-Adressen des Kollegiums: 

J.Maruhn@apb-tutzing.de M.Schwarzmeier@apb-tutzing.de 
M.Piazolo@apb-tutzing.de J.Weber@apb-tutzing.de 
M.Schroeder@apb-tutzing.de K.Willenborg@apb-tutzing.de 

M.Wolf@apb-tutzing.de 

Ich interessiere mich für folgende Seminare und bitte um Zusendung der ausführlichen Tagungsprogramme: 
(aus organisatorischen Gründen bitte maximal fünf Seminarnummern angeben) 

Etwa 4 - 6 Wochen vor Seminarbeginn erhalten Sie von uns die Unterlagen für Ihre verbindliche Anmeldung. 

Name ... .. ....... .................. .................. .. ................ ...................... . Vorname .... ........................ .................. ... .. .. . 

Straße ... ......................... .. ......... ....... .. ..... .. .......... .... .... .. .... ..... .... ........... ... .... .. ... ............. .. ... ....... ............. ............ . 

PLZ .... ....... ................ Ort ........................................................................................... .................. ........................ . 

Tel. ........................ ........................... ................... .................. .... . Fax ............................................................. . 

Beruf/1 nstitution ............................................................ ............. . Geburtsjahr ............................................... .. 

Mit dieser Rückmeldung erkläre ich mein Einverständnis zur Verwendung meiner persönlichen Daten im Rahmen der tagungs­
bezogenen Datenverarbeitung der Akademie für Politische Bildung Tutzing 
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